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Polen hat gewählt, und der neue Präsident ist nicht der alte. Dabei
hatte Walesa doch so ziemlich alles auf seiner Seite, was wichtig
schien: den legendären Ruf des Solidarnosc-Helden der frühen Acht-
ziger; den Bonus des gestandenen Reform-Präsidenten der Neunzi-
ger; die nimmermüde Hilfe langjährig einflußreicher Mitstreiter;
die über alles Maß eindeutige Rückenstärkung der katholischen
Kirche. Und: die Zuneigung des Westens von diversen Regierungs-
sesseln übers Feuilleton bis hin zur Boulevardpresse und Regenbo-
genautobahn.

Auch an knallhartem Verbalkrieg gegen seinen Konkurrenten hat
es Walesa nicht fehlen lassen; und auch nicht - für die zarteren See-
len - an wohlweislicher Insfeldführung seines Familienvaterseins.

Und dennoch: der Wahlsieger heißt Kwasniewski. Und dieser
Kwasniewski ist ein Linker.

Das Wundern im Westen ist groß. Hatten sie nicht eindeutig gesagt,
die Polen, sie wollten nie mehr Sozialismus? Und also wie der Westen
sein? Und hat man ihnen dafür nicht mancherlei zugesteckt an Fi-
nanzschulderlassung und Verheißung offener Wege nach Europa?

Sie hat nicht gereicht, diese Wohltätigkeit. Denn es ist ganz offen-
sichtlich anderes, das die Mehrheit der Polen will. Walesas Ruhm
aus seinen Werftzeiten in Gdansk - was kann er noch gelten, da der
Reformer zum Erzkonservativen geworden ist? Und was sein Ja
zum Westen, da es sich an einen rückwärtsgewandten, eifersüchtig
besitzstandswahrenden Westen wendet und nicht nach vorn?

Zweierlei vor allem scheint dominant in der polnischen Wahlent-
scheidung. Zum einen die Erfahrung, daß mit der Verdammung
von vier Jahrzehnten allein noch keine neue Gesellschaft zu bauen
ist, und mit ihr verbunden das Gefühl, daß erlebte Wirtschafts- und
Sozialstrukturen zu wichtig sind, um sie in Bausch und Bogen und
ein für allemal über Bord zu werfen. Und zum anderen der Drang
nach Europa. Aber eben nicht: nach einem Europa von Westens
Gnaden. Sondern: nach echter Moderne, nach Gleichberechtigung,
nach unbegrenztem Austausch mit dem Westen. Kurz: nach Europa
als normalster Daseinsform.

Genau dafür aber stand Walesa nicht, und dafür steht nicht der
Westen. Auch Polen erlebt - wie Laszlo Andor es in diesem Heft für
Ungarn beschreibt - nicht seinen seit 1989 so sehr erträumten Ein-
stieg mitten hinein in die europäische Wirtschaft, sondern seine Pe-
ripherisierung. Völlig falschen Träumen hätten sie nachgehangen,
läßt uns Andor über so bekannte ungarische Reformer wie Laszlo

Editorial



Antal wissen, denn: Sie hätten den internationalen Kontext ihrer
Reformprogramme vollständig ignoriert. Das gilt wohl auch für
Walesa und Kuron.

Doch nun schafft sich genau dieser Kontext rücksichtslos sein
Recht. Mit ersatzloser Zerschlagung gewachsener Wirtschaftsstruk-
turen, mit ebenso ersatzloser Vernichtung einstiger Absatzmärkte,
mit der Deklassierung einheimischer Produkte durch hemmungslo-
sen Verdrängungs-»Wettbewerb« und mit all den wohlbekannten
Folgen dessen für Wissenschaft und Kultur, Bildung und Sozial-
wesen. Und energischer wird folgerichtig der Ruf nach einem
Gegenprogramm.

Und dies ja nicht nur in Polen oder Ungarn. Nein, das war kein
Zufall: daß fast zeitgleich mit den polnischen Wahlen auch ein Ruck
durch die deutschen Sozialdemokraten ging. Ein kleiner erst nur -
und wohl noch lange nicht getragen von der Einsicht, daß die mit
sozialdemokratischer Billigung durchgesetzte Deindustrialisierung
Ostdeutschlands »nationaler« Bestandteil dieser komplexen Peri-
pherisierung Osteuropas ist. Aber allmählich begreift man wohl
doch: Peripherisierung da und Deregulierung hier - das sind zwei
Seiten der gleichen Medaille. Die beide nichts Gutes für die Zukunft
verheißen: befördern sie doch neuen Nationalismus, neue Abschot-
tung, neue Feindschaften.

Wird die Linke es schaffen, sich dem entgegenzustellen? Und
wirklich neue Zeichen für Europa - das richtige, ganze - zu setzen?

WOLFRAM ADOLPHI



Am Anfang der Großen Revolution der Franzosen tönten Schal-
meien des inneren und äußeren Friedens – nicht die Alarmtrom-
meln des Bürger- und Staatenkrieges. Die Abgeordneten des Drit-
ten Standes, die mit dem Ballhausschwur, eine Verfassung des Kö-
nigreiches ausarbeiten zu wollen, auf unmißverständliche Weise
als Nationalversammlung auftraten, trotzten dem Auflösungsbe-
fehl Ludwigs XVI. lediglich mit der Rhetorik des Grafen Mirabeau.
Man stehe hier durch den Willen des Volkes von Frankreich: »Nur
vor der Gewalt der Bajonette werden wir vom Platze weichen!«
Sie erstrebten einen landesweiten Konsens für Reformen, damit
die Monarchie künftighin »auf festen Grundlagen ruhen« möge.

Diese Juristen und Beamten, Kaufleute und Bankiers, Industri-
ellen und Grundbesitzer, Schriftsteller und Gelehrten – die Majo-
rität unter den gewählten, mit liberalen Adligen und Klerikern
koalierenden Bürgern – fanden ihren aktuellen Wählerauftrag in
den Cahiers des Tiers Ètat, den Beschwerdeheften des Dritten
Standes, mit sichtlichem Interesse gegen den Absolutismus des
Königtums und die Privilegien des Adels formuliert. Darüber hin-
aus sahen sie sich durch die geistige Wegbereitung einer bereits
verstorbenen Generation in die Pflicht genommen: Schüler der
Enzyklopädie Diderots und d’Alemberts, Verfechter der hinterlas-
senen Vernunftgründe Montesquieus, Voltaires oder gar Rous-
seaus, wollten sie jetzt die konkrete Erneuerung von Staat und
Gesellschaft auf friedlichem Wege vollziehen und auch so rasch
wie möglich zu Ende bringen. Bastillesturm und Bauernrevolten
lagen außerhalb ihres Wunschdenkens und geistigen Horizonts.
Sie wußten in ihrer geschichtlichen Sternstunde und augenblick-
lichen Kurzsichtigkeit nicht, daß diese Erneuerung, die nach den
frühen Umwälzungen in Deutschland und den Niederlanden im
16., nach der reiferen Revolution Englands im 17. Jahrhundert die
vierte Erhebung des Bürgertums gegen das Feudalregime Euro-
pas war, noch ein anderes sein würde: jene erste und Große
Revolution, in der die Rebellionen des Volkes unter der Führung
wechselnder bürgerlicher Fraktionen die Macht des Adels und
des Klerus radikal zerstören würden.

Jedoch hatten sie über den Pamphleten und Lesebüchern der
Lumières begriffen, daß nach den ungeschriebenen Gesetzen der
Natur alle Menschen als ursprünglich »gleich« gelten mußten. Sie
waren daher im Namen des Naturrechts, das endlich durch die
menschliche Vernunft in ein moralisches System gebracht schien,
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für eine von angeborenen Vorrechten befreite Bürgerordnung
und eine Humanisierung des sozialen Lebens angetreten.
»Freiheit« und »Gleichheit« – von den Freimaurern als eman-
zipatorisches Begriffspaar popularisiert – sollten allen Individuen
als unveräußerliche Menschenrechte garantiert werden. Und
auch die Staatsvölker, die seit Hugo Grotius als Subjekte des Völ-
kerrechts anzusehen waren, sollten dank »Freiheit« und »Gleich-
heit« ihre Souveränität genießen, ihre Unabhängigkeit gegen Ag-
gressoren und Angriffskriege bewahren können.

Vielversprechende Anfänge
Immer noch allgegenwärtig ist die welthistorische Manifestation
der französischen Nationalversammlung vom 26. August 1789. In
dem Glauben, daß die Unkenntnis der Menschenrechte die »ein-
zige Ursache« der öffentlichen Mißstände und der Verderbtheit
der Regierungen sei, verkündeten die Abgeordneten diese »heili-
gen Rechte« in einem grundgesetzlichen Prinzipienkatalog für
jedermann – in der »Deklaration der Menschen- und Bürgerrech-
te«. Die 17 Punkte dieser Erklärung, die bequem auf zwei Flug-
blattseiten zu verbreiten waren, rezipierten die Leitideen der
europäischen und nordamerikanischen Aufklärung. Sie besiegel-
ten nicht nur die Liquidation des monarchischen Gottesgnaden-
tums sowie der Privilegien des Adels und des Klerus. Sie stellten
nicht nur den Grund- und Kapitalbesitz unter den Schutz der
künftigen Verfassung. Die Deklaration kündigte weit darüber hin-
aus eine zivilisatorisch-humane Aufgabe an: den »frei« und
»gleich« geborenen Menschen und Staatsbürger in einer gerecht
und freiheitlich gestalteten Gesellschaft zu verwirklichen.

Es waren hohe Verheißungen, an denen sich allzubald die Rea-
litäten der »Freiheit« und »Gleichheit« messen mußten. Hier nur
einige Nervpunkte der soeben ins Leben tretenden verfassungs-
rechtlichen Bürgerwelt: Alle sollten zu allen Würden und öffentli-
chen Ämtern zugelassen sein – »ohne andere Unterschiede als
ihre Tüchtigkeit und Begabung«. Die öffentliche Gewalt in Staat
und Gemeinden sollte der Sicherung der proklamierten Rechte
und somit dem Nutzen aller dienen – »nicht aber zum Sondervor-
teil derjenigen, denen sie anvertraut ist«. Für den Unterhalt der
öffentlichen Gewalt und der Verwaltung war eine allgemeine
Steuer vonnöten – aber bei prinzipieller Gleichberechtigung »auf
alle Bürger zu verteilen nach Maßgabe ihres Vermögens«. Die
Bürger sollten hinfort nicht mehr das bürokratisch gegängelte
Objekt eines autoritären Staates, seiner Machthaber und Beamten
sein – vielmehr das Grundrecht besitzen, »von jedem öffentlich
Beauftragten ihrer Verwaltung Rechenschaft zu fordern«. Über-
haupt sollte »jegliche Souveränität« in der Nation liegen, so daß
»keine Körperschaft und kein einzelner« eine Autorität ausübe,
die sich nicht vom Prinzip der Volkssouveränität herleite.

Aufgeschreckt vom inzwischen erfolgten Bastillesturm der
Pariser Sansculotten und von der »Grande peur« bewaffneter
Bauernhaufen, proklamierte die Nationalversammlung im Sturm-
sommer 1789 mit gebotener Eile das Grundgesetz neuer gesell-
schaftlicher Verhältnisse. Sie vertrat das besondere Interesse des
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»Artikel 1. Frei und gleich
an Rechten werden die
Menschen geboren und
bleiben es. Die sozialen
Unterschiede können sich
nur auf das gemeine Wohl
gründen.
Artikel 2. Der Zweck jedes
politischen Zusammen-
schlusses ist die Bewah-
rung der natürlichen und
unverlierbaren Menschen-
rechte. Diese Rechte sind
Freiheit, Eigentum, Sicher-
heit und Widerstand gegen
Bedrückung.«
Deklaration der Menschen-
und Bürgerrechte.



Bürgertums als das gemeinsame Interesse der Franzosen und der
Menschheit. Und wirklich fanden sich auch im Ausland Sympa-
thisanten in Menge, die in den Menschen- und Bürgerrechten die
Prinzipien des bürgerlichen Zeitalters erblickten und diese auf
ihre eigenen Nationen zu übertragen wünschten.

Neun Monate später, am 22. Mai 1790, verlautbarten dieselben
Abgeordneten der konstituierenden Versammlung auch einen
neuen Grundsatz der Außen- und Militärpolitik: »Die französische
Nation verzichtet darauf, einen Krieg zu Eroberungszwecken zu
unternehmen; sie erklärt, daß sie ihre Streitkräfte niemals gegen
die Freiheit irgendeines Volkes einsetzen wird.« Das Vertrauen
auf die Allmacht der Vernunft, die stille Werbekraft der großen
Menschheitslehre, schien keineswegs in Frage gestellt. Mirabeau,
der wortgewaltige Stimmführer für ein konstitutionelles König-
tum, zugleich aber heimliche Agent Ludwigs XVI. gegen unbe-
queme Prinzipienreiter der Volkssouveränität, ermutigte die
Nationalversammlung zu nun wiederum friedlichen Aussichten
auf den baldigen Abschluß der Revolution und sogar auf ein Ende
aller bisher gewaltsamen Staatenkonflikte: »Vielleicht ist der
Augenblick nicht mehr fern von uns, wo die Freiheit das Men-
schengeschlecht von dem Verbrechen des Krieges freisprechen
und den allgemeinen Frieden verkündigen wird. Dann wird das
Glück der Völker das einzige Ziel des Gesetzgebers, der einzige
Ruhm der Nationen sein.« Der friedensutopische Ausspruch sollte
zum gern genutzten Zitat späterer Pazifisten werden.

Der Abgeordnete Maximilien Robespierre, der mit seinen lang-
atmig dozierenden Auftritten bisher nur die Duldung, wenn nicht
den Spott seiner Parlamentskollegen geerntet hatte, interpretier-
te die Friedensbotschaft der Konstituante ganz anders. Er sah in
ihr die Kundgabe einer langfristigen, aber möglichst gewaltfreien
»Weltrevolution«. Dabei warnte er vor Machtstreben und Kriegs
treiberei des Monarchen, dem er das Friedensinteresse der Abge-
ordneten, der Franzosen und selbst anderer Völker entgegenstell-
te. Der Advokat aus Arras, der sich mit idealem Fortschrittsglau-
ben für Bürgerinteressen und Menschheitsrevolution aussprach,
postierte sich gegen den dominierenden Parlamentslöwen
Mirabeau als ein demokratischer Antipode. Er wurde von diesem
nicht ohne Ironie charakterisiert: »Der da wird es weit bringen,
denn er glaubt alles, was er sagt.«

Immerhin schienen die Deputierten darin einig zu sein, daß
Krieg von Übel war. Woraus sich ergab: Der Gedanke eines ge-
waltsamen Revolutionsexports mit beiläufigen Land- und Kapital-
gewinnen lag noch fern. Das Bestreben, den Krieg, geschweige
denn die Aggression, aus dem Leben der Völker zu verbannen,
konnte die Herzen des eigenen Volkes und aller Franzosenfreun-
de gewinnen. Der Deutsche Klopstock drückte denn auch die
Freude des frankophilen Europa in Versen aus, mit denen er
»Galliens Freiheit« besang:
»Was vollbringet sie nicht!
Sogar das gräßlichste aller
Ungeheuer, der Krieg,
wird an die Kette gelegt.«

»Der König wird immer ver-
sucht sein, den Krieg zu er-
klären, um sein Vorrecht zu
vergrößern. Die Repräsen-
tanten der Nation werden
immer ein unmittelbares
und selbst persönliches In-
teresse daran haben, den
Krieg zu verhindern. Bald
treten sie in die Reihen ein-
facher Bürger zurück, und
der Krieg trifft alle Bürger...
Jetzt sind die Gelegenheit
und der Augenblick gekom-
men, jene große Revolution
zu beginnen, die sich auf
alle Teile der Erde er-
strecken wird. Ich glaube
nicht, daß es leicht ist, da-
bei den Gedanken an den
Krieg...zu ertragen... Als ob
die Streitigkeiten der Köni-
ge noch die der Völker sein
könnten...«.
Robespierre.
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»Die Revolution ist beendet!«
Mit Interesse und vorsätzlichem Fleiß beendeten die Abgeordne-
ten im Jahre 1791 die Ausarbeitung der detaillierten Verfassung
für eine konstitutionelle Monarchie. Die Bourbonen und ihr
Anhang hingegen blieben auf den Erhalt traditioneller Vorrechte
bedacht. Am 27. Februar richtete Königin Marie-Antoinette den
heimlichen Notruf an ihren Bruder, den deutschen Kaiser Leo-
pold II.: »Die Aufwiegler gewinnen gegenwärtig derart an Boden
und machen mit solcher Geschwindigkeit Fortschritte, daß wir es für
außerordentlich gefährlich halten, dem nichts entgegenzusetzen.«

Die Regime des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation
und der anderen Kontinentalmächte regten sich indessen nur
langsam. Allein der König in Frankreich entschloß sich zur Eile.
Um seiner bevorstehenden Eidesleistung auf den Verfassungstext
zu entrinnen und überhaupt jene archimedische Stange in Griff
zu bekommen, die es ermöglichen sollte, die Revolution von
außen her aus den Angeln zu heben, wagte Ludwig XVI. im Juni
1791 mit seiner Familie die Flucht zur östlichen Landesgrenze.
Die Desertion, die Entdeckung und Verhaftung in Varennes, so-
dann die schmähliche Rückführung nach Paris hatten wiederum
revolutionierende Folgen.

Das Volk erriet aus dem Fluchtversuch den konterrevolu-
tionären Gegenschlag, den die Bourbonen gemeinsam mit den
Dynasten des Auslands von langer Hand vorbereiteten. Und es
gab Kräfte genug, die den Volkswillen auch im dritten Revoluti-
onsjahr freiheraus praktizierten: Bauern der Grenzregionen
übten nationale Mobilmachung. In sieben Departements wurden
abermals Adelsnester gestürmt. Und in Paris schürten republika-
nisch gesinnte Volksgesellschaften den Haß gegen die Könige, das
offene Verlangen nach Abschaffung der Monarchie. Das Echo aus
der Provinz antwortete prompt: »Der vorzüglichste Ruf, den ihr
ausgestoßen habt, ist die Forderung nach der Errichtung der Re-
publik in Frankreich. Diese Regierungsform ist das Meisterstück
der menschlichen Vernunft, die einzige Grundlage, auf der ein
freier Mensch seine Tatkraft und seine Talente entfalten kann.«

Die überwiegende Mehrheit der Nationalversammlung, die auf
den König als Nonplusultra ihrer konstitutionellen Monarchie
festgelegt war, fühlte sich an die Wand gedrängt. Das Gebot der
Rechenschaftspflicht eines jeden Repräsentanten außer acht
lassend, erklärte sie Ludwig XVI. für »schuldlos und unverletz-
lich«. Sie sah sogar Ziel und Zweck ihrer Revolution gefährdet:
»Sind wir dabei, die Revolution zu beenden, oder sind wir dabei
sie von neuem zu beginnen? Ein Schritt zuviel wäre eine
verhängnisvolle, eine schuldhafte Tat. Ein Schritt zuviel in der
Linie der Freiheit wäre die Zerstörung des Königtums und in der
Linie der Gleichheit die Zerstörung des Eigentums.«

Zwei Tage darauf, am 17. Juli, strömte eine große Men-
schenmenge auf das Marsfeld zu Paris. Sie forderte die Verurtei-
lung Ludwigs XVI., die Auflösung der alten und die Bildung einer
neuen Exekutivgewalt. Da befahlen die Drahtzieher der Konsti-
tuante, die rote Fahne des kriegsrechtlichen Ausnahmezustands
zu hissen, und Lafayette, der gerühmte »Held beider Welten« und

»Die günstigen Unterneh-
mungen sind die, welche
sich unmittelbar gegen die
Tyrannen richten wie die Er-
hebung der Amerikaner
oder wie die des 14. Juli;
aber der Krieg außerhalb
der Grenzen, von der Re-
gierung unter den gegebe-
nen Umständen herausge-
fordert und geführt, ist ein
unsinniges Unternehmen,
ein entscheidungsschwerer
Gang, der zum Tode des
Staatsgebildes führen kann.
Ein solcher Krieg kann nur
die öffentliche Meinung irre-
führen, von den gerechten
Sorgen der Nation ablen-
ken... Während des aurwär-
tigen Krieges wird das Volk
... durch die militärischen
Ereignisse von den politi-
schen Beschlüssen, die die
wesentlichen Grundlagen
der Freiheit betreffen, abge-
lenkt; es ist weniger hell-
hörig gegenüber den gehei-
men Machenschaften der
die Freiheit untergrabenden
Intriganten und der Regie-
rung, gegenüber der Ohn-
macht und Verderbtheit der
Volksvertreter.
Robespierre: Rede gegen
den Krieg,. Jakobinerklub,
2. Januar 1792.
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Befehlshaber der Nationalgarde, ließ die unbewaffneten Demon-
stranten zusammenschießen. Die Revolution entblößte auf offe-
ner Straße ihre inneren Sprengkräfte. Dem Gemetzel folgte eine
Verhaftungswelle, die zeitweilige Schließung der Volksgesell-
schaften – und die Annahme der Verfassung am 14. September
1791 durch einen König, der seiner Nation den Treueid schwur,
um ihn bei nächstbester Gelegenheit zu brechen.

Am 30. September räumten die Deputierten der Konstituante
ihre Parlamentssitze für eine neugewählte Gesetzgebende Ver-
sammlung. Nach reichlich zwei Jahren, die seit dem Ballhaus-
schwur vergangen waren, hatten sie die allgemein-theoretischen
Gedanken der Aufklärung in konkret-politische Revolutionsresul-
tate umgemünzt: Anstelle der absoluten Fürstenmacht die konsti-
tutionelle Monarchie mit beeidigter Staatsverfassung, mit Parla-
mentswahlen und Abgeordnetensitzen für die Klasse der wohlha-
benden Steuerzahler; anstelle der Privilegien des Adels und des
Klerus die Enteignung des letzteren durch den Verkauf der
Kirchengüter und die Unterwerfung beider unter das formal
gleichmachende Gesetz der Verfassung; anstelle der autoritären
Regierungsbürokratie und der Alleinbewaffnung des stehenden
Heeres die Verantwortlichkeit der Minister vor dem Parlament
und das Milizsystem in Gestalt der aus besitzenden Bürgern
rekrutierten Nationalgarde; anstelle der feudalen Polizeigewalt
und der geheimen Gerichtsprozesse die bürgerliche Selbstver-
waltung und die öffentliche Rechtsprechung; anstelle der Regle-
mentierung aller Denkweisen, Haltungen und Tätigkeiten die
grundsätzliche Freiheit der Persönlichkeit, der Meinungen, der
Presse, der Versammlung, der Lehre, der Religionen und vor
allem: die Freiheit des Eigentums, des Gewerbes, des Handels.

Nagelprobe dieser neuen, liberalistischen Rechtswirklichkeit
war die Umverteilung des Bodens, der aus den Händen der Kir-
che, der Krone, der ins Ausland geflüchteten Adligen nun auf den
»freien Markt« geriet. Der Grundbesitz, früher die Heilige Kuh,
die zumeist unverkäufliche Basis feudaler Herrschaft, wurde auf
dem Wege der Konfiskation und der Versteigerung tatsächlich zur
Handelsware. Es gab keine Kapitalanlage, die zuverlässigere
Gewinnchancen bot, kein Unternehmen, das sich besser als
patriotische Handlung begründen ließ. Doch es bedurfte – wie
man heute gerade in Ostdeutschland wiederum weiß – der eige-
nen Geldmittel oder der Sicherheit für Anleihen, um unter den
Gewinnern dieses kapitalen Fischzuges zu sein. Weit mehr als
Mittel- und Großbauern waren es landwirtschaftsfremde Kapitali-
sten, die unvergänglichen Plusmacher der städtischen Bourgeoi-
sie, die den Boden Frankreichs als Anlage- und Spekulations-
objekt in ihren Besitz brachten. Die vereinigten Bodenaufkäufer
und gewinnheckenden Wiederverkäufer personifizierten eine
»Freiheit«, die an den Massen der Kleinbauern, der Dorfarmut,
der sansculottischen und plebejischen Stadtbevölkerung trium-
phierend vorbeizog.

Frankreichs frühe Bourgeoisie fand hinreichende Gründe, sich
im Herbst 1791 am Ziel ihrer sanktionierten Wünsche zu fühlen.
Der Abgeordnete Le Chapelier, der das berüchtigte Verbot aller

»Laßt uns begreifen, daß
das Volk die einzige Stütze
der Freiheit ist! Ach, wer
könnte wohl die Vorstellung
ertragen, es seiner Rechte
durch ebendie Revolution
beraubt zu sehen, die ihr
Dasein seinem Mut
verdankt... Verdankt ihr die-
se glorreiche Erhebung, die
Frankreich und euch erret-
tete, den Reichen, den
Großen? Kamen jene
Soldaten, die ihre Waffen
dem erschreckten Vaterlan-
de zu Füßen legten, nicht
aus dem Volke? ...
Schüttelte es gemeinsam
mit euch das Joch der
Feudalaristokratie ab, um
sich erneut dem Joch der
Aristokratie der Reichen zu
beugen?«
Robespierre: Über die »Sil-
bermark« und die Wählbar-
keit der Bürger. Nationalver-
sammlung, April 1791.
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Streikkämpfe und Arbeiterkoalitionen durchgesetzt hatte, das bis
in die zweite Hälfte des nächsten Jahrhunderts überdauern sollte,
redete bei Abgang der Konstituante bereits die Sprache der
neuen politischen Klasse. Er wetterte gegen Umtriebe im Volk,
insbesondere gegen den Jakobinerklub: »Wir brauchen diese
Gesellschaft nicht mehr, denn die Revolution ist beendet.« Der
Revolutionsprozeß wurde mit dem Brustton des besitzenden
Bürgertums, seines materiellen Interesses und politischen
Führungsanspruchs für geschlossen erklärt – ein Vorgang, der bis
heute seine Nachfolger und historisierenden Adepten erzeugt.

Da aber stellte Maximilien Robespierre entschlossen den Fuß in
die Tür der realen Revolutionsgeschichte und verhinderte, daß sie
zugeschlagen wurde: »Ich glaube nicht, daß die Revolution
beendet ist.« Verspottet als »Talglicht von Arras«, hatte er in zahl-
reichen Parlamentsscharmützeln gegen eine hohnlachende
Übermacht gefochten. Er hatte das angezweifelte Widerstands-
recht der Bastillestürmer verteidigt, das Ausnahmegesetz gegen
sich empörende Volkselemente abgelehnt, die Beibehaltung der
Todesstrafe zurückgewiesen. Er hatte sich für die demokratische
Presse- und Versammlungsfreiheit eingesetzt. Er hatte den
Ausschluß der unbemittelten Volksklassen aus dem Wahlrecht
und der Nationalgarde bekämpft. Er hatte gegen die kolonialen
Grundbesitzer, die ihre Arbeitskräfte zum persönlichen »Eigen-
tum« erklärten, die Menschenrechte auch für Farbige und
Sklaven verlangt. Fast immerzu Niederlagen erleidend, war er
unbeirrt für den Grundsatz seines toten Lehrmeisters Jean-
Jacques Rousseau eingetreten, daß allein das Volk als der
ursprüngliche Träger aller Souveränität gelten müsse – woraus er
folgerte: Auch die nichtbegüterten Schichten müßten in den
Genuß realer »Freiheit« und »Gleichheit« gelangen.

Als er im Festzug der scheidenden Konstituante den Parla-
mentssaal verließ, schmückte ihn eine Volksmenge mit der
Bürgerkrone aus Eichenlaub: »Nehmt entgegen den Preis eurer
Bürgertugend und eurer Unbestechlichkeit. Indem wir euch
krönen, geben wir der Nachwelt ein Zeichen...«

Anzweiflung der Resultate
So sprach die Stimme derer, die die Bastille gestürmt, den Adel
das Fürchten gelehrt, die Flucht des Königs verhindert, überhaupt
mit Geist und Tat für die Revolution gestanden hatten – sich aber
wegen des mangelnden Eigentums und folglich der geringen
Steuerzahlung nach wie vor als Angehörige des niederen, recht-
lich benachteiligten Volkes bescheiden sollten.

Ihre politischen, bald auch sozialkritischen Sprecher nannten
die bisherige Führungskraft der Revolution eine »egoistische
Klasse«. Sie verurteilten unter dem Druck der unzufriedenen
Massen und auch ihres eigenen moralischen Gewissens, daß die
Besitzenden den Menschenrechten der »Freiheit« und »Gleich-
heit« das Kardinalprinzip der Freiheit und Sicherheit des »Eigen-
tums« unterschoben. Das nämlich bedeutete in der kodifizierten
Erneuerung von Staat und Gesellschaft letzten Endes: die Bevor-
rechtung der Eigentümer des Bodens, des Kapitals, der größeren
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Produktionsmittel. Und in der Praxis des Revolutionsalltags: die
Entfesselung des eiskalten Spekulanten- und Schiebertums, die
gesetzlich erlaubte Bereicherung der Reichen. Aus der begrifflich
noch unsicheren, immer aber polemischen Reflexion dieses
Tatbestands begründeten sich gegen den zeitgenössischen
bürgerlichen Liberalismus die weitertreibenden Alternativen: die
Strömungen des revolutionären Demokratismus.

Die Zeitung »Ami du peuple« hatte bereits am 30. Juni 1790
gegen das Zensuswahlrecht protestiert, das allein guten Steuer-
zahlern – bei einer Bevölkerung von 25 Millionen lediglich 4,3
Millionen – das Wahlrecht und davon wiederum nur einer begü-
terten Minderheit das Recht, gewählt zu werden, einräumte. Der
Verfasser und Herausgeber Jean-Paul Marat wäre nicht der
radikale »Volksfreund« gewesen, hätte er sich mit Bitten begnügt:
»Fürchtet, daß wir uns die Staatsbürgerrechte verschaffen
werden, indem wir euch den Überfluß wegnehmen, wenn ihr sie
uns aufgrund unserer Armut versagt!«

Auch der Abgeordnete Robespierre verfolgte mit Argwohn,
Widerwillen, gar mit Protest die Konstituierung und Selbstbedie-
nung der bürgerlichen politischen Klasse. So war er am 5.
Dezember 1790 im Parlament mit einer sorgfältig vorbereiteten
Rede erschienen. Darin erhob er Einspruch gegen den Ausschluß
aller wenig besitzenden und gänzlich armen Staatsbürger aus der
Nationalgarde, also gegen die Errichtung des Vorrechts der
Besitzbürger auf die bewaffnete Macht. Es sei ein flagranter Ver-
stoß gegen die Menschenrechtsdeklaration, wenn die Konstituan-
te die Mehrheit ihrer Wähler und folglich auch Auftraggeber ent-
rechte, indem sie ihnen nach der Aberkennung der Wahlfähigkeit
nun auch das Recht der Teilnahme an der nationalen Bewaffnung
versage. Hatte nicht die ebenso nationale wie menschheitliche
Deklaration von 1789 die Zulassung aller zu allen Würden und
Ämtern und als Zweck derselben den »Nutzen aller« versprochen
– keineswegs aber den »Sondervorteil« einer Minorität von Bür-
gern? Seine weitere Argumentation geriet zur schneidenden
Anklage: »Laßt davon ab, das Volk zu verleumden, euern Souver-
än zu schmähen, indem ihr ihn unablässig als der Rechte unwür-
dig hinstellt, als schlecht, roh, verderbt; ihr seid es, die ungerecht
und verderbt sind; auf die begüterten Klassen wollt ihr seine
Macht überführen... Das Volk will nur Ruhe, Gerechtigkeit, nur
das Recht zu leben; die Mächtigen, die Reichen kennen nur die
Gier nach Auszeichnungen, nach Schätzen, nach ausschweifen-
dem Genuß. Das Interesse, der Wille des Volkes ist der der Natur,
der Menschheit; es ist das Allgemeininteresse.«

Die Reichen und die Mächtigen! – Hier witterte einer den volks-
verachtenden Kompromiß zwischen neuen und alten Trägern der
Herrschaft, die mögliche Koalition zwischen den Amtswaltern des
Besitzbürgertums und den Adligen der königlichen Hofpartei.
Nicht diese »Verräter« der ursprünglichen Ideen und Ziele – das
Volk sei es gewesen, das die »Revolution gemacht« habe. Indem
man es nunmehr wage, dem Souverän die eroberten Menschen-
und Bürgerrechte wiederum zu rauben, werde die Einheit der
Nation zerrissen: »Man will die Nation in zwei Klasssen teilen,

»Zum Schutz der Freiheit
und der Existenz des ge-
meinsamen Vaterlandes be-
waffnet zu sein, ist das
Recht jedes Bürgers... Die-
ses Recht ... irgendeinem
Teile der Bürger zu nehmen
und damit ausschließlich
den andern zu belehnen,
heißt also, gleichzeitig jene
heilige Gleichheit, die das
Fundament des Gesell-
schaftsvertrages darstellt,
und die unwiderleglichsten,
heiligsten Gesetze der Na-
tur zu verletzen.«
Robespierre: Zur Zusam-
mensetzung und Organisa-
tion der Nationalgarde,
Jakobinerklub, 5. Dezember
179O.
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deren eine nur bewaffnet schiene, um die andere wie einen Hau-
fen von stets zur Meuterei bereiten Sklaven niederzuhalten! Die
eine würde alle Tyrannen, alle Unterdrücker, alle öffentlichen
Blutsauger umfassen; die andere das Volk!«

Das derart apostrophierte Volk waren zumeist Handwerker und
Gesellen, Kleinhändler und Lohnarbeiter in der Stadt, Kleinbau-
ern und Tagelöhner auf dem Lande: die Majorität der französi-
schen Familienväter mit ihren Frauen, Kindern und Alten. Sie, die
in Produktion und Handel als Arbeitskraft und Werterzeuger, in
der Revolution als Bastillestürmer und Adelsschreck, bald auch
als Vaterlandsverteidiger und Monarchenstürzer, kurz: als wirkli-
che Aktivisten dieses historischen Umbruchs gebraucht wurden –
sollten gemäß der formalen Verfassung nur als »Passiv-Bürger«
gelten, denen die Rechte und Freiheiten der wohlhabenden »Ak-
tiv-Bürger« verschlossen blieben. Das mußte zu massenhafter Re-
signation – oder zu Empörungen führen. Denn soweit diese Män-
ner und Frauen des Volkes bereit waren, sich für die Revolution
in die Schanze zu schlagen, stritten sie in der zähen Hoffnung: schon
zu Lebzeiten reale »Freiheit« und »Gleichheit« zu gewinnen, also jeg-
licher Übervorteilung und Unterdrückung ein Ende zu bereiten.

Dieses existentielle Interesse und zugleich diese vollkommene
Illusion war Kraftquelle der epochemachenden Umwälzung –
eben der Großen Revolution, die allerdings objektiv nichts ande-
res als die Vorherrschaft einer »Geldaristokratie« und letzten
Endes die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaftsordnung her-
vorbringen konnte. Aber dies war ein Resultat, das im unmittel-
baren Prozeß der Erfahrung von allen, denen besitzbürgerlicher
»Egoismus«, »Bereicherungstrieb«, »Machthunger« abging, nicht
gewollt wurde: Es widersprach den Sehnsüchten, Erwartungen
und Manifestationen von Zeitgenossen, die eine allgemeine
Emanzipation der in Frankreich lebenden Unterdrückten und gar
eine »Menschheitsbefreiung« erhofft hatten, bei der Gerechtigkeit
und soziale Wohlfahrt glücken sollten.

Der Abgeordnete Robespierre, der zwar dem Bürgertum ent-
stammte, aber früh schon Armut und die Gnade der Mächtigen
hatte hinnehmen müssen, trat jetzt als ein solcher Volksrevolu-
tionär und moralfordernder Ideologe auf. Pedantisch in Kleidung
und Rede, bewegt von volksfreundlichen Rechtsempfindungen
und einer nahezu abgründigen Lust, die Revolutionsgewinnler zu
entlarven und anzugreifen, verkörperte gerade er die streitbare
Rezeption von Rousseaus »Gesellschaftsvertrag«. Ob es sich um
die »volonté génerale« handelte, den vom Volke getragenen Allge-
meinwillen des Staatswesens, oder um das Verständnis von »Frei-
heit« und »Gleichheit« oder um die Bestimmung des »Eigentums«,
daß nämlich eine gesellschaftliche Ordnung den Menschen nur
solange vorteilhaft sei, wie »ein jeder etwas und keiner zuviel«
besitze – in vielen Grundsätzen sah dieser Erbwalter Rousseaus
den »Gesellschaftsvertrag« verletzt, mehr noch: »verraten«. Die
neuen Gesetze seien nichts anderes als »ein Werkzeug in den
Händen der Reichen, um die Armen zu unterdrücken«. Vergeblich
werde behauptet, daß alle »gleich geboren« seien – tagtäglich
widerlege eine verhängnisvolle Erfahrung diesen Satz.
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Daß das Maß und das Ziel der Revolution von einer »Aristokra-
tie der Reichen«, schließlich der Bourgeoisie bestimmt würden,
mochte Robespierre keinesfalls anerkennen. Daher forderte er
seine Parlamentskollegen im Namen des Volkes vor die Schran-
ken der von ihm verfochtenen allgemein-demokratischen Revolu-
tion: »Wer seid ihr, die ihr der Vernunft und der Freiheit zuruft:
›Ihr geht bis hierher; ihr werdet euern Schritt hemmen an dem
Punkte, wo er sich nicht mehr mit den Klügeleien unseres Ehr-
geizes oder unseres persönlichen Nutzens vertragen würde‹ ...
Vergeblich wollt ihr durch die windigen Schliche der Schwätzerei
und der Hofintrigen eine Revolution lenken, deren ihr nicht wür-
dig seid: Ihr werdet wie hilflose Insekten in ihren unwiderstehli-
chen Lauf hineingerissen werden; eure Erfolge werden vergäng-
lich sein wie die Lüge und eure Schande unvergänglich wie die
Wahrheit.« Robespierre-Forscher nennen diese Rede die kühnste,
die der Revolutionär je konzipierte. Rücksichtslos sagte er den
Führern der Konstituante ihren persönlichen Untergang voraus.

Dennoch erstarb die Leidenschaft seiner Anklagen stets, sobald
er an den Zentralnerv der neuen Ordnung – das persönliche und
gesetzlich geschützte Eigentum – gelangte. Nicht die »Dispropor-
tion der Vermögen« wolle er antasten. Er sehe aber für Gesetzge-
ber und Gesellschaft die »heilige Pflicht«, einer Mehrheit der
Nation die Mittel ihrer »unveräußerlichen Souveränität« zu belas-
sen: die »Gleichheit der Rechte inmitten der unvermeidlichen
Ungleichheit der Güter«.

Die Parlamentsmehrheit verhinderte, daß Robespierres Rede
am 5. Dezember 1790 von der Tribüne verlesen wurde. Jedoch am
Abend desselben Tages sprach der Ankläger im überfüllten Jako-
binerklub. Graf Mirabeau, der den Vorsitz führte und dem Redner
auch hier das Wort entziehen wollte, scheiterte am Beifall der
Zuhörer. »Liberté! Égalité! Fraternité!« – Die epochale und unver-
geßliche Losung war nicht Geist vom Geiste der Bourgeoisie. Sie
erklang mehr und mehr als Einforderung der Menschenrechte
für das gesamte Volk und somit als ein Appell an die Besitzenden.

Von Krieg und Revolutionsexport
Während sich das Lager der Revolution differenzierte, kamen
alarmierende Nachrichten aus dem Ausland. Der deutsche Kaiser
Leopold und der Preußenkönig Friedrich Wilhelm II. hatten am
27. August 1791 im sächsischen Pillnitz eine konterrevolutionäre
Deklaration erlassen. Sie drohten »wirksamste Mittel« an, die den
Bourbonen in Paris wieder zur »größten Freiheit« ihrer Macht ver-
helfen sollten – machten aber zur Bedingung, daß auch die übri-
gen »Könige Europas« daran teilnehmen. Das war die Ab-
sichtserklärung einer militärischen Intervention, wobei jedoch
die konkrete Durchführung fraglich blieb. Die Forderung des
Beitritts weiterer Fürstenstaaten war noch lange nicht erfüllt. Und
auch die Tatsache, daß das französische Emigrantenkorps bei
Koblenz im Kurfürstentum Trier in den eigenen Reihen gänzlich
zerstritten war, konnte einer Intervention keineswegs förderlich
sein.

»Das Volk will nur das Nöti-
ge; es will nur Gerechtigkeit
und Ruhe; die Reichen er-
heben auf alles Anspruch,
sie wollen alles an sich
reißen und alles beherr-
schen. Die Mißstände sind
das Werk der Reichen und
gehören zu ihrer Kompe-
tenz, sie sind der Krebs-
schaden des Volkes; das In-
teresse des Volkes ist das
Allgemeininteresse, das der
Reichen das Individualinter-
esse. Und ihr wollt das Volk
machtlos und die Reichen
allmächtig machen.«
Robespierre: Über die »Sil-
bermark« und die Wählbar-
keit der Bürger. Nationalver-
sammlung, April 1791.
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Die Deklaration von Pillnitz weckte in Frankreich eine plötzlich
auftrumpfende »Kriegspartei«. Diese ignorierte die Verlegenhei-
ten der feudalen Koalitionsmächte und die darin liegende Chan-
ce, zugunsten der Revolution auf Zeit zu spielen. Statt dessen
versetzte sie den gallischen Hahn in eine nie dagewesene patrio-
tische Erregung.

Auf Verlangen der neuen Nationalversammlung, kurz Legislati-
ve genannt, unterzeichnete Ludwig XVI. am 14. Dezember 1791
bereitwillig eine herausfordernde Protestnote, worin der Kurfürst
von Trier zum Feind Frankreichs erklärt wurde, falls er die
bewaffneten Emigranten nicht binnen Monatsfrist auflöste.

Am selben Tag aber riet der König in einem Geheimschreiben
nach Wien zur selbstverständlichen Ablehnung dieses Ultima-
tums: Der »physische und moralische Zustand« mache es »Frank-
reich unmöglich, auch nur einen halben Feldzug durchzuhalten«.
Marie-Antoinette, ebenfalls den Krieg herbeiwünschend, jubelte
am gleichen Tage: »Die Dummköpfe! Sie sehen nicht, daß das
bedeutet, uns einen Dienst zu erweisen.« Den König von Preußen
hatte Ludwig bereits unter dem 3. des Monats gebeten, nur ja an
der Intervention teilzunehmen, damit »eine wünschenswerte
Ordnung der Dinge« in Frankreich wiederhergestellt und verhin-
dert werde, »daß das uns heimsuchende Übel auf die anderen
Staaten Europas« übergreife.

Die Kriegsstimmung in Frankreich wurde vornehmlich von
einer Abgeordnetengruppe geschürt, die die Interessen der mitt-
leren Bourgeoisie, vor allem der Hafenstädte vertrat – nach ihrer
Herkunft aus der Gironde von späteren Historikern als »Girondi-
sten« bezeichnet. »Ein Volk, das nach 10 Jahrhunderten der
Sklaverei die Freiheit errungen hat, ...muß Krieg führen, um die
Freiheit von den Lastern des Despotismus rein zu waschen«,
posaunte der Wortführer Brissot am 16. Dezember 1791 im Jako-
binerklub. Er fügte – noch aggressiver – am 29. vor der Legislati-
ve hinzu: »Der Krieg ist augenblicklich eine nationale Wohltat,
und die einzige Kalamität, die man bedauern muß, ist die, keinen
Krieg zu haben.«

Je simpler die Formulierung der Strategie, desto leichter sollte
sie sich in das öffentliche Bewußtsein einprägen: »Wenn ihr mit
einem einzigen Streich die Aristokratie ... austilgen wollt, dann
müßt ihr Koblenz in Schutt und Asche legen.« Das sei die Patent-
lösung! Dann erst werde sich auch der König gezwungen sehen,
gemäß der Verfassung zu regieren. Und damit man die Leiden-
schaften nur ja nicht verfehlte, schlug Brissot überdies noch die
Pauke des nationalen Ehrgefühls: Frankreich werde »entehrt«,
der »Schandfleck aller Nationen« sein, wenn es den Widerstand
der Emigranten weiterhin dulde.

Aber die Einheiten der Armee waren kaum ausreichend gerü-
stet, die Festungen nicht verteidigungsfähig. Viele Angehörige des
immer noch adligen Offizierskorps, soweit sie nicht schon deser-
tiert waren, standen mit einem Bein im Lager des Gegners. Die
sehr wahrscheinliche Situation, daß der bewaffnete Konflikt
zwischen Frankreich und den Feudalregimen in der Zukunft un-
ausweichlich, der Kampf für die Revolution also internationale
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Dimensionen annehmen würde, gebot doch wohl zunächst, die
Nation für den Verteidigungskrieg gründlich vorzubereiten,
hingegen jeden vorzeitigen Losbruch zu vermeiden.

Statt dessen prellten die Kriegspropagandisten zu einem
Angriffskrieg vor, den sie als »Präventivkrieg« bemäntelten. Sie
versprachen, die Konterrevolution »mit einem Schlag« zu beseiti-
gen. Was dabei öffentlich nicht zur Sprache kam, war die Absicht,
den revolutionären Patriotismus der Demokraten und eines
beträchtlichen Teils des Volkes von den innenpolitischen Diffe-
renzen abzulenken, durch den Krieg zu disziplinieren. Und noch
weniger war von dem materiellen Interesse die Rede – nämlich
glänzende Gewinne aus der Rüstungsproduktion, überhaupt allen
nötigen Heereslieferungen zu erzielen. – Immerhin verfehlten die
Appelle an das nationale Ehrgefühl ihre Wirkungen nicht. Die
Mehrheiten der Legislative, des Jakobinerklubs, der weiteren
Volksgesellschaften neigten zum Kampf. Sogar eine Abordnung
der durchaus nicht gleichberechtigten Frauen von Paris ersuchte
die Nationalversammlung um die Erlaubnis, sich Piken, Pistolen,
Säbel zu beschaffen und von ehemaligen Soldaten der Französi-
schen Garde ausbilden zu lassen.

Man bedenke die Schwierigkeit, gegen diesen Strom zu
schwimmen, zumal er patriotisch eingefärbt war. Ruhm und
Ehre waren nicht zu gewinnen – eher der Vorwurf der Feigheit,
der Verdacht des Verrats. Es konnten daher kaum Ehrgeizlinge
oder Machthungrige sein, die sich jetzt gegen die allgemeine
Bewegung warfen.

Marat warnte in seiner Zeitung vor der Gefahr eines konterre-
volutionären Hinterhalts, weil sich die Nationalversammlung da-
zu hergeben könnte, »die Nation in den Abgrund zu führen«. An-
dere Stimmen äußerten ebenfalls ihre Besorgnis; sie kritisierten
den Zustand der Festungen, der Artillerie, der ganzen Armee, oh-
ne deren Reorganisation ein Zusammenbruch unvermeidlich sei.
Die großen politischen Rededuelle aber erfolgten im Jakobiner-
klub, wo Robespierre zwei Monate lang gegen die Phalanx der
Brissotisten focht: Revolution mit oder ohne Angriffskrieg – das
war die Frage!

Brissot hatte dieses Problem nur mit starrem Blick auf das Aus-
land formuliert: »Die Frage ... ist die, ob wir die deutschen Für-
sten, die den Emigranten Hilfe leisten, angreifen sollen oder ob
wir ihre Invasion abwarten müssen.« Robespierre aber, in seiner
zweiten Antikriegsrede vom 2. Januar 1792, sah die Verhältnisse
dialektisch und überdies vom Standpunkt einer entschieden revo-
lutionären Konsequenz: »Welchen Entschluß sollen unter den
gegebenen Umständen die Nation und ihre Repräsentanten hin-
sichtlich des inneren und des äußeren Feindes fassen?« Wohlge-
merkt, hier wurden zwei Feinde genannt – und der innere zuerst!

Obwohl Robespierre noch nichts von den chiffrierten Briefen
und den geheimen Sendlingen wissen konnte, die zwischen dem
Pariser Hof und den ausländischen Fürsten hin und her gingen,
leitete ihn sein Argwohn, den er gegen die Bourbonen stets heg-
te, zur richtigen Lageeinschätzung: Brissot und seine zum Krieg
trommelnde Fraktion – ob sie es wollten oder nicht – waren die

»Erachten Sie für gar nichts
das Willkürrecht über Leben
und Tod, mit dem das Ge-
setz, sobald sich die Nation
im Kriege befindet, unsere
militärischen Patrizier be-
kleiden wird?... Zu diesem
Zeitpunkt wird sodann die
Partei der Gemäßigten, de-
ren Anführer die Urheber
dieses Komplotts sind, in
das Kostüm des Patriotis-
mus gehüllt, ihren ganzen
verderblichen Einfluß gel-
tend machen. In dem Au-
genblick werden die Aufrüh-
rer namens des öffentlichen
Wohls jedem Schweigen
auferlegen, der es wagen
sollte, die eine oder andere
Verdächtigung über das
Verhalten oder die Absich-
ten der Handlanger der
ausübenden Gewalt ... so-
wie der Generäle auszu-
sprechen, die ... zu Abgöt-
tern der Nation geworden
sein werden.«
Robespierre: Rede gegen
den Krieg. Jakobinerklub,
2. Januar 1792.
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Erfüllungsgehilfen des königlichen Hofes. Dieser selbst und die
rings im Lande lauernden Konterrevolutionäre würden den Vor-
schlag, einen Angriffskrieg gegen die Emigranten zu beginnen,
als willkommene Gelegenheit, als eine »Falle« für die Freunde der
»Freiheit« und »Gleichheit« benutzen. Wie falsch, wie gefährlich
war es daher, den Patriotismus des Volkes nur nach außen zu len-
ken! »Nehmen Sie zur Kenntnis, daß ... das wahre Koblenz in
Frankreich liegt und das Koblenz des Bischofs von Trier nur einer
der Schlupfwinkel der gegen die Freiheit angezettelten tiefgehen-
den Verschwörung ist, deren Herd, deren Mittelpunkt und deren
Anführer sich in unserer Mitte befinden.«

Die Revolution, von der liberale Adlige und besitzbürgerliche
Monarchisten behaupteten, daß sie zu Ende sei: War sie das wirk-
lich? Zwar standen ihre bisherigen Resultate auf dem Papier der
Verfassung, aber sie waren durch das Komplott der Konterrevolu-
tion noch immer gefährdet – und außerdem waren die Bedürfnis-
se und die Erwartungen des Volkes noch längst nicht erfüllt. Also
hatte die Revolution keineswegs schon gesiegt! – Von dieser Über-
zeugung geleitet, zerpflückte Robespierre die Argumente seiner
Gegner.

Auf Brissots Appell an die verletzte Nationalehre antwortete er:
»Die Ehre, die Sie wiedererwecken wollen, ist der Freund und die
Stütze des Despotismus... Wenden Sie dieser Ehre den Rücken
oder verweisen Sie sie jenseits des Rheins, damit sie sich in den
Herzen und Hirnen der Prinzen und Ritter von Koblenz eine
Heimstatt suchen möge.« Die Ehre also – war keinen Krieg wert.

Aber Brissot und die Seinen hatten die Truppen der Revolution
auch als »Sendboten der Freiheit« gepriesen, dazu berufen, den
bürgerlichen Fortschritt mit Waffengewalt auf das »Menschenge-
schlecht« zu übertragen. Damit war das Problem des Revolutions-
exports aufgeworfen, das hinfort durch die Weltgeschichte fluktu-
ieren sollte – und Robespierre war der erste, der als Revolutionär
dem fahrlässigen Wunschtraum von Revolutionären eine absolut
abschlägige Antwort erteilte. »Sie nehmen zunächst die Last einer
Eroberung Deutschlands auf sich; Sie führen unser siegreiches
Heer zu allen benachbarten Völkern; Sie richten überall Gemein-
deverwaltungen ein, Direktorien, Nationalversammlungen, und
Sie rufen selber aus, daß dies ein stolzer Gedanke sei – als wenn
das Schicksal der Reiche von unseren Redewendungen geregelt
würde.«

In der Natur der Dinge liege es, daß die Vernunft nur langsam
an Boden gewinne, weil der Despotismus der Herrscher die
Gesinnungen der Menschen so lange wie möglich zu verderben
trachte. Folglich würden die »herrlichen Weissagungen« der
Brissotisten von den Tatsachen widerlegt werden: »Niemand liebt
Sendboten in Waffen; und das erste, was Natur und Klugheit
gebieten, ist, sie als Feinde zurückzutreiben. Eine solche Invasion
... könnte viel eher die Erinnerungen an die Verwüstungen der
Pfalz und die der letzten Kriege wachrufen, als daß sie konstitu-
tionelle Ideen zum Keimen brächte; denn die Masse des Volkes in
diesen Landstrichen kennt jene Ereignisse besser als unsere
Verfassung.« Die Erklärung der Menschenrechte sei nicht das
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Sonnenlicht, das sogleich allen Menschen leuchte, nicht der Blitz,
der in einem Augenblick alle Throne zerschmettere. Sie auf
Papier zu schreiben oder in Erz zu hauen sei leichter, als ihre
»geheiligten Zeichen« in der von Knechtschaft und Unwissenheit
verkümmerten Seele des Menschen zum Leben zu bringen.

An diesem Punkt seiner Argumentation wandte sich Robe-
spierre jählings gegen die Kriegspropagandisten des besitzenden
und bevorrechteten Bürgertums selbst: Die Menschenrechte, als
deren Sachwalter sie aufträten, würden doch auch von ihnen
»jeden Tag aufs neue verkannt, mit Füßen getreten«. Die derzeiti-
ge Verfassung, die man die »Tochter« der Menschenrechtsdekla-
ration nenne, gleiche ihrer Mutter nur wenig – sie sei »geschun-
den und befleckt von den unreinen Händen« derer, die in Frank-
reich auf eine neue Tyrannis hinarbeiteten. »Ehe die Wirkungen
unserer Revolution bei den fremden Nationen zu spüren sein
könnten, muß sie feststehen. Ihnen die Freiheit bringen wollen,
bevor wir sie uns selbst erobert haben, hieße, unsere eigene Ver-
sklavung und zugleich die der ganzen Welt herbeiführen.« Und
gerade der Krieg, von dem die Regierung vorgebe, ihn nur
»außerhalb der Grenzen« ausfechten zu lassen, sei das Mittel, die
Volksmassen innerhalb Frankreichs wiederum in Ketten zu legen.

Gleich seinen Zeitgenossen, die von der Geschichte Roms ihre
Traditionsbilder ableiteten, erinnerte dieser selbsternannte Tri-
bun an die Erfahrungen des Altertums: »Wenn das Volk gegenü-
ber den Anmaßungen des Senats und der Patrizier seine Rechte
beanspruchte, erklärte der Senat den Krieg, und das Volk vergaß
seine Rechte und seinen Schimpf, befaßte sich nur mit dem Krieg,
überließ seine Macht dem Senat und bereitete den Patriziern
neue Triumphe.« Aus der römischen Vergangenheit sprang die
Argumentation sogleich wieder in die französische Gegenwart:
»Der Krieg ist gut ... für die Spekulanten, die auf derartige Ereig-
nisse scharf sind; er ist gut für die Minister, deren Verrichtungen
er in einen dichteren und fast geheiligten Schleier hüllt; er ist gut
für den Hof, er ist gut für die Regierung, deren Ansehen, Popula-
rität, Einfluß er vergrößert; er ist gut für die Koalition der Adligen,
der Intriganten, der Gemäßigten, die Frankreich regieren.«

Dieser politische Klüngel werde seine »Helden« an die Spitze
der Armee stellen, wo sie das Vertrauen des Soldaten gewännen,
um diesen gegen die wahren Revolutionäre zu kehren: »Ein
Mensch, der vor dem Verrat am Vaterland zurückschrecken wür-
de, kann von gerissenen Führern dazu gebracht werden, den be-
sten Bürgern das Schwert in die Brust zu stoßen; das heimtücki-
sche Wort ›Republikaner‹ und ›Aufrührer‹, das von der Sekte der
scheinheiligen Vaterlandsfeinde ersonnen wurde, kann die irre-
geführte Unwissensheit gegen die Sache des Volkes bewaffnen.«
Die Absonderung des Soldaten in Standquartieren und Feldla-
gern, seine Eingliederung in die Armeekorps – das alles werde
dazu dienen, ihn von den normalen Staatsbürgern zu trennen.
Unter den hochtrabenden Bezeichnungen »militärische Disziplin«
und »Ehre« werde der »Geist des blinden absoluten Gehorsams«
ganz unmerklich an die Stelle der Freiheitsliebe und der Volks-
verbundenheit gesetzt, welche doch nur durch ein Leben mit dem

»Als ihr die Freiheit als vor-
nehmstes aller menschli-
chen Güter, als heiligstes
von der Natur empfangenes
Recht bezeichnetet, habt
ihr mit Fug und Recht er-
klärt, daß ihr durch die
Rechte des andern eine
Grenze gesetzt sei. Wes-
halb habt ihr dieses Prinzip
nicht auf das Eigentum an-
gewendet - sind die unwan-
delbaren Naturgesetze we-
niger unverletzlich als die
Menschenverträge? Ihr
habt die Artikel vervielfacht,
um der Verwaltung des Ei-
gentums die größte Freiheit
zu gewährleisten, und ihr
habt nicht in einziges Wort
gesagt, um seine gesetzli-
chen Merkmale festzulegen,
so daß eure Erklärung nicht
für die Menschen, sondern
für die Reichen, die Unersätt-
lichen, die Spekulanten und
Tyrannen gemacht scheint.
Ich schlage vor, diese Män-
gel abzustellen...
Artikel 7. Das Eigentum ist
das Recht jedes Bürgers auf
Nutznießung und freie Ver-
fügungsgewalt über den Teil
der Güter, der ihm durch
das Gesetz garantiert ist.
Artikel 8. Das Eigentums-
recht wird wie alle anderen
Rechte begrenzt durch die
Verpflichtung, die Rechte
des anderen zu achten.
Artikel 9. Es kann weder
der Sicherheit, noch der
Freiheit, noch der Existenz,
noch dem Eigentum der
Mitmenschen Eintrag tun.
Artikel 10. Jede Besitznah-
me, jedes Handelsgeschäft,
das gegen dieses Prinzip
verstößt, ist unzulässig und
unmoralisch.
Artikel 11. Die Gesellschaft
ist verpflichtet, für den Le-
bensunterhalt aller ihrer
Glieder zu sorgen, indem
sie ihnen Arbeit gibt oder
denen, die arbeitsunfähig
sind, die Existenzmöglich-
keit sichert.
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Volke wachzuhalten seien. Was also war die Absicht der Interes-
sengruppen, die da für Krieg wirkten? – »Der Untergang der
patriotischen Partei ist das große Ziel aller ihrer Anschläge; was
wird, sobald man sie einmal vernichtet hat, anderes übrigbleiben
als die Sklaverei?«

Hier kämpfte der »Unbestechliche« wiederum im Interesse ei-
ner revolutionären Volksdemokratie. Er sah das unnötige Wagnis
des Angriffskrieges. Er sah die kommenden Kriegslasten auf dem
Rücken der Massen. Er sah den Aufstieg »unserer militärischen
Patrizier« mit ihrem Willkürrecht über Leben und Tod und somit
die von ihnen ausgehende Gefahr, daß der Verfassungsstaat sei-
ner ohnehin noch mangelhaften »Freiheit« und »Gleichheit« durch
kriegsmäßige Ausnahmegesetze beraubt würde. Sogar nach einem
schließlichen Sieg werde das Damoklesschwert eines »ehrgeizigen
Generals« über dem Staatswesen hängen. Statt eines selbst provo-
zierten Krieges schlug Robespierre am 11. Januar 1792 energi-
sche Maßnahmen zur Vorbereitung eines künftig vielleicht not-
wendigen – und dann erst wahrhaftigen Verteidigungskrieges vor.

Wie und warum werden Kriege gemacht? Wie verheerend kön-
nen sie wirken – nicht nur in den Feindländern, sondern auch ge-
gen das eigene Volk? In diesen erbitterten Streitreden um Krieg
oder Frieden enthüllte Robespierre den Jakobinern und Sanscu-
lotten von Paris wohl erstmalig das »Geheimnis der Außenpolitik«
problematischer, nicht wahrhaft demokratischer Regimes. »Sie
sagen, ich entmutige die Nation. Nein, ich kläre sie auf... Und hät-
te ich nichts anderes getan, als so viele Fallen aufzudecken, als so
viele falsche Ideen und schlechte Prinzipien zu widerlegen, als
dem Überschwang einer gefährlichen Begeisterung Einhalt zu
tun, ich hätte die öffentliche Meinung ein gutes Stück vorwärts-
gebracht und dem Vaterland einen Dienst erwiesen.«

Wie alle Mitglieder der früheren Konstituante war Robespierre
kein Abgeordneter der jetzigen Legislative. Er mußte daher sei-
nen augenblicklichen Antikriegskampf im Jakobinerklub führen.
Seine Gegner aber waren die neuen Abgeordneten, und wenn sie
im Klub nicht standhalten konnten, blieb ihnen noch immer
Gelegenheit, auf die Parlamentstribüne zu steigen oder die Pres-
setrommel zu rühren. So gelang es ihnen, die Oberhand zu ge-
winnen. Aus ihren Reihen berief der König neue Minister. Das
girondistische Ministerium Roland leugnete die Tatsache, daß der
Kurfürst von Trier nachgegeben, die Auflösung der bewaffneten
Emigrantenhaufen befohlen hatte. Es stellte den Koalitionsmäch-
ten des Pillnitzer Abkommens sofort ein letztes Ultimatum. Diese
würdigten die zuspitzende Note keiner Antwort, rüsteten nun
kräftig und berieten in Potsdam den Offensivplan ihres Feldzuges
gegen Paris.

Da warf das Ministerium Ludwigs XVI. dem Feind, den es nach-
gerade herbeigewünscht hatte, den Fehdehandschuh ins Gesicht:
Am 20. April 1792 erfolgte die Kriegserklärung an Österreich – be-
gründet als »gerechte Verteidigung eines freien Volkes« gegen den
»ungerechten Angriff eines Königs«. Demselben Monarchen ver-
riet Marie-Antoinette schon am 26. März in einem Geheimschrei-
ben die Einzelheiten der französischen Angriffsplanung.

Artikel 12. Die notwendige
Hilfe für die Armut ist eine
Schuld des Reichen ge-
genüber dem Armen; das
Gesetz hat die Art und Wei-
se festzulegen, in der diese
Schuld zu begleichen ist.«
Robespierre: Rede zur
Neufassung der Erklärung
der Menschen- und Bürger-
rechte. Nationalkonvent,
24. April 1793.
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Problematisierender Ausblick
Wir eilen zum Schluß der Betrachtung und fassen zusammen: Die
neue politische Klasse trieb Frankreich in einen Angriffskrieg,
womit sie – wie schon gesagt – die kritische Stimmung der min-
derberechtigten Massen von den Konflikten im Innern ablenken
und kanalisieren wollte. Wie stets, bot der Krieg selbst auch genü-
gend Fischgründe für Schieber und Spekulanten, die in Rüstungs-
werkstätten und Heeresarsenalen, nicht zuletzt in den kriegs-
mäßig kontingentierten Volkszuteilungen an Brot und anderen
Lebensmitteln ihre Netze auslegten. Die Politiker und das dama-
lige Unternehmertum konnten freilich bei alledem die Pillnitzer
Deklaration deutscher Feudalfürsten und deren Hilfe bei den Um-
trieben französischer Emigranten als hinreichende Herausforde-
rungen anführen. Erst recht das spätere Manifest des Herzogs von
Braunschweig – obwohl es sich ebenfalls in der Sprache der Auf-
klärung auf »Vernunft, Gerechtigkeit, Frieden« berief und nun sei-
nerseits den Angriff Frankreichs zum »ungerechten Krieg« erklär-
te – ließ keinen Zweifel daran, daß hier die Ziele einer konterre-
volutionären Intervention verfochten wurden.

Ob aber zu Anfang 1792 in der Tat schon jene »kritische Phase«
erreicht war, die den Krieg zwischen der bürgerlichen Revolution
und den feudalen Dynastien der Nachbarländer unaufschiebbar
machte, ist das politisch-historische Problem. Zeitgenossen wie
Robespierre und Marat sahen den Krieg Frankreichs unter der
Führung inländischer Revolutionsgewinnler und Konterrevolu-
tionäre. Sie verneinten daher die Lauterkeit und die Zweck-
mäßigkeit dieser militärischen Offensive und befürworteten
lediglich die gründliche Vorbereitung eines volksmäßigen, revo-
lutionär-demokratischen Verteidigungskrieges. Bei dem Ringen
um einstweilige Friedenserhaltung brachten sie ihre zeitüberdau-
ernden Argumente für Revolution und Volksdemokratie, gegen
Nationalismus, Militarismus und Kriegstreiberei hervor. - In einer
ebenfalls kritischen Retrospektive hat auch der jüngst verstorbe-
ne Nestor der ostdeutschen Revolutionsforschung Walter Markov
geurteilt: »Dieser Krieg vom April war von Nachteil, nicht von
Vorteil, eine Erschwerung, nicht eine Beschleunigung, eine
zusätzliche Hypothek , nicht Abwurf von Ballast für die ausste-
hende Vollendung der Revolution, und gespickt mit Versuchun-
gen, sie vom geraden Weg abbiegen zu lassen.«

Jetzt begann ein Staatenkrieg, der die Revolution – den Bürger-
krieg – bis auf den Grund aufwühlte. Weit tiefer und gewaltiger
als es dem bevorrechteten Bürgertum, geschweige denn dem
Adel lieb sein konnte. Aus den Gefahren, die die Koalition der
Feudalmächte und bald auch Großbritanniens gegen Frankreich
heraufbeschwor, erwuchsen die inneren Triebkräfte, die das
Revolutionsgeschehen über die strategischen Ziele, taktischen
Rücksichten und egozentrischen Interessen der Führungsklasse
hinausdrängten: Nicht genug, daß der fürstliche Absolutismus
zugunsten der konstitutionellen Monarchie hatte verzichten müs-
sen – die konstitutionelle Monarchie mußte der bürgerlichen
Republik weichen, und diese Republik wiederum radikalisierte
sich zur revolutionären Jakobinerdiktatur.
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Es ist die heroische Tragödie dieser Revolutionsgeschichte, daß
gerade diejenigen den Krieg Frankreichs zum Sieg führen muß-
ten, die seinen Ausbruch entschieden abgelehnt hatten. Die zum
Gipfel der Nation aufsteigenden Robespierre, Marat und Genos-
sen – zeitweilige Sachwalter des Bürgertums und zugleich fähig,
sich mit Sansculotten und Plebejern, Kleinbauern und Dorfarmut
zu verbünden – setzten die Aktivkraft der Massen frei. Sie dekla-
rierten und organisierten die »levée en masse«. Sie stampften die
neuen Armeen hervor. Sie peitschten mit Hilfe revolutionärer
Gesetze, volksfreundlicher Versprechungen, moralisierender
Propaganda und eines sehr zweischneidigen Terrors, der Konter-
revolutionäre und Spekulanten verfolgte, aber auch Unschuldige,
engagierte Revolutionäre, vorproletarische und radikale Oppositi-
onsführer mordete, den Entscheidungskampf vorwärts. Sowohl
die innere als auch die äußere Konterrevolution wurde geschla-
gen. Dann, zwischen den Interessen des Bürgertums und den
Bedürfnissen der unteren Volksschichten lavierend, mußten sie
fallen, sobald die historische Aufgabe der nationalen Verteidigung
erfüllt war. Auf den Trümmmern der feudalen Aristokratie und
den Leichen der nun selbst guillotinierten Jakobinerführer
triumphierte die frühe Bourgeoisie. Die Revolution verebbte mit
dem Umsturz der Thermidorianer, mit dem Zwischenspiel des
Direktoriums und schließlich, im achten Jahr der Republik, mit
dem Militärputsch des vorhergesagten »ehrgeizigen Generals«.

Und was wurde aus den schönen Verheißungen, die 1789 und
1790 aus Paris gekommen, auch von deutschen Dichtern mit
Freude begrüßt worden waren? Man lese Friedrich Schillers
Verse zum »Antritt des neuen Jahrhunderts« und begreife die
Verzweiflung, mit der dieser idealische Schöpfer des Freiheitsre-
bellen Karl Moor, Sänger der »Ode an die Freude«, widersätzliche
Ehrenbürger der Französischen Republik auf fragwürdige Revo-
lutionsresultate und ein blutig zerstrittenes Europa blickte:

»Wo öffnet sich dem Frieden,
Wo der Freiheit sich ein Zufluchtsort?
Das Jahrhundert ist im Sturm geschieden,
Und das neue öffnet sich mit Mord....
Zwo gewaltige Nationen ringen
Um der Welt alleinigen Besitz;
Aller Länder Freiheit zu verschlingen,
Schwingen sie den Dreizack und den Blitz.«

Poseidons Dreizack, das Wahrzeichen der Herrschaft über die Meere, und
der Blitz, die Waffe des obersten Gottes Zeus – es waren die beiden bür-
gerlichen Staaten England und Frankreich, die mit antiken Metaphern der
deutschen »Klassik« nunmehr zu Recht als sehr fragwürdige Freistätten
für Freunde der »Freiheit« und »Gleichheit« sowie als Rivalen einer räube-
rischen Welteroberung angeklagt wurden.
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Die allgemein bekannten
Fakten der Französischen
Revolution werden hier im
einzelnen nicht belegt.
Nützlich für Interessierte ist
noch immer: Walter Mar-
kov: Revolution im Zeugen-
stand. Frankreich 1789 –
1799, Bd. 1: Aussagen und
Analysen, Bd. 2: Gespro-
chenes und Geschriebe-
nes, Leipzig 1982. Die an-
geführten Robespierre-Zita-
te gründen sich auf: Oeuv-
res Maximilien Robespierre,
ed. A. Laponneraye, Paris
1840; Oeuvres Maximilien
Robespierre, t. VI: Discours
1789 – 1790, ed. M. Bouloi-
seau, G. Lefebvre et A. So-
boul, Paris 1950; Maximili-
an Robespierre: Habt ihr ei-
ne Revolution ohne Revolu-
tion gewollt? Reden, hrsg.
v. K. Schnelle, Leipzig
1958. – Der für die Zeit der
Französischen Revolution
verwendete Begriff der
»Volks-Demokratie« findet
sich auch bei: C. Mazauric:
Einige Überlegungen zur
Französischen Revolution
und zur Konstituierung der
herrschenden Klasse, in:
Jahrbuch des Instituts für
Marxistische Studien und
Forschungen, Nr. 14, Frank-
furt a. M. 1988, S. 100
– 113. Im vorstehenden Es-
say ist entgegen einer äl-
teren marxistischen
Schreibweise nicht »Direkt-
herrschaft der Bourgeoisie«
gemeint, sondern eine an
die Macht gelangte »politi-
sche Klasse« des Bürger-
tums, die mit den Mitteln
von Staat und Recht die
Hegemonie der Bourgeoisie
sukzessive verwirklichte
und zugleich die Freiset-
zung der bürgerlich-kapitali-
stischen Gesellschaftsord-
nung beförderte.



Prof. Lothar Bisky hat für die Reihe controvers, herausgegeben von
der Grundsatzkommission der PDS, eine Broschüre zum Thema
Freiheit statt Sozialismus geschrieben. Sie setzt sich mit den Ge-
meinsamkeiten und Gegensätzen der beiden großen politischen und
sozialen Bewegungen, des Liberalismus und Sozialismus, in den
vergangenen 150 Jahren und mit der Notwendigkeit auseinander,
diese beiden durchaus widersprüchlichen Ideen auf neuer Grundla-
ge zusammenzubringen. Der Autor hat UTOPIE kreativ vorab den
vierten und letzten Teil seines Manuskripts »Plädoyer für einen li-
bertären Sozialismus« zur Verfügung gestellt (Im ersten Teil werden
Liberalismus und Sozialismus als gemeinsame Traditionen behan-
delt; im zweiten die Auseinanderentwicklung beider Bewegungen
im 20. Jahrhundert; im dritten unter der Überschrift »Ende des Li-
beralismus?« die neuen Herausforderungen an gesellschaftliche
Entwicklung nach dem Kollaps des Staatssozialismus.).

Nach dem Scheitern des DDR-Sozialismus sind gesellschaftliche
Alternativen nicht überflüssig geworden, sie sind geradezu über-
lebensnotwendig. Für die sozialistische Linke ist das in besonde-
rem Maße die Frage danach, ob trotz dieses Kollaps Sozialismus
eine tragfähige Idee dafür bleibt. Ich selbst beantworte diese
Frage positiv, denn Sozialismus war geschichtlich viel mehr als
der undemokratische Versuch eines Staatssozialismus in Osteuro-
pa (ich verwende diesen Begriff, um auf die zentrale Rolle der
Verstaatlichung und die geringe der Vergesellschaftung von
Eigentum und Macht hinzuweisen). Marx und Engels, Weitling,
Saint-Simon, Owen, Bakunin, Bebel, Rosa Luxemburg, Gramsci
und viele andere standen für emanzipatorisch geprägte Vorstel-
lungen. Mein Festhalten an Begriff und Idee des Sozialismus hat
aber auch einen höchst aktuellen Bezug. Die Erhaltung der Natur,
der Existenzgrundlagen künftiger Generationen, Frieden, Zurück-
drängung von Massenarbeitslosigkeit und sozialer Ausgrenzung,
die Überwindung der entsetzlichen Not im Süden der Erde und
die Durchsetzung einer solidarischen Weltwirtschaft - das sind
Aufgaben, die bei Dominanz der Kapitalverwertung, der privaten
Aneignung des gesellschaftlichen Mehrprodukts nicht lösbar sind.
Und umgekehrt: Diese Ziele zu realisieren - wovon das zivilisato-
rische Überleben abhängt - kann nur mit realer Hegemonie
gesellschaftlicher Kräfte gelingen, deren Kampf auf die Lösung
gesellschaftlicher und menschheitlicher Probleme gerichtet ist.

LOTHAR BISKY
Plädoyer für einen
libertären Sozialismus

Lothar Bisky - Jg. 1941,
Kulturwissenschaftler, Prof.
Dr., Vorsitzender der PDS.



Ich nenne eine solche Entwicklung, eine solche Bewegung sozia-
listisch. Dominanz, Vorherrschaft bedeutet dabei natürlich nicht
Alleinherrschaft einer Partei, einer Klasse oder eines Prinzips,
und das ist gut so.

Marx war ein leidenschaftlicher Kritiker der kapitalistischen
Gesellschaft. Das hielt ihn jedoch nicht davon ab, ihren zivilisato-
rischen Fortschritt und ihre Errungenschaften anzuerkennen.
Für ihn und Engels war sie eine Gesellschaft, die sich grundle-
gend von den früheren Ordnungen unterschied - die erste
moderne Gesellschaft. Vor allem in drei Besonderheiten gesell-
schaftlicher Entwicklung trat diese »Moderne« hervor:

Erstens war die kapitalistische Produktionsweise durch Ent-
wicklungsoffenheit gekennzeichnet. Marx und Engels charakteri-
sierten sie im Kommunistischen Manifest in prägnanter Weise:
»Die Bourgeoisie kann nicht existieren, ohne die Produktions-
instrumente, also die Produktionsverhältnisse, also sämtliche
gesellschaftlichen Verhältnisse fortwährend zu revolutionieren. Un-
veränderte Beibehaltung der alten Produktionsweise war dagegen
die erste Existenzbedingung aller früheren industriellen Klassen.«1

Zweitens: An die Stelle früherer persönlicher Macht- und
Abhängigkeitsverhältnisse traten sachliche, rechtlich regulierte
wirtschaftliche und politische Herrschafts- und Machtverhält-
nisse, die im Manifest als »politischer Fortschritt« bezeichnet
wurden: »Die Bourgeoisie hat in der Geschichte eine höchst revo-
lutionäre Rolle gespielt. Die Bourgeoisie, wo sie zur Herrschaft
gekommen, hat alle feudalen, patriarchalischen, idyllischen
Verhältnisse zerstört. Sie hat die buntscheckigen Feudalbande,
die den Menschen an seinen natürlichen Vorgesetzten knüpften,
unbarmherzig zerrissen und kein anderes Band zwischen Mensch
und Mensch übriggelassen als das nackte Interesse, als die
gefühllose ›bare Zahlung‹.«2

Drittens: Die Grundwerte der französischen Revolution (Frei-
heit, Gleichheit, Brüderlichkeit) bedeuteten zwar in der Praxis
ganz und gar nicht soziale Gleichheit und solidarische Verfaßtheit
der bürgerlichen Gesellschaft, waren aber durchaus auch Aus-
druck eines realen Fortschritts.

Die Gesellschaften in den hochentwickelten Industriestaaten
sind von diesen Momenten geprägt, in diesem Sinne »moderne
Gesellschaften«. Wir haben in der PDS in den vergangenen Jah-
ren diese Kennzeichnung sicherlich manchmal inflationär
verwendet. Aber sie bewußt hinsichtlich dieser Eigenschaften zu
benutzen, halte ich auch in Auseinandersetzung mit unseren Feh-
lern und den Defiziten der DDR-Gesellschaft für wichtig. Mit die-
ser Charakterisierung allerdings ist jedoch noch nichts über die
sozialen, ökologischen, politischen Konsequenzen gesagt. Ange-
sichts der Dominanz von Kapitalverwertung, Profitorientierung
handelt es sich um eine Moderne mit bedrohlicher Entwick-
lungstendenz: Ausbeutung des Menschen und Ausplünderung der
Natur, Expansion von Kapitalverwertung und Vermarktung sind
offensichtlich ihr Daseinsprinzip. Das Geld ist noch weit mehr als
in der Vergangenheit, zum Beispiel zu Marx‘ Zeiten, zum Regula-
tiv, Maßstab aller gesellschaftlichen Beziehungen geworden; es
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dringt in alle Poren der Gesellschaft ein. Es ist der große Gleich-
macher, denn Nahrungsmittel, Mieten, Gesundheit, Kunst, selbst
viele zwischenmenschliche Beziehungen lassen sich in Geldwert
ausdrücken. Und es ist der große Ungleichmacher: nie hat sich so
viel Reichtum in so wenigen Händen konzentriert, nie waren
soziale Gegensätze so groß wie jene zwischen den Oberschichten
im Norden der Erde und den Verhungernden im Süden. Die kapi-
talistische Moderne ist zerstörerisch, und kaum jemand, der dies
noch nicht sieht. Ihre schrecklichen Seiten müssen überwunden,
ihre expansive Tendenz gefesselt, ihre zivilisatorischen Errun-
genschaften sorgfältig gehütet werden. Was wie die Quadratur
des Kreises anmutet, scheint mir die einzige Chance eines Aus-
weges zu sein. »Weiter so« geht es praktisch nicht mehr. Die
Reproduzierbarkeit von Natur und menschlicher Kultur oder,
wenn man so will, von außer- und innermenschlicher Natur,
gerät spürbar an ihre Grenzen. Zurück zum Staatssozialismus à la
DDR oder Sowjetunion geht es auch nicht. Er fiel im Wettstreit der
Systeme vor allem in den siebziger und achtziger Jahren auf den
meisten Gebieten immer weiter zurück und war im übrigen auf
einigen der wichtigsten viel zu wenig alternativ (Emanzipation
als Selbstverwaltung und Selbstbefreiung, Ökologie, Überwin-
dung der Wachstumsideologie zum Beispiel).

Beim Bedenken von Alternativen ist schließlich auch eine neue
Erscheinung moderner Gesellschaftsentwicklung zu beachten
(sie hat aber in die Ursprünge bürgerlicher Gesellschaftsentwick-
lung zurückreichende Wurzeln): Die heutigen entwickelten
Gesellschaften sind hochdifferenziert. Sie haben komplizierte so-
ziale, politische, ökonomische und kulturelle Strukturen. Recht,
Parlamente, Kommunen, Medien und Öffentlichkeit, Parteien,
Kultur und Ideologie und vielfältige Institutionen spielen trotz der
Dominanz von Kapital, Kapitalverwertung, Markt und Staat eine
große und teilweise autonome (nicht unabhängige) Rolle. Diese
politische, soziale und institutionelle Ausdifferenzierung nimmt
weiter zu und teilweise sogar eine neue Qualität an.

Die Gesellschaft befindet sich in einem Umbruch, der auch ih-
re Sozialstrukturen, Klassen und Schichten umwälzt. Ich will -
meinem Thema geschuldet - nur ein weiteres Problem benennen:
Offensichtlich prägt sich die soziale Widersprüchlichkeit der Ge-
sellschaft noch weiter aus, werden Interessenlagen noch unter-
schiedlicher, spezifischer auch innerhalb gleicher Klassen und
Schichten. Es zeigen sich eine enorme Heterogenität der sozialen
Gruppen, soziale Zersplitterung und widerspruchsvolle Individu-
alisierungstendenzen, zu denen auch zunehmender Egoismus
und Abschwächung solidarischer, sozialer Wertvorstellungen
gehören. Die Freiheit des Individuums findet in gewissem Sinne
erweiterte Möglichkeiten. Das gilt jedoch praktisch nur für die
Modernisierungsgewinner und geht einher mit wachsenden
Schwierigkeiten, ein Mehr an sozialer Gerechtigkeit, sozialer
Chancengleichheit, gesellschaftlicher Solidarität zu erreichen.3

Große Teile der Bevölkerung werden dagegen durch Massenar-
beitslosigkeit, neue Armut und Ausländerfeindlichkeit sozial aus-
gegrenzt. Die im Anfangsteil der Broschüre bereits zitierte Vision
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aus dem Kommunistischen Manifest, die freie Entwicklung der
einzelnen (als Bedingung) mit der freien Entwicklung der Gesell-
schaft zu verbinden, scheint noch komplizierter als in der Ver-
gangenheit. Individuum und Gesellschaft - in diesem Verhältnis
liegt das komplizierte, bis heute ungelöste Problem der Verein-
barkeit von Freiheit, Gleichheit und Solidarität. Die bürgerliche
Gesellschaft konnte den dreifachen Anspruch der französischen
Revolution - Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit - nicht einlösen.

Meiner Meinung nach ist die Vision des Kommunistischen
Manifests nicht nur eine knappe und das Wesen sozialistischer
Gesellschaftlichkeit treffende Definition, sondern zugleich auch
die vielleicht schwierigste Frage, die Sozialistinnen und Soziali-
sten zu beantworten haben: Ein Sozialismus ohne individuelle
Freiheit, ohne Realisierung der Menschenrechte und ohne Demo-
kratie ist zum Scheitern verurteilt und letztlich reaktionär. Ein
libertärer Sozialismus, die Verbindung von Freiheit und solidari-
scher Kollektivität, ist meiner Meinung nach eine unabdingbare
Schlußfolgerung. Doch lassen sich - und wie - freies Individuum
und solidarische Gesellschaftlichkeit tatsächlich verbinden, ist
das befreite Individuum überhaupt noch gemeinschaftsfähig? Mit
der in der DDR gebetsmühlenartig behaupteten Übereinstim-
mung persönlicher und gesellschaftlicher Interessen hat man
sich gerade in dieser Hinsicht in die Tasche gelogen. Ich halte es
- zumindest theoretisch - für möglich, den Widerspruch zwischen
individuellen Interessen und gesellschaftlichen Erfordernissen
jeweils konkret und immer wieder neu zu vermitteln, aber nicht,
ihn aufzulösen.

Die aktuellen sozialen Umbrüche und die derzeitige »Individu-
alisierung« gehen jedenfalls zunächst mit einer Abschwächung
sozialer und solidarischer Wertorientierungen einher. Die wis-
senschaftlichen Meinungen dazu sind unterschiedlich, und auch
die empirischen Befunde sind nicht einheitlich. Der Mainzer
Soziologe Stefan Hradil stellte jedoch folgende Gemeinsamkeiten
fest: »Der gemeinsame Tenor lautet, daß Modernisierungsprozes-
se im Grunde sowohl Rationalisierungs- als auch Ausdifferenzie-
rungsprozesse darstellen. Geläufige Modernisierungstheorien
laufen ferner darauf hinaus, daß der einzelne in seinen subjekti-
ven Kompetenzen, seiner Autonomie, seiner persönlichen Hand-
lungs- und Entscheidungsfähigkeit immer mehr gefördert, aber
auch gefordert wird. Daraus wird nicht selten geschlossen, daß
die Individuen auch tatsächlich immer eigenständiger, zweckra-
tionaler, individueller, ich-bezogener, ja egoistischer leben und
sich ihre Bindungen zu Gemeinschaften wie Familie, Gemeinde
etc. immer mehr lockern.«4

Da ich mich auf das Verhältnis von Freiheit und Sozialismus
konzentriere, will ich an dieser Stelle drei Überzeugungen be-
nennen: Weder ist es möglich noch wünschenswert, Heteroge-
nität und Widersprüchlichkeit von Gesellschaften, soziale Grup-
pen und modernen Wirtschaftssystemen zurückzunehmen. Die
Alternative wäre letztlich ein neuer Faschismus, den auch Dah-
rendorf als reale Gefahr sieht.5 Diese reale Widersprüchlichkeit
muß die Autonomie (Freiheit) der sozialen, politischen und wirt-
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schaftlichen Subjekte und der Individuen gewährleisten. Es kann
nicht um eine Gesellschaft mit Monosubjekt gehen (Ein-Parteien-
System, zentralistische staatliche Verwaltung, hochzentralisiertes
Staatseigentum an faktisch allen Produktionsmitteln, ökonomi-
sche Regulierung als Kommandowirtschaft). Gesellschaftliche
Höherentwicklung, an die ich immer noch glaube, bestand und
besteht niemals nur im Bruch, und sie darf es auch nicht. Konkret
bedeutet das für mich, im Streit für eine gesellschaftliche Alternative
alles das aus der bürgerlichen Gesellschaft zu bewahren, was zivili-
satorischer Fortschritt war und universalen Charakter für moderne
Gesellschaften hat, sozialistische Perspektiven eingeschlossen.

Zunächst bedeutet das, individuelle politische Freiheiten kon-
sequent zu schützen (z.B. gegen ihre staatliche Einengung mit
dem beabsichtigten »großen Lauschangriff«) und auszubauen
(z.B. Beteiligungsrechte). Aber auch parlamentarische Demokra-
tie, Gewaltenteilung (Legislative, Exekutive, Rechtsprechung),
Freiheit der Medien etc. sind nicht nur zu respektieren, sondern
müssen sogar gestärkt werden, um so mehr, als nicht selten
Deformierungen ihre Rolle gefährden (Fraktionszwang in den
Parlamenten, Kommerz-Fernsehen, um nur zwei Probleme zu
nennen). Weitergehende Schritte sind jedoch längst erforderlich
und möglich.

Erstens: In der Bundesrepublik und in den meisten anderen
Staaten erleben wir eine zunehmende Politikunfähigkeit. Politi-
ker wie der Vizepräsident der USA, Al Gore, oder der CDU-Mini-
sterpräsident von Sachsen beschreiben realistisch die dramati-
schen Zustände in der Gesellschaft, sind aber weder fähig noch
bereit, daraus alternative Politik zu entwickeln. Der Präsident des
Worldwatch Institute, Lester R. Brown, beschrieb diesen Zustand
mit Worten des kanadischen Staatsmanns Pierre Trudeau:
»Trudeau sagte vor ungefähr 15 Jahren, als er noch kanadischer
Premier war: ›In wachsendem Maße werden wir alle inkompetent
aussehen angesichts der Probleme, die vor uns stehen‹«6 Mit Blick
auf die Bundesregierung und ihr doppelgleisiges Agieren in
Umweltfragen (als Beispiel) - problembewußte Reden auf Gipfel-
konferenzen und Umweltprobleme verschärfende praktische Po-
litik - kann ich solcher Einschätzung nur zustimmen, möchte aber
ergänzen, daß das politische Versagen Ergebnis bewußter Politik
ist: Man will keine wirklichen Änderungen, die Einschränkung
kapitalistischer Verwertungsmöglichkeiten bedeuten würden.
Folgerichtig droht auch die parlamentarische Demokratie in der
BRD zu einer Verwaltung der selbstgeschaffenen Sachzwänge im
Vierjahres-Wahlkampf-Rhythmus zu verkommen. Die Blockie-
rung und Selbstblockierung von Politik muß daher von unten auf-
gebrochen werden. Dazu brauchen wir eine wesentliche Stär-
kung der Bürgerinnen- und Bürgerrechte in der Gesellschaft.
Gregor Gysi hat in seinem »Ingolstädter Manifest« dafür interes-
sante Ideen vorgeschlagen, die es wert wären, Gegenstand politi-
scher Diskussion und politischer Kämpfe zu werden:

Eine dritte Stimme bei Wahlen »für nichtstaatliche Organisatio-
nen mit einzelnen Sachthemen wie Umweltschutz, Feminismus,
Dritte-Welt-Problemen, Altersfürsorge, Drogenschutz usw.« In
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Abhängigkeit von der erreichten Stimmenzahl sollten diese Orga-
nisationen Gelder für ihre Arbeit erhalten. Ziel ist es, die unmit-
telbaren Bürgerinnen- und Bürgerrechte zu stärken: »Anstatt über
Benzin-, Alkohol- und Tabaksteuern Gelder in anonyme Fonds
abzuziehen, auf die wir keinen Einfluß haben, deren Verwalter
uns niemals Rechenschaft ablegen, sollten wir zunächst einmal
fünf Prozent der öffentlichen Haushalte per Dritte Stimme vertei-
len - direkt durch uns bestimmt und uns gegenüber abrechenbar.«7

Eine zweite parlamentarische Kammer sollte neben dem Bun-
destag der Parteien als Bundeskammer der sozialen Bewegungen
und Interessenverbände gewählt werden.8 Die Ausgestaltung
ihrer Rechte wäre sicherlich kein einfaches Problem, darf parla-
mentarische Demokratie doch meiner Meinung nach nicht
gefährdet werden. Aber die von Gysi vorgeschlagenen konkreten
Initiativen und Vetorechte und die Abgabe einiger Haushaltsent-
scheidungen an diese Kammer könnten durchaus dazu beitragen,
die Verengung parlamentarischer Demokratie auf Parteienherr-
schaft und bürokratische Tendenzen aufzubrechen.

»Das erste und letzte Wort«, so Gysi, gehöre den Bürgerinnen
und Bürgern. Volksentscheide und andere Formen unmittelbarer
Demokratie werden vor allem von konservativen Politikern der
BRD gern mit Verweis auf ihren Mißbrauch in der Weimarer Re-
publik für Ziele der politischen Destabilisierung abgelehnt. Da-
mit werden jedoch Ursache und Folge ausgetauscht, die Verände-
rungen politischer und sozialer Wirklichkeiten in den vergange-
nen sieben Jahrzehnten ignoriert und in typischer deutscher Bor-
niertheit die positiven Erfahrungen mit unmittelbarer Demokra-
tie in der Schweiz, in Frankreich, Schweden oder Dänemark
mißachtet, die allesamt stärkere demokratische Traditionen als
Deutschland aufweisen. Natürlich ist auch die Ergänzung der
Vertretungsdemokratie durch unmittelbare Demokratie kein
Allheilmittel und verlangt eine wohlabgewogene rechtliche Aus-
gestaltung, eine Begleitung durch demokratische Medien und
eine positive Entwicklung politischer Kultur. Auf kommunaler
Ebene, in Bayern durch einen Volksentscheid im Oktober 1995
deutlich gestärkt, und in eher embryonaler Weise in anderen
Bundesländern gibt es teilweise Möglichkeiten direkter Demo-
kratie. Sie auszubauen, wesentlich zu stärken, scheint mir eine
höchst dringliche Aufgabe. Ich stimme Gregor Gysi vor allem in
der Auffassung zu, daß »Durchbrüche aus den politischen Sack-
gassen einer Parteienherrschaft ... nicht über wechselnde Mehr-
heit bei Wahlen zu erreichen (sind). Das Volk selbst kann in
öffentlichen Diskussionsprozessen über seine einzelnen Punkte
wie soziale Grundsicherung, Sicherung des Rechts auf Arbeit und
Wohnung oder Abschaffung des § 218 entscheiden. Schlechter
kann es dadurch nicht werden. Besser allemal.«9

Zweitens: Die erforderliche Gesellschaftsveränderung kann -
davon bin ich überzeugt - nicht darin bestehen und dadurch
erreicht werden, daß »alle Mächte der alten Gesellschaft zer-
schlagen« werden, wie es bei Marx zu lesen ist (der sich im übri-
gen an vielen anderen Stellen gegenteilig geäußert hat). Er war ja
dezidiert der Meinung, daß sich die sozialistische Gesellschaft
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schon im Rahmen der kapitalistischen vorbereiten müsse. Mit der
Veränderung der Macht- und Eigentumsverhältnisse durch eine
Revolution sollte sie quasi freigelegt werden. Ich kann hier nicht
auf die vielfältigen theoretischen und politischen Probleme einer
solchen Vorstellung eingehen (z. B.: Wie alternativ und humani-
stisch kann eine Wirtschaftsweise sein, die sich in ihrer Struktur,
Organisation, ihren Produktionsinhalten, ihrer Gebrauchswert-
seite, ihren Technologien, Produktionsinstrumenten im Kapitalis-
mus entwickelt hat?), grundsätzlich meine aber auch ich, daß
alternative, sozialistische Gesellschaftsentwicklung auch in Kon-
tinuität zur bisherigen Geschichte steht. Zivilisatorische Ergeb-
nisse bürgerlicher Entwicklung müssen aufgehoben werden (bei
Hegel hieß das: aufgehoben als bewahrt, aufgehoben als empor-
gehoben/weiterentwickelt und aufgehoben als überwunden). Aus
den Erfahrungen der DDR sind das für mich in besonderem Maße
Ansprüche und Ergebnisse ursprünglicher Liberalität: Der Bür-
gerrechtsanspruch der französischen Revolution (der »citoyenì)
und die damit verbundenen Freiheitsrechte, die Gewaltenteilung
innerhalb der Gesellschaft, parlamentarische Demokratie (die
durch unmittelbare Demokratie ergänzt, aber in großen und
hochkomplexen Gesellschaften auch nicht durch sie ersetzt wer-
den kann), Rechtsstaatlichkeit, Freiheit der Medien, Freiheit von
Wissenschaft und Forschung. Auf jedem dieser Gebiete wären
durchaus radikale Wandlungen erforderlich. Insbesondere ginge
es um soziale Grundlagen, die aus - realen - Rechten auch reale
und gleiche gesellschaftliche Möglichkeiten machten. Aber diese
»Mächteì, diese Institutionen abschaffen, zerschlagen zu wollen,
könnte nur zurück zu autoritären, antiemanzipatorischen und
undemokratischen Sozialismusvorstellungen führen.

Libertärer Sozialismus ist aber gerade in dieser Hinsicht auch
ein umstrittener Begriff. Es gibt eine linke, sozialistische Rich-
tung, die unter ihm einen antistaatlichen und antiparlamentari-
schen Sozialismus versteht und sich von staatlichen Institutionen
befreien will (Bakunin war ein prominenter und besonders ent-
schiedener Vertreter dieser Richtung). Angesichts der Erfahrun-
gen mit staatlicher Macht, Parteien, Bürokratie, Gerichten usw.
mag das zunächst verständlich erscheinen. Doch einfache Aus-
wege gibt es meines Erachtens nicht. Freiheit ist ohne Recht,
Regulierung (dort, wo z. B. die Freiheit anderer berührt wird), In-
stitutionen nicht realisierbar. Wer sozialistische Ziele und die
Freiheit des Individuums verbinden will, wird diesen schwierigen
Weg ihrer Institutionalisierung gehen müssen. Das wird weniger
Staat, mehr Gesellschaft (Zivilgesellschaft), wesentlich mehr Bür-
gerinnen- und Bürgerrechte bedeuten, aber nicht: keinen Staat,
keine Verwaltung (Bürokratie), keine Vertretung (Parlamente),
keine Herrschaft.

Es ist keine Frage von mangelnder Konsequenz und Entschie-
denheit, wenn ich davon überzeugt bin, daß es eine wesentliche,
aber natürlich auch überaus schwierige Chance einer erneuerten
linken Bewegung ist, wegzukommen vom Schwarz-Weiß-
Denken, vom Denken in zwei Polen: Entweder - Oder, wie einst in
der SED, heute in der CDU und letztlich in vielen Fällen selbst in
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der SPD. Der Vorwurf, die PDS habe sozialdemokratisches und
grünes Denken aufgegriffen, ist in dieser Hinsicht zutreffend und
zeichnet die PDS gegenüber jenen aus, die sich selbst hauptsäch-
lich über Aus- und Abgrenzung definieren. Der sozialistische
Charakter der PDS und ihr Festhalten an antikapitalistischen
Zielen bieten ausreichend Gewähr, daß aus Offenheit nicht Belie-
bigkeit und Anpassung werden.

Drittens: In diesem Jahrhundert war die Entwicklung der
Gesellschaft und der Wirtschaftssysteme nicht zuletzt von einer
Tendenz zu wachsender Differenziertheit und Komplexität
gekennzeichnet. Die rasche Internationalisierung/Globalisie-
rung von wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und sicher-
heitspolitischen Reproduktionsbedingungen hat diese Entwick-
lung zusätzlich beeinflußt und beschleunigt. Dieser widersprüch-
lichen Realität der heutigen Gesellschaften, der Wirtschaft, der
sozialen Klassen und Schichten muß Rechnung getragen werden
können. In der Wirtschaft ist die Durchsetzung gesellschaftlicher
Erfordernisse (soziale Gerechtigkeit in den Staaten und auf dem
Erdball, Erhalt der Umwelt, Entmilitarisierung, humane und
beherrschbare Entwicklung von Wissenschaft, Technik und
Kultur) dringend notwendig. Das verlangt eine gesellschaftliche
Rahmenplanung für die Grundrichtungen wirtschaftlicher, sozia-
ler und wissenschaftlich-technischer Entwicklung. Ein Planungs-
und Wirtschaftssystem wie in der DDR hat sich dafür jedoch als
ungeeignet erwiesen. Spätestens seit den sechziger Jahren wurde
es zu einem Hindernis für effektive Wirtschaftsentwicklung (für
mich umschließt »effektiv« gleichermaßen ökonomische wie
humane und ökologische Kriterien). Spätestens in den achtziger
Jahren versagte es dann auch als Planungsinstrument selbst.
Ware-Geld-Beziehungen, Elemente einer Marktregulierung, wirt-
schaftliche Autonomie (bei gesellschaftlicher Definition und
Verwirklichung der entscheidenden Entwicklungsrichtungen der
Ökonomie) und eine Pluralität von Eigentumsformen (mit gesell-
schaftlicher und qualifizierter Mitbestimmung) werden Elemente
eines wirtschaftlichen Wandels hin zu nachhaltiger (sozial- und
naturverträglicher) Wirtschaftsentwicklung sein müssen. Nur auf
Planung zu setzen, auf Formen der Selbstregulierung und des
Wettbewerbs zu verzichten, würde wohl zwangsläufig zu Erstar-
rung, Bürokratismus, Gleichgültigkeit, Verschwendung und staat-
lichem Zentralismus wie in der DDR führen. Aber eine Fesselung
des Marktes, insbesondere durch starke, institutionalisierte
gesellschaftliche Gegenmächte ist erforderlich.10 Es geht um tiefe
Eingriffe in das Prinzip der Kapitalverwertung, letztlich darum,
seine Vorherrschaft in der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Entwicklung zu brechen. Es geht nicht um eine Gängelung staat-
licher, genossenschaftlicher, kommunaler und privater Unter-
nehmer. Das Prinzip der Kapitalverwertung und die neo-
liberale/neokonservative Wirtschaftspolitik von heute sind in
dieser Hinsicht sogar in zunehmendem Maße Hindernisse für
schöpferisches Unternehmertum. Formen und Instrumente eines
in solcher Weise sozialisierten (gesellschaftlich dominierten)
Wirtschaftens hat Michael Brie einmal in knappster Form
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beschrieben, und ich möchte mich dem anschließen: »Es bedarf
eines Systems, wo neben einem in seinem Kern sozialisierten
Banksystem als Repräsentant der Verteilung der gesellschaftli-
chen Resourcen ... die Arbeiter der Betriebe, die Kommunen, die
Gebraucher der produzierten Güter, die Vertreter der Interessen
am Erhalt der Naturressourcen und die Entwicklungsländer als
verschiedene Eigentümer die gegensätzlichen Interessen austra-
gen. An schon Erreichtes kann angeknüpft werden. Gemeinwohl
existiert nur als solidarische Entwicklung aller. Und dies muß
ausgekämpft werden.«11 Die theoretische Begründung solcher
Vorstellungen und ihre praktische Ausgestaltung sind hochaktu-
ell. Noch wichtiger (und schwieriger) wird es jedoch sein, politi-
sche Kämpfe für ihre Durchsetzung in Gang zu bringen.

Viertens: Auf widerspruchsvolle Weise bildet sich eine Weltge-
sellschaft heraus. Wirtschaftlich und finanzpolitisch hat sich die
von Marx und Engels im Manifest gekennzeichnete »kosmopoliti-
sche Produktionsweise« durchgesetzt. Auch in fast allen anderen
entscheidenden Bereichen sind die menschlichen Reproduktions-
bedingungen heute globalisiert. Entsprechende globale ökonomi-
sche und politische Reproduktionsinstrumente sind aber nicht
entwickelt worden. Auf regionaler Ebene versucht allenfalls die
Europäische Union, solchen internationalen Erfordernissen bis
zu einem gewissen Grade Rechnung zu tragen, allerdings ohne
soziale und ökologische Orientierung. Die UNO und fast alle ihre
Spezialorganisationen sind schon gar nicht in der Lage, diese
Kluft zwischen Globalisierung der menschlichen und gesell-
schaftlichen Existenzbedingungen einerseits und fehlenden
globalen Regulierungs- und Gestaltungsmechanismen anderer-
seits zu überwinden. Insbesondere die westlichen Großmächte
verhindern eine Demokratisierung und Ausgestaltung der UNO
und sind bestrebt, sie entweder endgültig zu entmachten oder
allein zum Instrument der eigenen Hegemonialpolitik zu machen.
Angesichts gegenwärtiger Kräfteverhältnisse ist kaum daran zu
denken, daß die UNO eine Institution zur demokratischen, solida-
rischen und zivilen Regulierung der globalen Prozesse wird. Ähn-
lich sieht es in Europa aus, wo die Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) durch die westlichen Metro-
polenstaaten zu einem Schattendasein verurteilt wurde, während
NATO und Europäische Union die Hegemonie der westeuropä-
ischen Großmächte (und der USA) nun auch gegenüber und in
Osteuropa durchsetzen sollen. Machtpolitisch mögen diese Kon-
zepte wie im Golfkrieg oder in Bosnien zeitweilig aufgehen
(Friedhofsordnung als Friedensordnung). Letztlich werden auf
solche Weise Probleme lokal bzw. regional, einseitig (im Interes-
se der Großmächte) und zeitweilig »gelöst«, die globalen, gemein-
samen (menschheitlichen) und langfristigen Probleme jedoch
weiter verschärft.

Die Entfremdung des Menschen von seinen eigenen Existenz-
bedingungen hat eine ungeahnte Dimension angenommen. Der
sächsische CDU-Ministerpräsident Kurt Biedenkopf ist das perso-
nifizierte Beispiel dafür, wie diese Entfremdung bis zu einer Art
politischer Schizophrenie führt. In seinem Buch »Zeitsignale«
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schätzt er zutiefst realistisch ein, daß eine inhaltliche Begrenzung
der Handlungsspielräume für die westliche Industriegesellschaft
erforderlich sei. Er wirft eine oder sogar die Grundfrage moder-
ner Liberalität und moderner Sozialität gleichermaßen auf: »Be-
grenzung in diesem Sinne heißt: Sie muß ihr gesellschaftliches
und individuelles Handeln in einer Weise begrenzen, die enger ist
als die Grenzen, welche ihr durch ihr jeweiliges, tatsächliches
technisch-naturwissenschaftliches Können gezogen sind.«12 Poli-
tisch und insbesondere wirtschaftspolitisch verfolgt Biedenkopf in
seinem Verantwortungsbereich bekanntermaßen jedoch das ge-
naue Gegenteil (ich erinnere nur an die Ansiedlung von Elektro-
nikbetrieben in Dresdner Naturschutzgebieten und an die nach
dem Willen der sächsischen CDU durch die Stadt zu schlagende
Autobahn). Biedenkopf handelt eigenen Einsichten bewußt zuwi-
der. Es mag eine Ironie der Geschichte sein, daß die kapitalisti-
sche Produktionsweise, deren Entwicklungsbedingungen in der
politischen Praxis Biedenkopfs den Vorrang gegenüber seinen
theoretischen Erkenntnissen und ethischen Maßstäben13 haben,
sich heute auf solche Weise auch ihre Apologeten unterwirft (was
aber nicht ganz neu ist).

Diese Ironie verweist jedoch auch auf die ungeheure Dramatik
des Geschehens. Was Marx in einem seiner frühen Werke (den
»Ökonomisch-philosophischen Manuskripten« von 1844) zur Ent-
fremdung des Arbeiters vom Ergebnis seiner eigenen Tätigkeit
schrieb, gilt heute letzten Endes allgemein, menschheitlich und
existentiell (damit meine ich wirklich die Existenz betreffend)
praktisch für die gesamte menschliche und gesellschaftliche Re-
produktion: »In der Bestimmung, daß der Arbeiter zum Produkt
seiner Arbeit als einem fremden Gegenstand sich verhält, liegen
alle Konsequenzen. Denn es ist nach dieser Voraussetzung klar:
Je mehr der Arbeiter sich ausarbeitet, um so mächtiger wird die
fremde gegenständliche Welt, die er sich gegenüber schafft, um
so ärmer wird er selbst, seine innere Welt, um so weniger gehört
ihm zu eigen.«14

Die Lösung der globalen Probleme und die Schaffung der dafür
notwendigen innergesellschaftlichen und internationalen Voraus-
setzungen ist die eigentliche Herausforderung heutiger Gesell-
schaftspolitik. Sie muß Unterschiedliches und bisher sich antago-
nistisch Widersprechendes global miteinander verbinden: die
Bewahrung der Natur, eigenständige Entwicklungsmöglichkeiten
für die Länder des Südens, eine ökonomische und soziale Ent-
wicklung (für zur Zeit fünf und bald acht Milliarden Menschen),
die die Existenzgrundlagen künftiger Generationen erhält und
verbessert, Fortschritt ohne schrankenloses Wachstum (insbeson-
dere was seine stoffliche Seite betrifft) und unter Verzicht darauf,
alles dem Menschen mögliche auch zu machen... Die Aufzählung
ließe sich fortsetzen. Das »Worldwatch Institute« hat - bislang ver-
geblich - an die Staaten, Politikerinnen und Politiker appelliert,
»über die Sicht von Umweltproblemen als isolierten Problemen
hinauszusehen und anzufangen, die grundlegenden ökonomi-
schen und sozialen Reformen anzupacken, die zur Rettung des
Planeten notwendig sind. Das heißt, zur Rettung unserer selbst.«15
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Meine Wertschätzung für dieses Institut und ähnlich Einrichtun-
gen ist groß. Aufklärung ist dringend erforderlich. Veränderung
aber wird nur durch reale politische und gesellschaftliche Bewe-
gung möglich werden. Sie braucht den emanzipatorischen Im-
puls, den die libertären Ideen hinsichtlich der Individuen haben,
und den emanzipatorischen Impuls, den die sozialistische Idee in
bezug auf die Gesellschaft besitzt. Libertärer Sozialismus wäre
somit die Freiheit von Gleichen. Damit mir dies nicht als Gleich-
macherei ausgelegt werden kann, will ich mit einer Notiz von
Bertolt Brecht aus dem finnischen Exil (7.3.41) enden: »der große
Irrtum, der mich hinderte, die lehrstückchen vom BÖSEN BAAL
DEM ASOZIALEN herzustellen, bestand in meiner definition des
sozialismus als einer großen Ordnung. er ist hingegen viel prakti-
scher als große produktion zu definieren. produktion muß natür-
lich im weitesten sinn genommen werden, und der kampf gilt der
befeiung der produktivität aller menschen von allen fesseln. die
produkte können sein brot, lampen, hüte, musikstücke, schach-
züge, wässerung, teint, charakter, spiele usw. usw.«16
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Im Zentrum der nachfolgenden Überlegungen stehen drei Pro-
blemkreise, die eng miteinander verwoben sind. Da ist zunächst
die Frage, wie und warum die europäische Integration auf die po-
litische Tagesordnung der ehemals sozialistischen Länder Euro-
pas gesetzt wurde. Zweitens muß in diesem Zusammenhang die
westliche Hilfe beim Systemwechsel einer kritischen Bewertung
unterzogen werden. Schließlich werden drittens die gesellschaft-
lichen Entwicklungsprozesse in den Reformländern als neue
Form von Unterentwicklung beschrieben, in deren Konsequenz die
mittel- und osteuropäischen Transformationsökonomien eine neue
periphere Zone zu den westeuropäischen Zentren bilden werden.

Sicherlich bedürfen die theoretischen Überlegungen noch tie-
fergehender Untersuchungen, als dies hier zunächst geleistet
werden kann. Aber unter den gegenwärtigen Bedingungen
scheint es dringlich, auch mit zum Teil etwas polemisch vorge-
tragenen Argumenten gegen jene Position zu beziehen, die ihre
Vorstellungen von sozialer und wirtschaftlicher Transformation
lieber auf Mythen denn auf Realitäten gründen.

I. Ungarn und die europäische Integration
Die Sowjetunion hat nicht nur schlechthin den Kalten Krieg ver-
loren. Unter dem Druck des Wettrüstens ist die sowjetische Wirt-
schaft faktisch kollabiert und die innere soziale und politische
Ordnung weitgehend zerfallen. Die osteuropäischen Länder, die
seit Ende der vierziger Jahre Teil der sowjetischen Einflußzone
waren, haben darauf unterschiedlich reagiert. Gemeinsam war
ihnen jedoch die Kehrtwende in ihrer außenpolitischen Orientie-
rung. Den Erschütterungen der Krise im Osten meinten sie nur
westwärts entkommen zu können. Als Voraussetzung für den
Zutritt zum rettenden westlichen Ufer hat sich jedoch ein radika-
ler und vollständiger Systemwechsel erwiesen.

Versprechen und Lügen
Anfänglich stellten sich für viele aus einer Reihe von Gründen die
Chancen auf gesellschaftliche Konsolidierung durch eine West-
orientierung als sehr aussichtsreich dar. In erster Linie war die-
ser Optimismus vor allem dem Umstand geschuldet, daß sich die
meisten Protagonisten dieser Auffassung über den Charakter der
ökonomischen Kluft zwischen solchen geographisch benachbar-
ten Ländern wie Ungarn und Österreich oder Slovenien und
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Italien nicht im klaren waren. Die landläufige Meinung ging
Ende der achtziger Jahre dahin, daß die existierenden staats-
sozialistischen Regimes sich gegen einen quasi natürlichen histo-
rischen Entwicklungstrend stemmen. Es wurde folglich ange-
nommen, daß der Rückzug des Sowjetimperiums diesen Ländern
nun eine Rückkehr zu jenem Weg natürlicher historischer Ent-
wicklung ermöglichen würde - dem Weg in die Westintegration.

Die Chancen auf diese Integration wurden auch deshalb so un-
realistisch optimistisch beurteilt, weil die zum Zeitpunkt des Aus-
einanderfallens des Ostblocks herrschende konservative Ideolo-
gie den Zusammenbruch ausschließlich als Befreiung wahrnahm
und weil zudem westliche Politiker im Bestreben, den System-
wechsel zu forcieren, mit Versprechungen nicht geizten und eine
Fülle von verlockenden Angeboten zur gegenseitig vorteilhaften
Kooperation unterbreiteten. Darüber hinaus prahlte die Avantgar-
de der Reformer - die einflußreichsten liberalen Ökonomen und
andere Intellektuelle - hemmungslos mit der Bereitschaft des
Westens, die Transformation zur Demokratie im Osten großzügig
zu unterstützen. Als also der erste Nachwende-Premierminister
Ungarns, József Antall, die Öffentlichkeit wissen ließ, daß Ungarn
reale Chancen hätte, bis 1996 Mitglied der Europäischen Union
zu werden, stützte sich diese Aussage mit hoher Wahrscheinlich-
keit auf Zusicherungen westlicher Politiker und Berater.

Für die »Radikalreformer« war der Betritt zur EU gleichbedeu-
tend mit der Lösung aller ökonomischen Probleme und die Mit-
gliedschaft in der NATO erschien als die einzig mögliche Antwort
auf die sich neu stellenden Sicherheitsfragen. Die Mitgliedschaft
in diesen beiden Organisationen wurde faktisch zum Symbol für
die Zugehörigkeit zum Westen und avancierte so zum eigentli-
chen Ziel des Systemwechsels. Notwendigkeit und Nutzen einer
Integration in die EU wurde zu einem Axiom in Politiker- und
Expertenkreisen. Dahinter stand die Überzeugung, daß erstens
der Beitritt zur Europäischen Union und zur NATO die ex-soziali-
stischen Länder quasi automatisch zu Zentrumsländern auf der
Sonnenseite des Weltsystems machen und das Entwicklungs-
niveau dieser Staaten faktisch über Nacht auf den westeuropä-
ischen Standard heben würde und daß zweitens dieser Beitritt
unzweifelhaft schon in der nächsten Zukunft vollzogen werden
könnte - und zwar, weil die östlichen Länder dies wollten und
weil maßgebliche Regierungen im Westen dies mehr oder weni-
ger direkt zusicherten.

Dabei wurden allerdings zwei wesentliche Momente übersehen
oder unterschätzt. Erstens hat sich seit Anfang der neunziger Jah-
re der Charakter des westeuropäischen Integrationsprozesses
wesentlich verändert. Und zweitens würde die Aufnahme auch
nur eines der ex-sozialistischen Länder der Visegrad-Gruppe, des
Baltikums oder aus der Balkanregion im kommenden Jahrzehnt
eine grundlegende Reform der EU-Institutionen zur Vorausset-
zung haben. Was den ersten Gesichtspunkt angeht, so hat sich in
der EU nach der Unterzeichnung des Abkommens von Maastricht
1992 ein deutlicher Wandel zur Abkehr vom Sozialstaat und zur
Unterordnung sozialer Elemente unter wirtschaftliche und politi-
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sche Aspekte der Triadenkonkurrenz (zwischen der EU, Nord-
amerika und Japan) vollzogen. Auch wenn dies außerhalb der
Gemeinschaft bisher vielleicht noch nicht hinreichend zur Kennt-
nis genommen wurde, so haben die Verfechter eines »sozialen
Europas« - trotz eines umfänglichen Vertragskapitels zu sozialen
Fragen - doch deutlich an Einfluß verloren. Das zweite Argument
bezieht sich auf den Umstand, daß ein Beitritt z.B. der Visegrad-
Staaten, von denen im allgemeinen angenommen wird, daß sie
am ehesten den Ex-EFTA-Ländern in die EU folgen könnten,
unausweichlich eine vollständige Umgestaltung der EU-Agrar-
politik und der Regionalförderung erfordern würde. Dies ist mit
Sicherheit ein langer Prozeß, der ohnehin - auch ohne die
Aufnahme neuer Länder - in der EU auf der Tagesordnung steht.

Die Konsolidierung in den Reformstaaten wurde ferner durch
die Rezession am Beginn der neunziger Jahre bedroht. Im Zuge
der Wirtschaftskrise waren die westlichen Länder gezwungen,
ihren inneren Problemen größere Aufmerksamkeit zu widmen, so
daß sie den Hilfesuchenden aus dem Osten und Süden deutlich
weniger Entgegenkommen zeigten. Dazu kommt, daß nicht nur
die relativ kleinen Länder des Ostens Unterstützung bei der wirt-
schaftlichen Stabilisierung benötigten, sondern vor allem auch
die riesige Sowjetunion bzw. die spätere GUS, die immer mehr im
Chaos zu versinken droht. Die Zusagen erreichten astronomische
Höhen - im Frühling 1993 war von unglaublichen 43 Mrd. US-
Dollar für Rußland die Rede -, aber die tatsächliche Hilfe blieb
schließlich auf äußerst niedrigem Niveau. Schließlich erklärte die
EU die Abstimmung der Wirtschaftspolitik in den Reformländern
mit dem IWF zur grundlegenden Voraussetzung für jegliche
Zusammenarbeit. Hin und wieder konnte man sogar hören, daß
die ex-sozialistischen Länder vor einem Beitritt zunächst den
Konvergenzkriterien des Maastrichter Vertrages genügen müß-
ten, obwohl dies von solchen Ländern wie Finnland oder Schwe-
den nicht gefordert wurde.

Angesichts der in der Gemeinschaft selbst anstehenden Proble-
me (insbesondere die angestrebte Währungsunion) ist es außer-
ordentlich unwahrscheinlich, daß die Union die Zeit und die
Energie aufbringen wird, den Beitritt der Visegrad-Länder ernst-
haft voranzutreiben.

Regionale Zusammenarbeit
Die Kluft zwischen Versprechungen und realen Möglichkeiten ist
vielen bis heute nicht gewahr geworden. Und da in Regierungs-
und Parteiprogrammen die europäische Option noch immer
einen prominenten Platz einnimmt, wird wohl noch einige Zeit
vergehen, bevor sich hier realistische Positionen durchsetzen.
Inzwischen versucht der Westen Zeit zu gewinnen, indem Provi-
sorien in Vorschlag gebracht werden. Da geht es dann z.B. um
»assoziierte Mitgliedschaft« in der EU oder um »Partnerschaft für
den Frieden« mit der NATO. Formell - in der politischen Rhetorik
- sollen beides Durchgangsstadien zu einer vollen Mitgliedschaft
sein; realistisch gesehen, ist dies jedoch höchst zweifelhaft.
Genaugenommen sind diese Konstruktionen Übergangslösun-
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gen, und zwar nicht im Sinne einer Etappe eines Integrations-
prozesses, sondern im Sinne eines politischen Ad-hoc-Kompro-
misses, der keinerlei Garantien für die langfristige Zusammen-
arbeit bei der Bewältigung wirtschaftlicher und sicherheits-
politischer Probleme in der Region bietet.

Eine wirkliche Übergangslösung, die es erlauben würde, den
Anpassungsprozeß an die EU mit einer Wiederbelebung regiona-
ler Wirtschaftskreisläufe zu verbinden, wäre ohne Zweifel eine
Form zentraleuropäischer Integration, zumindest die Herstellung
einer Zahlungsunion. Derartige Vorschläge wurden z. B. vom
bekannten Geschäftsmann George Soros, von der AGENDA-
Gruppe und auch in einer Studie unter dem Titel »Die Europäi-
sche Initiative«, die von Stuart Holland für die Europäische
Kommission angefertigt wurde, unterbreitet. Folgt man der
zuletzt genannten Studie, so sind die politischen Hindernisse für
eine solche Zahlungsunion zur Zeit größer als die ökonomischen.
Obwohl die Vertiefung der regionalen Zusammenarbeit ein wich-
tiger Schritt vorwärts sein könnte, distanzieren sich die meisten
Regierungen mit dem Vorwand davon, daß dies ein überholter
»Ansatz regionaler Blockbildung« sei. Statt dessen werden die ein-
zelnen Regierungen nicht müde, ihre jeweils spezifischen Erfolge
und Besonderheiten herauszustreichen, von denen sie glauben,
daß sie dadurch den eigenen Beitritt noch vor anderen erreichen
könnten. Dabei wird kaum daran gedacht, was dies für bedenkli-
che Konsequenzen für die äußere und innere Sicherheit hätte,
wenn z.B. nur Tschechien und Ungarn in einer ersten Runde auf-
genommen würden. Ungarn wäre dann mit der EU nur über die
Grenze zu Österreich verbunden, aber von sechs Nicht-Mitglieds-
ländern umringt, in denen ca. drei Millionen Menschen ungari-
scher Abstammung leben. Schon deshalb ist die regionale Inte-
gration alles andere als ein »überholter Block-Ansatz«, sondern
aufgeklärter Regionalismus, der sich schon bald nicht nur als
rational, sondern auch als unumgänglich erweisen könnte.

II. Die Bedeutung westlicher Direktinvestitionen
In den Industrieländern verfestigt sich neuerdings die Auffas-
sung, daß der Westen bereits alles nur denkbare unternommen
hat, um die ex-kommunistischen Staaten beim Übergang zu
Markt und Demokratie zu unterstützen. »Wir haben Konzeptio-
nen, Geld, Fachwissen und wo erforderlich sogar Truppen bereit-
gestellt. Aber die waren unfähig, diese Hilfe sinnvoll zu nutzen.
Deshalb wird es höchste Zeit, dieses möglicherweise kostspielige
und ansonsten sinnlose Unternehmen zu stoppen.« Pulling out -
Rückzug - tönte es überall im Westen in bestimmten Phasen des
Jugoslawienkrieges; und genau das bekommt man jetzt immer
öfter auch im Zusammenhang mit der Wirtschaftshilfe zu hören.

Wichtige Beziehungen
Trotz des allgemeinen Geredes über wiedergewonnene Souverä-
nität und nationale Selbstbestimmung der »von sowjetischer Vor-
herrschaft befreiten« Völker ist doch unverkennbar, daß die west-
lichen Regierungen wesentlichen Einfluß auf die gegenwärtigen

»Die Regierungen der mit-
tel- und osteuropäischen
Länder gehen davon aus,
daß eine derartige Verein-
barung ihren angestrebten
Beitritt zur Gemeinschaft
behindern würde. Die Ge-
meinschaft sollte ihnen da-
her zusichern, daß die nicht
zutrifft. Der mögliche Nut-
zen einer Zahlungsunion in
Zentralosteuropa ist außer-
ordentlich hoch.«
(Holland, 1993: 253).

»Gegenstrategien zur wei-
teren Peripherisierung Ost-
europas bedürfen ... des
Willens zur Herstellung ei-
nes außerhalb der EU funk-
tionierenden Wirtschafts-
kreislaufes.«
Hannes Hofbauer: Immer
am Rande Europas, in: Ost-
West-Gegeninformationen,
3/95, S. 7.

ANDOR Ungarn35



und zukünftigen Entwicklungen in den post-kommunistischen
Ländern ausgeübt haben und noch ausüben. Es ist eine kaum
bestreitbare Tatsache, daß der politische Kollaps der kommunisti-
schen Regimes mit einer Wirtschafts- und Finanzkrise einher
ging, die durch kollektive oder auch individuelle Selbsthilfe von
den Reformländern selbst nicht überwunden werden kann. Die
westlichen Regierungen begrüßten emphatisch die Einführung
liberaler Demokratie im Osten und in offiziellen Verlautbarungen
zeichneten sie wundervolle Bilder einer gemeinsamen Zukunft in
Wohlstand.Ganz am Anfang der »neuen Ära« haben einige Aktivi-
sten und auch Experten einen »neuen Marshall Plan« gefordert.
Sechs Jahre nach der Bildung der ersten nicht-kommunistischen
Regierung in der Region (in Polen) sieht die Realität allerdings
ganz anders aus - Verarmung statt Wohlstand sowie Abgrenzung
und Spaltung statt Gemeinschaftlichkeit und Integration.

Die Notwendigkeit substantieller Hilfe und eines abgestimm-
ten, gemeinsamen Vorgehens, die mit dem Slogan »Marshall Plan«
assoziiert wird, wird inzwischen mit dem Verweis auf bereits
bestehende Formen der wirtschaftlichen und politischen Zusam-
menarbeit abgestritten. So z.B. vom US-amerikanischen Botschaf-
ter in Ungarn, der kürzlich die Öffentlichkeit wissen ließ: »Ich
werde oft gefragt, warum kein neuer Marshall Plan zur Unter-
stützung der mittel- und osteuropäischen Länder aufgelegt wird.
Aber es gibt ihn doch bereits - er ist schon da - und heißt private
ausländische Direktinvestitionen, von denen bisher ca. acht Mrd.
US-Dollar nach Ungarn geflossen sind.« Damit sagt er nicht weni-
ger, als daß der Grad westlicher Sorge um wirtschaftliche Erho-
lung und demokratischen Wandel im Osten am Zufluß ausländi-
schen Kapitals gemessen werden kann (und muß).

Die Auffassung über die Wirkungen ausländischer Investitio-
nen in ex-sozialistischen Ländern polarisieren sich gemeinhin in
zwei Extremen. Einerseits behaupten die Neo-Liberalen, daß aus-
ländische Investitionen nur positive wirtschaftliche Effekte zeiti-
gen: sie bringen neue Technologien ins Land, öffnen den Zugang
zu westlichen Märkten, erhöhen die Beschäftigung und sind der
Schlüssel zu den zivilisatorischen Errungenschaften des Westens
- d.h. zur einzigen wirklichen Zivilisation. Andererseits vertreten
die Neo-Realisten die Position, daß Direktinvestitionen aus-
schließlich negative Effekte auslösen: durch die Beseitigung von
einheimischen Konkurrenten, folglich durch die Erhöhung der
Arbeitslosigkeit und schließlich durch die Unterordnung der natio-
nalen Interessen unter ausländische. Die regierenden ungarischen
Sozialisten, die sich ohnehin vom dialektischen Denken losgesagt
haben, sind voll auf die erstgenannte Position eingeschwenkt.

Bevor nun allerdings beurteilt werden kann, ob Direktinvesti-
tionen nützliche oder schädliche Wirkungen in den letzten sechs
Jahren hatten, ist es vielleicht ganz angebracht, sich daran zu
erinnern, daß zu allen Zeiten, in denen sich Ostmitteleuropa ka-
pitalistisch entwickelt hat, ausländische Direktinvestitionen in
der Region eine zentrale Rolle gespielt haben. Von Mitte des 19.
bis Mitte des 20. Jahrhunderts waren diese Investitionen hier die
eigentliche Triebfeder der Entwicklung von Industrie und Handel.

»Bis Ende 1994 wurde nur
rund 13 Milliarden Dollars
an Direktinvestitionen in
den sechs der EU assozier-
ten Ländern getätigt, am
meisten in Ungarn mit
knapp 7 Milliarden und
Tschechien mit rund 3 Milli-
arden. Mit je rund einem
Fünftel waren die USA und
Deutschland die größten In-
vestoren, vor Österreich
und Frankreich mit rund je
einem Zehntel. Nur knapp
4 Milliarden flossen nach
Russland; in China waren
es vergleichsweise allein
1994 44 Milliarden.«
Jakob Juchler: Die osteu-
ropäische Krise und die In-
tegration Europas, In: Wi-
derspruch. Beiträge zur so-
zialistischen Politik, Nr. 29
(Juli 1995), S. 107.
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Reformen und Kapitalzuflüsse
Mit der Anpassung der mittel- und osteuropäischen Länder an das
wirtschaftliche, soziale und politische System der Sowjetunion
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurden fast alle Privat-
unternehmen - auch die ausländischen - nationalisiert. Gerade in
den Phasen, in denen unter kommunistischer Herrschaft versucht
wurde, Wirtschaftsreformen durchzuführen, wurde jedoch auch
immer wieder die Frage nach einer möglichen Einbeziehung des
Auslandskapitals gestellt.

Ab Mitte der sechziger Jahre kann Ungarn als eine Art Ver-
suchsfeld für marktorientierte Reformen im Bereich des RGW gel-
ten. Anfangs waren es vor allem außenpolitische Erwägungen,
die die ungarische Regierung zu einer ablehnenden Haltung ge-
genüber ausländischen - d.h. westlichen - Investitionen veranlaß-
ten. Als jedoch in den siebziger Jahren das Wirtschaftswachstum
erneut sank und erste größere Zahlungsbilanzdefizite auftraten,
kam die Frage ausländischer Direktinvestitionen zurück auf die
Tagesordnung. Die Regierung glaubte damals, sich zwischen Di-
rektinvestitionen oder Devisenkrediten entscheiden zu müssen. Da
Direktinvestitionen als die größere Gefahr für die nationale Sou-
veränität angesehen wurden, entschied man sich für die Auslands-
verschuldung, von der angenommen wurde, daß sie zeitlich be-
fristet werden könnte. Deshalb wurde z.B. ein Angebot von Toyota,
in Ungarn eine Autofabrik zu errichten, ausgeschlagen. Das wird
heute bei weitem nicht nur von Konservativen als eine der größ-
ten Fehlentscheidung der kommunistischen Epoche angesehen.

Aufgrund der gravierenden Auslandsverschuldung und einer
akuten Zahlungskrise war Ungarn schließlich gezwungen, 1982
dem IWF und der Weltbank beizutreten. In der Folgezeit spielte
der Einfluß dieser beiden Institutionen eine große Rolle bei der
Änderung der Wirtschaftspolitik zugunsten von Privatisierung
und Auslandsinvestitionen. 1988 schockte schließlich der damali-
ge Premierminister und Generalsekretär der Ungarischen Arbei-
terpartei, Károly Grósz, bei seinem USA-Besuch nicht nur das US-
amerikanische Publikum, sondern auch die gesamte Parteifüh-
rung als er öffentlich erklärte, er könne sich gut vorstellen, daß ein
Viertel der ungarischen Wirtschaft in ausländischer Hand wäre.
Gesagt, getan - ein Jahr später wurden 51 Prozent der Anteile an
Tungsram - einem der weltgrößten Hersteller von Beleuchtungs-
einrichtungen - an den Konkurrenten General Electric verkauft.

Der Aufkauf von Konkurrenten ist nach Hugo Radice und ande-
ren Experten bis heute eine der wichtigsten Triebkräfte für den
Zustrom ausländischen Kapitals in die Region. Das wurde in
Deutschland klassisch vorgeführt, wo es unter den besonderen
Bedingungen der Vereinigung von Ost- und Westdeutschland für
die westlichen Konzerne ein leichtes war, ihre ostdeutschen
Konkurrenten aufzukaufen und zu beseitigen - in den anderen
Reformländern ist das zwar nicht ganz so einfach, aber allzu
schwierig ist es auch nicht. Die ungarischen Betriebe zur Verar-
beitung von Ölsaaten und das in der nördlichen Industrieregion
gelegene Stahlwerk von Miskolc können als Paradebeispiel dafür
gelten, wie ausländische Firmen ungarische aufkaufen, um sie

»Die jeweilige Positionie-
rung im System der welt-
weiten internationalen Ar-
beitsteilung gleicht sich ...
tendenziell jener in der Zwi-
schenkriegszeit an. Es geht
also retour - mit Ausnahme
Tschechiens, das als ehen-
mals industrielles Kernland
(Böhmen und Mähren) der
Habsburgermonarchie beim
Eintritt in den RGW ein ho-
hes Entwicklungsniveau
aufwies und somit als einzi-
ges Land die stalinistische
Entwicklungsdiktatur der
1950er und 60er Jahre
auch als ökonomisch kon-
traproduktiv empfand.
Hannes Hofbauer: Immer
am Rande Europas, in: Ost-
West-Gegeninformationen,
3/95, S. 4.

»Die an die Europäische
Union angrenzenden Volks-
wirtschaften Tschechiens,
der Slowakei, Ungarns Po-
lens und Sloweniens rich-
ten sich branchenmäßig
und entsprechend ihrer
Außenhandelsorientierung
auf die Bedrüfnisse des
EU-Marktes aus. Diese
Zentralisierung weist ihnen
wirtschaftlich einen Koloni-
alstatus und politisch-mlit-
ärisch eine Vorfeldfunktion
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dann allmählich zu schließen. Damit ist dann nicht nur ein lästi-
ger Konkurrent auf internationalen Märkten beseitigt, sondern es
wird auch noch der Inlandsabsatz mit übernommen. Der einma-
lige Zufluß von Geld - so sehr das auch im Interesse eines
verschuldeten Staates sein mag - wird schließlich überkompen-
siert durch den Verlust von Exporteinnahmen und wachsende
Importe, von den transferierten Profiten aus den Unternehmen,
die nach dem Verkauf weiter produzieren, ganz zu schweigen.

Ausländische Direktinvestitionen könnten aber auch einige
Vorteile bieten. Über sogenannte Großinvestitionen auf der grü-
nen Wiese könnten technologisch fortgeschrittene, umwelt-
freundlichere Produktionsverfahren ins Land geholt werden. Bei-
spiele dafür sind die Automobilfabriken von General Motors und
Suzuki in Ungarn. 1993 begann Audi mit der Errichtung eines
Werkes für Autobaugruppen und -zubehör in der Nähe von Györ.
In diesen Fällen spielt der Zugang zum Binnenmarkt nur eine un-
tergeordnete Rolle, hier geht es vor allem um billige Arbeitskräf-
te und die relativ günstige Lage der Standorte zu den Haupt-
absatzmärkten. Als weiterer positiver Effekt läßt sich feststellen,
daß der Anteil lokaler Zulieferungen im Steigen begriffen ist.
Allerdings haben gerade diese Investitionen im Bereich der Auto-
mobilindustrie auch eine bedenkliche Schattenseite. Wenn das
Engagement der Investoren auf längere Sicht erhalten bleiben
soll, dann müssen auch die Lohnkosten in Ungarn acht bis zehn
Mal niedriger bleiben als in Österreich oder Westdeutschland.

In den ersten fünf Jahren des Nach-Wende-Kapitalismus ist
nach Ungarn von allen ex-sozialistischen Ländern mit Abstand
das meiste Auslandskapital geflossen. Eine Analyse der Ursachen
dieses Phänomens erhellt zudem auch einige, auf den ersten
Blick nicht so offensichtliche Merkmale internationaler Kapital-
flüsse wie auch der Wirtschaftspolitik in den »Transformations-
ländern«. Als eine erste, wesentliche Vorbedingung für den
Zustrom von Auslandskapital läßt sich der Zustand marktwirt-
schaftlicher Institutionen ausmachen. Ungarn war nach zwanzig
Jahren marktorientierter Reformen zweifellos das Land im Osten
mit den günstigsten institutionellen Ausgangsbedingungen. Das
Verhalten der Arbeitskräfte stellt einen weiteren wesentlichen
Faktor pro oder contra möglicher Investitionsentscheidungen dar.
Z.B. haben sich die starken gewerkschaftlichen Traditionen in
Polen und die große Streikbereitschaft der Arbeiterschaft mit Si-
cherheit ungünstig auf den Zustrom an Direktinvestitionen aus-
gewirkt. Drittens hat der chronische Devisenmangel in Ungarn
dazu geführt, daß über eine extrem kapitalfreundliche Wirt-
schaftspolitik versucht wurde, ein möglichst günstiges Klima für
ausländische Investoren zu schaffen. So ergänzen in Ungarn Steu-
ervergünstigungen und verschiedene protektionistische Maß-
nahmen die üblicherweise geforderten Eigentumsgarantien.

Befürworter verstärkter Direktinvestitionen verweisen nun oft
darauf, daß ein großer Anteil ausländischer Unternehmen am
nationalen Produktionspotential nichts ungewöhnliches und
schon gar nichts bedrohliches sei. Selbst in solchen Ländern wie
Österreich, Großbritannien oder sogar in den USA befinden sich

der deutsch-dominierten
Brüsseler Verwaltung zu.«
Hannes Hofbauer: Immer
am Rande Europas, in: Ost-
West-Gegeninformationen,
3/95, S. 4.
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große Teile der Industrie in ausländischem Eigentum. Dazu ist
jedoch anzumerken, daß in OECD-Ländern das Eigentum von
Staatsbürgern im Ausland in der Regel das Eigentum von Auslän-
dern im Inland übersteigt. Folglich ist das Bruttosozialprodukt -
das im Inland verfügbare Einkommen - größer als das Brutto-
inlandprodukt - das im Inland erzeugte Einkommen; der Saldo
der Kapitaleinkünfte mit dem Ausland ist positiv. Und auch in sol-
chen Ländern wie Großbritannien werden im Zuge der forcierten
Privatisierungspläne im Industrie- wie im Bankensektor zuneh-
mend Befürchtungen laut, daß dies zu einer Fremdbestimmung
wichtiger Bereiche der britischen Wirtschaft führen könnte.

Es kommt auf die Bedingungen an
Welche Bilanz kann nun gezogen werden - tragen ausländische
Direktinvestitionen in den ex-sozialistischen Ländern zur wirt-
schaftlichen Entwicklung bei oder bewirken sie allein die Unter-
ordnung dieser Volkswirtschaften unter die der OECD-Länder?
Obwohl die jüngsten Erfahrungen auch stark in die zuletzt
genannte Richtung weisen, ist die Sachlage insgesamt wohl eher
komplex und widersprüchlich. Diejenigen, die Direktinvesti-
tionen und Marshall Plan gleichsetzen, verdrängen die damit ver-
bundenen Probleme und überschätzen offensichtlich die positi-
ven Effekte ausländischer Investitionen.

Ein Vergleich mit der Situation nach dem dem Ersten Weltkrieg
kann hier ganz hilfreich sein. Auch in den zwanziger Jahren gab
es einen starken Zustrom US-amerikanischen Privatkapitals in
das geschlagene Deutschland. Gleichzeitig war Deutschland da-
mals gezwungen, über fünf Prozent seines Bruttoinlandprodukts
für Reparationszahlungen an die Siegermächte aufzubringen. Das
entspricht ungefähr der Schuldendienstbelastung, der die ehe-
maligen Ostblockländer heute ausgesetzt sind. In den zwanziger
Jahren konnte auch der Zustrom privaten Geldes Deutschland
nicht vor einer Hyperinflation, vor Massenarbeitslosigkeit und
schließlich dem Aufkommen des Faschismus bewahren.

Wenn es also darum geht, die Gesamtwirkungen von Kapi-
talimporten zu bewerten, dann erschöpft sich dies kaum in quan-
titativen Dimensionen - in der Addition von Krediten und Investi-
tionen. Worauf es vor allem ankommt, sind die Rahmenbedin-
gungen, unter denen Kapitalimport stattfindet. Gegenwärtig wird
in Osteuropa Kapital importiert, ohne daß dies von einer ange-
messenen Wirtschaftspolitik, die zumindest das erreichte Lebens-
niveau zu sichern versucht, begleitet wird. Damit sind auch die
Möglichkeiten zur Einflußnahme auf die multinationalen Unter-
nehmen im Interesse der Berücksichtigung langfristiger Entwick-
lungsziele der Empfängernationen sehr gering.

Es ist allerdings eine hehre Illusion zu glauben, daß die trans-
nationalen Konzerne von sich aus ihr Verhalten ändern, auch
dann nicht, wenn sie direkt mit den negativen Konsequenzen ih-
res Vordringens in fremde Wirtschaftsräume konfrontiert werden.
Es ist eine vorrangige Aufgabe der Regierungen der westlichen
Länder und der internationalen Organisationen, Grundlagen für
eine neue Weltwirtschaftsordnung zu schaffen, die die Berück-
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sichtigung der Interessen aller Beteiligten und eine dementspre-
chende Regulierung der Aktivitäten transnationaler Konzerne
gewährleisten. Das würde wiederum ein Mindestmaß an wirt-
schaftspolitischer und konzeptioneller Koordination zwischen
den Regierungen im Westen voraussetzen.

Aber gerade an der Fähigkeit zum abgestimmten gemeinsamen
Handeln mangelt es im Westen am allermeisten, seit vor sechs
Jahren das vermeintliche »Ende der Geschichte« eingetreten ist.
Peter Growan (1995) hat eindrucksvoll gezeigt, in welchem
beängstigenden Ausmaß die Politik des Westens gegenüber dem
Osten - selbst wenn nationaler Egoismus und Herrschaftsinteres-
sen als durchaus normal unterstellt werden - von widersprüchli-
chen Konzeptionen und Mißorganisation in der Umsetzung ge-
prägt ist. Die erschütternden Konsequenzen derartiger Unfähig-
keit, sich z.B. auf eine klare militärpolitische Strategie in bezug
auf das frühere Jugoslawien zu verständigen, hat die Öffentlich-
keit kürzlich vorgeführt bekommen. Auch wenn die Zusammen-
hänge von Ursache und Wirkung im Bereich der Ökonomie nicht
so offen zutage treten, so ist doch unbestreitbar, daß der Grad an
Uneinigkeit über mögliche wirtschaftspolitische Konzepte gefähr-
lich hoch ist und die gesamte zentralöstliche Region Europas
zerstörerischen Folgen ausgeliefert hat.

Geboten ist nicht der Rückzug aus dem Engagement in Ost-
europa, sondern eine neue Vision und ein neues Muster der Inte-
gration von Ost und West. Die Dimension der notwendigen
Anstrengungen läßt sich schon mit der Unterstützung der US-
Regierung für das Nachkriegseuropa vergleichen. Was allerdings
nicht erwünscht ist, ist eine Wiederholung der mit jener Hilfe ver-
bundenen massiven Eingriffe in die Politik der Empfängerländer.
Gebraucht wird nicht der Marshall, aber unbedingt der Plan.

III. Eine neue Form von Unterentwicklung
»Auf nach Europa!« - das war bekanntlich einer der Kernge-
danken, in dessen Namen der sogenannte Systemwechsel in Un-
garn vollzogen wurde. Obwohl Ungarn in mancher Hinsicht gewiß
einer formalen Integration in die westlichen Organisationen näher
gekommen ist, wird jedoch sechs Jahre nach dem Fall der Berliner
Mauer immer deutlicher, daß sich Wirtschaft und Gesellschaft völlig
entgegengesetzt zu den ursprünglichen Erwartungen entwickeln.

Jüngst räumte László Antal, einer der führenden »Reform-
Ökonomen« der achtziger Jahre und Berater des ungarischen
Finanzministers Lajos Bokros in einem Radiointerview ein, daß er
und andere lange Zeit Illusionen über die Ergebnisse des Refor-
mprojekts hegten. »Wir waren naive Träumer«, bekannte er - ein
Eingeständnis, das er noch vor fünf oder zehn Jahren mit
Bestimmtheit zurückgewiesen hätte. Dabei liegt die Ursache für
diesen fatalen Irrtum der Reformer auf der Hand: der internatio-
nale Kontext, in dem sich die Reformen notwendigerweise voll-
ziehen müssen, wurde gänzlich ignoriert. Damit geriet die dem
kapitalistischen Weltmarkt eigentümliche Tendenz zur Polari-
sierung der nationalen Volkswirtschaften in Zentren und Peri-
pherien völlig aus dem Blick.

»Auf (West)Europa ruht im-
mer noch ein Grossteil der
Hoffnungen in Osteuropa.
Eine grössere gezieltere
Unterstützung und eine
überzeugende, langfristig
angelegte Politik ist unbe-
dingt erforderlich, wenn der
Graben zwischen Ost und
West nicht zu gross werden
soll.«
Jakob Juchler: Die osteu-
ropäische Krise und die In-
tegration Europas, In: Wi-
derspruch. Beiträge zur so-
zialistischen Politik, Nr. 29
(Juli 1995), S. 108.
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Bei etwas mehr Problembewußtsein hätten die Reformöko-
nomen allerdings wissen können, was es heißt, in eine weltwirt-
schaftlich periphere Position zu geraten. Bereits Anfang der
siebziger Jahre hat Tamás Szentes (1972) die wesentlichen Cha-
rakteristika eines peripherisierten Landes beschrieben. Aus
ökonomischer Sicht heißt Peripherisierung vor allem die Her-
ausbildung asymmetrischer Abhängigkeitsbeziehungen zu den
kapitalistischen Zentrumsmächten innerhalb des Weltsystems.
Durch die untergeordnete Rolle in der internationalen Arbeits-
teilung wird zudem eine duale Wirtschaftsstruktur hervor-
gebracht, was letzten Endes dazu führt, daß eine insgesamt
dualistische Gesellschaft entsteht. Schließlich erleidet das peri-
pherisierte Land permanent Einkommensverluste, die direkte
Folge verschiedenster Formen internationaler Ausbeutung sind.

Historische Parallelen
Die von Szentes genannten Phänomene dienten lange Zeit vor
allem dazu, die sozioökonomischen Besonderheiten weit entfern-
ter Entwicklungsländer zu beschreiben. Heute können wir diese
jedoch auch in Ungarn selbst beobachten. Genauer gesagt, wir
können sie wieder beobachten, denn Ungarn gehörte vor seiner
sozialistischen Entwicklungsphase - als Teil der Donaumonarchie
- natürlich bereits zur Peripherie des kapitalistischen Systems.

Während sich im Habsburger Reich die westlichen Regionen -
vor allem Österreich und Böhmen - ähnlich wie die westeuropä-
ischen Länder industriell entwickeln konnten, blieben die östli-
chen Teile des Reiches - und so auch Ungarn - rückständige
Agrargebiete.

Als schließlich die Monarchie als einheitlicher Wirtschaftsraum
auseinander fiel, befand sich Ungarn in der ausweglosen Situati-
on eines peripheren Rohstofflieferanten, damals insbesondere für
Italien, Österreich und Deutschland. Die Ausplünderung Ungarns
durch Deutschland nahm im Zweiten Weltkrieg unbeschreibliche
Ausmaße an. Nach dem Krieg wurden die ehemals deutschen
Unternehmen durch die Sowjetunion übernommen, was in der
Öffentlichkeit den Eindruck provozierte, daß die Unterordnung
unter die UdSSR nichts anderes war, als die Fortsetzung von
Fremdbestimmung und Unterdrückung. Diese Wahrnehmung be-
darf allerdings einiger Korrekturen. In politischer Hinsicht war
die Unterordnung sicherlich nahezu total. Unter wirtschaftlichen
Aspekten übernahm jedoch die Sowjetunion eher die Rolle der
Peripherie, zumindest insoweit, als sie nach Ungarn - wie auch in
die anderen Ostblockländer - vor allem Rohöl und verschiedene
Rohstoffe ausführte, während wir verarbeitete Produkte, wie
Autobusse oder Kräne, exportierten.

Obwohl der starke sowjetische Einfluß auf die ungarische
Wirtschaft und Gesellschaft überhaupt bis zum Ende der soziali-
stischen Epoche erhalten blieb, wuchs gleichzeitig auch die
Abhängigkeit vom Westen. Da Ungarn seit Ende der sechziger
Jahre in wachsendem Umfang Kredite im Westen aufnahm und
von dort - vor allem aus Deutschland - Konsumgüter einführte,
wurde es allmählich abhängig von den finanziellen und materiel-

»Der hegemoniale, von li-
beraler Apologetik gekenn-
zeichnete Diskurs ergeht
sich zwecks Ursachener-
gründung der gegenwärti-
gen Desintegrationsprozes-
se in Schuldzuweisungen
an die alten KP-Regime.
(...) ... die in Rumänien,
Bulgarien, Polen Jugoslawi-
en, Ungarn und den slowa-
kischen Regionen betriebe-
ne Nachkriegsmodernisie-
rung als zweiter Versuch
zur Überwindung abhängi-
ger wirtschaftlicher Struktu-
ren nach den 1920er Jah-
ren kann mit simplen, in die
Geschichte reflektierenden
Antikommunismus nicht
verstanden werden.«
Hannes Hofbauer: Immer
am Rande Europas, in: Ost-
West-Gegeninformationen,
3/95, S. 4.

»Östlich von Böhmen und
Mähren war der Kontinent
spätestens im 18. Jahrhun-
dert zum Kolonialgebiet
westlicher Staaten und Rei-
che geworden.«
Hannes Hofbauer: Immer
am Rande Europas, in:
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len Ressourcen der kapitalistischen Industrieländer. Es war je-
doch vor allem die Auslandsverschuldung, die dazu führte, daß
Ungarn in den zurückliegenden zwei Jahrzehnten erneut unter
massiven Peripherisierungsdruck geriet.

Auslandsverschuldung und Fremdbestimmung
In den achtziger Jahren befanden sich einige osteuropäischen
Länder in einer ähnlich prekären Verschuldungssituation wie
eine Reihe von »Dritt-Welt«-Ländern. Ungarn, Rumänien, Jugo-
slawien und die DDR gehörten genauso wie die Philippinen,
Mexiko, Peru und andere zur Gruppe der sogenannten hochgra-
dig verschuldeten Länder mit mittlerem Einkommensniveau. Mit
Ausnahme der DDR gestaltete sich das Schuldenmanagement in
diesen Ländern auch genauso wie im Süden. Die internationalen
Finanzinstitutionen des Westens erlangten so wachsenden Ein-
fluß auf die Wirtschaftspolitik in der Region. Nach dem Zerfall des
Ostblocks und dem US-amerikanisch-sowjetischen Gipfeltreffen
auf Malta (Dezember 1989) war es daher nur eine folgerichtige
Entscheidung, die konzeptionelle Gestaltung des Reformprozes-
ses dem Internationalen Währungsfonds zu überlassen.

Diese Entscheidung fiel in einer Zeit, als die heutigen Visegrad-
Staaten einen raschen Beitritt zu den euro-atlantischen Organisa-
tionen anvisierten. Damals gab es lediglich eine kleine Gruppe
von Wissenschaftlern, die darauf hinwiesen, daß die Strategie der
internationalen Finanzinstitutionen, so wie diese von den schein-
bar hilfsbereiten westlichen Regierungen konzipiert war, der an-
gestrebten Integration direkt entgegen stand. Dies läßt sich unter
anderem daran festmachen, daß die letzte unmittelbare Interven-
tion des IWF in einem westeuropäischen Land aus dem Jahr 1976
in Großbritannien datiert. Seitdem ist es mit den Fortschritten in
der finanzpolitischen Integration Westeuropas schlicht unvor-
stellbar, daß eine in Washington ansässige Institution direkt in die
Belange westeuropäischer Regierungen eingreift - nicht einmal in
den Ländern, die sich fortwährend oder periodisch in finanzpoli-
tischen Schwierigkeiten befinden (wie Griechenland, Italien u.a.).

Aber es sind keineswegs nur die internationalen Finanzinstitu-
tionen, die in Zentralosteuropa intervenieren, auch die EU nimmt
fortwährend direkten Einfluß auf die Gestaltung nationaler
Politik - was die Lage natürlich nicht einfacher macht. Folgt man
Gowan (1995), so hat sich in dieser Region inzwischen eine
konfuse Doppelherrschaft fremdbestimmter Strategien heraus-
gebildet. Während die makroökonomische Stabilisierung und
Strukturanpassung nach Rezepten der Bretton-Woods-Organisa-
tionen - IWF und Weltbank - vollzogen werden soll, werden die
Handelsbedingungen, und damit vor allem die mikroökono-
mische Ebene, weitgehend durch die EU bestimmt, was zu
fatalen Widersprüchen zwischen Mikro- und Makroebene sowie
im Bereich von Handel und Finanzen führt. Die Mehrzahl der
Regierungen hat jedoch unter dem überwältigenden Eindruck
des vermeintlichen Expertenwissens aus dem Westen und aus
Mangel an Erfahrungen nicht einmal versucht, eigene Politik-
konzeptionen zu entwerfen.

Ost-West-Gegeninformatio-
nen, 3/95, S. 6.

»Die Rezession der 70er
Jahre ... stoppte dann denn
Höhenflug der osteuropäi-
schen Entwicklungsdiktatu-
ren Und trieb in Folge alle
Dollargläubiger, die sich bil-
liges Geld am Kapitalmarkt
zum Durchtauchen der Kri-
se ausgeborgt hatten, in die
später so genannte Schul-
denfalle. Unter dem Druck
der Zinslast stellten die KP-
Regime die wirtschaftspoli-
tischen Weichen auf Auster-
ität. So gelehrig sich aber
die Staats- und Parteiführer
auch an die Auflagen des
IWF hielten, dem Rumänien
im Jahr 1972, Ungarn 1982
und Polen 1986 beitraten,
so wenig konnten sie ihre
Haut damit auf die Dauer
retten.«
Hannes Hofbauer: Immer
am Rande Europas, in: Ost-
West-Gegeninformationen,
3/95, S. 6.
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Ein nachhaltiger Eindruck davon, wie weit der Peripherisie-
rungsprozeß inzwischen fortgeschritten ist, läßt sich z.B. aus der
Rolle, die die Botschaften aus dem Westen in Ungarn oder auch in
anderen ex-sozialistischen Ländern spielen, gewinnen. Seitdem
bekannt wurde, daß der US-Botschafter Mark Palmer 1989 mit
Miklós Németh regelmäßig Tennis gespielt hat, wollen Gerüchte
über die direkte Einflußnahme westlicher Diplomaten auf die un-
garische Politik nicht verstummen. Von Premierminister Józef
Antall wird gesagt, daß ihm eine ›Wunschliste‹ des deutschen
Botschafters überstellt wurde. Der neugewählte Premier Gyula
Horn wurde zu einem mehrseitigen Sondergipfel nach Innsbruck
geladen, bevor er seine politische Konzeption und die Zusam-
mensetzung seiner Regierung im Sommer 1994 bekannt gab.

Auch die Abfolge der politischen Kurswechsel und der Zeit-
punkt der Veröffentlichung von bestimmten Maßnahmen weisen
eine auffällige Parallelität zu Aktivitäten der internationalen
Finanzinstitutionen auf. Nur wenige Tage nach der Formierung
der neuen Regierung aus Sozialisten und Freien Demokraten traf
im Juli 1994 eine Delegation des IWF in Budapest ein. Über die
Ziele und den Zweck dieses Besuches war in der Presse nichts
substantielles zu erfahren, aber genau in diesen Tagen oder
wenig später wertete die Regierung den Forint um acht Prozent
ab, erklärte den Verzicht auf die Ausrichtung der Weltausstellung
1996 und kündigte Kürzungen bei den Staatsausgaben im Sozial-
bereich an.

Die Grundsatzerklärung von Premierminister Horn über die
Notwendigkeit sozialstaatlicher Opfer zugunsten einer volkswirt-
schaftlichen Modernisierung fiel just in jene Zeit, in der Weltbank
und Internationaler Währungsfonds ihr fünfzigjähriges Bestehen
in Madrid feierten. Einen Monat später wurde vom Parlament
eine Kürzung des Staatshaushalts beschlossen, und dies zufällig
nur wenige Tage vor dem Eintreffen des IWF-Direktors Camdes-
sus bei Gyula Horn. So verwundert es denn auch nicht, daß dem
Besuch einer IWF-Delegation im März 1995 die Ankündigung der
bis dato einschneidendsten Sparmaßnahmen durch Finanz-
minister Bokros vorausging. Eine spätere IWF-Visite im August
fiel schließlich mit einer schweren Koalitionskrise zusammen, als
sich Sozialisten und Freie Demokraten nicht über die Ernennung
des Gewerkschaftsführers Sándor Nagy zum Stellvertreter des
Premiers oder zum Wirtschaftsminister verständigen konnten.

Sozialer und wirtschaftlicher Dualismus
In unterentwickelten Ländern ist bekanntlich ein großer Teil der
Arbeiter nicht auf der Grundlage von formalen arbeitsvertrag-
lichen Beziehung tätig. Dies setzt in ehemaligen Kolonien in der
Regel die Existenz eines traditionellen Sektors voraus, der per-
manent Arbeitskräfte für den relativ entwickelteren, weltmarkt-
orientierten Wirtschaftssektor bereitstellt. In Ungarn nimmt die
dualistische Struktur von Arbeits- und Wirtschaftsbeziehungen
die Form der sogenannten Schattenwirtschaft, in der schätzungs-
weise etwa 30 Prozent des Bruttoinlandprodukts erzeugt werden,
an. Dieser Wirtschaftssektor hat immer - auch auf dem Höhe-

»Kapital fließt von Ost nach
West. So schätzt etwa der
Bukarester Ökonom und
Mitglied des 1989er-Revolu-
tionsrates Silviu Brucan,
daß jährlich etwa 15 Mrd.
US-Dollar aus Zinszahlun-
gen und Amortisationen
aus den Budgets des
Ostens westliche Kassen
zum klingeln bringen. Priva-
te Kapitalflucht kommt hin-
zu. Allein aus Rußland be-
trug sie im Jahre 1993 ge-
schätzte 20 Mrd. US-
Dollar...«
Hannes Hofbauer: Immer
am Rande Europas, in: Ost-
West-Gegeninformationen,

ANDOR Ungarn43



punkt zentralistischer Wirtschaftsplanung - existiert. Aber seine
eigentliche Ausdehnung durch die massenhafte Gründung von
halblegalen Klein- und Kleinstbetrieben setzte erst in den achtzi-
ger Jahren ein, als die wachsenden Finanzprobleme die kommu-
nistische Führung zur Aufweichung des Systems zentralistischer
Planung zwangen.

Seither haben Wirtschaftswissenschaftler der zeitlichen Paral-
lelität von heraufziehender Schuldenkrise und der Herausbildung
des Sektors der Kleinproduktion nicht allzuviel Aufmerksamkeit
geschenkt. Die Ignoranz gegenüber diesem auffälligen Zusam-
mentreffen und die Unfähigkeit, dieses Phänomen als Indiz für
beginnende Unterentwicklung zu identifizieren, haben schließ-
lich die Illusion genährt, daß dieser Sektor der Kleinunternehmer
eine wichtige Ausgangsbasis für die zukünftige Privatwirtschaft
darstellen würde. So hat vor allem János Kornai in seinem
berühmten Manifest für den Übergang Ungarns zur freien Markt-
wirtschaft (1989/1990) die Auffassung vertreten, daß die ungari-
sche Wirtschaft durch einen gesunden und einen kranken Sektor
geprägt sei. Den ersten stellt bei ihm die im Entstehen begriffene
Privatwirtschaft dar, während mit dem zweiten der staatliche
Sektor gemeint ist.

In Anlehnung an die Ideen Hayeks gingen die Wirtschaftsrefor-
mer in den achtziger Jahren davon aus, daß die Einführung eines
freien Marktes quasi automatisch die Korruption in Wirtschaft
und Politik zurückdrängen und zudem das Moralniveau in der
Gesellschaft insgesamt anheben würde. In Wirklichkeit haben wir
das gerade Gegenteil davon erlebt. Jedermann weiß, daß die
Privatisierung mit massiver Korruption einherging und daß die
Mehrzahl der neuen Privatunternehmer von der Steuerhinterzie-
hung lebt. Tausende Unternehmen wurden allein mit dem Ziel
gegründet, geradeso die Lebenshaltungskosten für die Familie zu
erwirtschaften. Daneben gibt es ›Unternehmer‹, die offiziell noch
nie einen Forint Profit erwirtschaftet haben, aber Luxuslimousinen
fahren oder ihren Urlaub auf Zypern oder in Dubai verbringen.

Die nunmehr privatisierten ehemaligen Staatsbetriebe und die
neugeschaffenen privaten Gesellschaften tragen praktisch so gut
wie nichts zum Staatshaushalt bei. Um diesem Problem beizu-
kommen, hat die vorherige nationalistische Regierung eine soge-
nannte »Mindeststeuer« erlassen, die aber durch die sozialistisch-
liberale Koalition inzwischen wieder abgeschafft wurde. Das ist
nur ein Beispiel für den offensichtlichen Mangel an einer konsi-
stenten Politik in bezug auf die sogenannte Schattenwirtschaft,
die einerseits als Form der Verkürzung von Staatseinnahmen ver-
rufen ist, die aber andererseits als durchaus produktive Struktur
jenseits formaler Marktbeziehungen, die durch Gesetze re-
guliert und geschützt werden, anerkannt wird.

In unserer ›entstehenden‹ Marktwirtschaft - wie sie im Jargon
der internationalen Finanzinstitutionen gern genannt wird -
unterliegt die Bereicherung von Individuen und Institutionen
über den Finanzsektor faktisch keinerlei Beschränkung. Weil sie
dann sofort verdächtigt würde, die Herausbildung von Markt-
beziehungen zu hintertreiben, kann und will die Regierung die

»Im chaotisch verlaufenden
Umstellungsprozess - der in
Osteuropa mit dem treffen-
den Schlagwort ›wilder Ka-
pitalismus‹ bezeichnet wird
- herrscht ein rüder Konkur-
renzkampf um die wirt-
schaftlichen Machtpositio-
nen, um die Kontrolle der
sich formierenden Kapital-
strukturen, wobei sich auch
viele ehemalige Nomenkla-
dura-Mitglieder bestens den
neuen Verhältnissen anzu-
passen verstanden.«
Jakob Juchler: Die osteu-
ropäische Krise und die In-
tegration Europas, In: Wi-
derspruch. Beiträge zur so-
zialistischen Politik, Nr. 29
(Juli 1995), S. 104.
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hier entstehenden Einkommen nicht kontrollieren. Während also
die Angestellten der Budapester Banken praktisch ihre Vereini-
gung mit Europa bereits vollzogen haben, sind sie drauf und dran
zu vergessen, wie der Rest der Bevölkerung lebt.

Die neue regionale Struktur wirtschaftlicher Entwicklung läßt
vermuten, daß auch der nationale Raum als Maßstab ökonomi-
scher Integration an Bedeutung verliert. Einige Landesteile wer-
den zu Nutznießern des Zustroms von Auslandskapital, während
andere Gegenden unter hoher Arbeitslosigkeit und De-Industria-
lisierung leiden. Die Profiteure sind gegenwärtig das Gebiet um
Budapest und die davon westlich gelegenen Regionen, was wieder-
um stark an Washington D.C. erinnert, wo relative Sicherheit und
Wohlstand auch in den nordwestlichen Gebieten konzentriert sind.

Alle größeren Investitionen in der Automobilindustrie haben
z.B. bisher ausschließlich in Nordwestungarn stattgefunden. Wie
auch in anderen ex-sozialistischen Ländern wird zwar hin und
wieder über Industriepolitik räsoniert, aber Regionalpolitik bleibt
völlig außer Betracht. Gegenüber solchen vermeintlich wichtigen
Themen wie Privatisierung, Preisreform und Attraktion von
Kapitalimporten wird diese Aufgabe vernachlässigt. »Die neue
Regierung hat weder die Fähigkeit noch die Erfahrung, Investi-
tionen als Element der Regionalpolitik einzusetzen« (Sadler und
Swain 1994: 387).

Sinkender Lebensstandard
Preissteigerungen und Arbeitsplatzvernichtung galten in den letz-
ten sechs Jahren stets als vertretbarer Preis für einen baldigen
Beitritt zur Europäischen Union. Während die Arbeitslosenrate
auf einem Niveau stabilisiert werden konnte, das unter west-
europäischen Verhältnissen für durchaus normal gehalten wird
(nach der offiziellen Statistik etwas über zehn Prozent), lag die
ungarische Inflationsrate in den letzten fünf Jahren immer über
20 Prozent - und in den anderen »Transformationsländern« noch
weit darüber. Die galoppierende Inflation war nicht zuletzt
unmittelbare Folge einer verfehlten Regierungspolitik, die von
der Vorstellung besessen war, Einkommen und Reichtum nach
kapitalistischen Grundsätzen zu verteilen.

Die vermeintlichen Erfordernisse kapitalistischer Akkumula-
tion haben die Regierungen zu massiven Angriffen auf den
Lebensstandard der Arbeitenden getrieben. In voller Absicht -
noch verstärkt durch die allgemeine institutionelle Anarchie der
Transformationsperiode - wurden die Reallöhne permanent unter
Druck gesetzt. Ein typisches Beispiel für diese Art »Neues
Denken« lieferte der ungarische Finanzminister, der nach der
Durchsetzung der bisher einschneidendsten Sparmaßnahmen im
März 1995 erklärte, daß es durch eine zehnprozentige Reallohn-
senkung gelungen sei, die internationale Konkurrenzfähigkeit
der Volkswirtschaft wiederherzustellen. Dies ist jedoch nichts
anderes, als ein typisches Denkmuster in peripheren Ökonomien,
wo ausschließlich die Senkung der Arbeitskosten in Erwägung
gezogen wird, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu
vergrößern.

»...auch die stark ange-
wachsenen Arbeitslosenra-
ten, die hohen Inflationsra-
ten und Budgetdefizite so-
wie die massiven Reallohn-
verluste widerspiegeln eine
fatale Wirtschaftskrise, wie
sie selbst in Drittweltstaaten
äusserst selten zu verzeich-
nen ist.«
Jakob Juchler: Die osteu-
ropäische Krise und die In-
tegration Europas, In: Wi-
derspruch. Beiträge zur so-
zialistischen Politik, Nr. 29
(Juli 1995), S. 103.
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Dazu paßt, daß László Békesi, der ehemalige Finanzminister
der sozial-liberalen Koalition, bei jeder Gelegenheit im Weltbank-
jargon verkündete, daß »die Ungarn über ihre Verhältnisse le-
ben«. In seinem Wahn versuchte er sogar, Lohnbeschränkungen
in den Niederlassungen multinationaler Konzerne einzuführen -
wofür er allerdings nur den Spott des Managements erntete. Die
Weltbank jedoch hat sich diese Sicht auf die ungarischen Verhält-
nisse längst zu eigen gemacht und bezeichnet das soziale Siche-
rungssystem in Ungarn - mit einem Begriff, der von János Kornai
geprägt wurde - als »sozialstaatliche Frühgeburt«. Und dies
kommt einem Todesurteil gleich.

Obwohl der private Konsum wie auch die Sozialausgaben in
den zurückliegenden sechs Jahren drastisch reduziert wurden,
wird die fortgesetzte Sparpolitik offiziell weiterhin mit dem
vermeintlichen »Überkonsum« der Bevölkerung gerechtfertigt.
Unabhängig von ihrer Parteizusammensetzung hat es bisher kei-
ne Regierung vermocht, den Prozeß der Zersetzung einer ehe-
mals großen, relativ wohlhabenden Mittelschicht, die vor allem
durch die redistributive Sozialpolitik des Staatssozialismus
geschaffen und aufrechterhalten wurde, zu stoppen. Die Anzahl
derer, die unterhalb der Armutsgrenze dahinvegetieren müssen,
wächst sowohl absolut als auch relativ in atemberaubendem
Tempo. Folgt man Peter Townsend (1995), dann widerspiegelt der
dramatische Anstieg der Massenarmut in Osteuropa das Voran-
schreiten eines globalen Polarisierungsprozesses.

Wie unattraktiv das politische System des Staatssozialismus in
den verschiedenen Ländern Osteuropas auch gewesen sein mag,
es ist heute unbestreitbar, daß es wenigstens ein bestimmtes
(relativ hohes) Maß an sozialer Sicherheit zu gewährleisten ver-
mochte. Der plötzliche Verlust dieses sozial stabilen Umfelds hat
nicht zuletzt zu einem tiefen demographischen Einbruch geführt.
Einer UNICEF-Studie zufolge hat der »Systemwechsel« dazu
geführt, daß in Rußland, in der Ukraine, in Bulgarien, Ungarn und
Polen die Anzahl der Sterbefälle zwischen 1989 und 1993 um
sage und schreibe 800.000 über der Anzahl der Geburten lag (Pe-
tra und Vieux 1995: 1). Die Zunahme von Herz- und Kreislaufer-
krankungen hat mit 32 bis 80 Prozent zur Erhöhung der Sterbe-
ziffer beigetragen. In allen ex-sozialistischen Ländern ist die
Lebenserwartung dramatisch gesunken. In Ungarn liegt sie für
Männer jetzt bei 63 Jahren - das ist einer der niedrigsten Werte in
ganz Europa und exakt das Alter, auf das der Renteneintritt dem-
nächst angehoben werden soll.

Die einzige Hoffnung
Im Verständnis des Weltsystemansatzes nehmen Semiperipherien
eine Position zwischen Zentrums- und Peripherieökonomien ein.
Es gibt tatsächlich einige Intellektuelle, die glücklich darüber
sind, daß die zentralosteuropäischen Länder in einer wesentlich
besseren Lage sind als die Reformstaaten auf dem Balkan oder
gar in der GUS - das heißt, wir werden Semiperipherie statt Peri-
pherie. Aber es geht überhaupt nicht darum, in welche Gruppe
man sich im nachhinein einordnet, sondern darum, ob die vor-

»Früher hatte man zu wenig
Einkaufsmöglichkeiten, jetzt
zu wenig Geld. Die Lage
verschlimmerte sich teilwei-
se noch, da heute deutlich
mehr Leute unter einem of-
fiziellen ›sozialen Minimum‹
leben: 1994 je nach Land
und Schätzung von rund ei-
nem Zwölftel in Tschechien
bis zu zwei Dritteln in Serbi-
en. (...) Insgesamt gesehen
kann man von einer Ten-
denz zu einer ›Drittelsge-
sellschaft‹ sprechen: Gegen
zwei drittel der Osteuropäer
leben in mehr oder weniger
grosser finanzieller Be-
drängnis oder sogar Armut,
nur rund ein Drittel lebt in
guten bzw. einigermassen
zufriedenstellenden Verhält-
nissen.«
Jakob Juchler: Die osteu-
ropäische Krise und die In-
tegration Europas, In: Wi-
derspruch. Beiträge zur so-
zialistischen Politik, Nr. 29
(Juli 1995), S. 104.
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handenen Möglichkeiten ausgenutzt werden, um die relative
Position einer Volkswirtschaft zu verbessern. Derartige Möglich-
keiten hätten z.B. in der Entwicklung von Skoda in Tschechien
oder Tungsram in Ungarn zu multinationalen Unternehmen
bestanden. Statt dessen wurden diese Unternehmen an den erst
besten - noch dazu an Konkurrenten - verkauft. Damit wurde die
Möglichkeit, sich wenigstens unter den Semiperipherien weiter
nach oben zu arbeiten, leichtfertig vergeben.

Auf der anderen Seite hat auch das weitere Zurückfallen viel-
leicht sein Gutes. Der international nicht so wahrgenommene,
aber im nationalen Maßstab beeindruckende Erfolg des Fußball-
vereins Ferencváros zeigt, daß sich der neue Peripherisierungs-
schub möglicherweise günstig auf den Sport auswirken könnte.
Im Fußball gibt es bekanntlich zwei Grundlagen des Erfolges:
entweder Reichtum oder Armut. Im ersten Fall haben die Unter-
nehmen eines Landes soviel überschüssige Ressourcen, daß sie
als Sponsoren Sportschulen unterstützen können und so die
besten Bedingungen für die Auswahl und die Entwicklung der
Talente schaffen (das beste Beispiel sind die Niederlande). Im
zweiten Fall haben die Jugendlichen keine andere Chance, ihr
Leben zu verbessern, als möglichst perfekt im Umgang mit dem
Ball zu werden, damit sie später in den Profiligen irgendwo auf
der Welt spielen können (herausragendes Beispiel ist hier Brasilien).

Der ungarische Fußball hatte zwischen 1938 und 1954, als die
Nationalmannschaft zweimal Vizeweltmeister wurde, eine
Spitzenstellung inne. Als sich in den Jahren danach die materiel-
len Verhältnisse der Menschen verbesserten, eröffneten sich auch
andere Chancen für die Jugend. Und so ging die Qualität des
Fußballs im selben Maße zurück, wie auch wirtschaftliche Des-
integration und soziales Elend zurückgingen. Wenn sich nun die
wirtschaftliche Situation wieder verschlechtert und die Menschen
allmählich begreifen, worin der wahre Charakter des neuen
Systems besteht, wird sich möglicherweise auch die Einstellung
zum Fußball wieder ändern. Uns wird es vielleicht nicht sonder-
lich gut gehen, aber dafür könnten wir einen neuen Aufschwung
im ungarischen Fußball erleben - wenn das nichts ist.
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ULRICH BUSCH
Kapitalimport und
Entwicklung
Ungarische Erfahrungen

Entwicklungsrückstand und Kapitalbedarf
Der Transformationsprozeß in den mittel– und osteuropäischen
Ländern stellt die Entwicklungstheorie und –politik vor gänzlich
neue Herausforderungen. Das bisherige Schema, worin der Welt-
markt von den Industrieländern dominiert wird und eine große
Anzahl unterentwickelter Länder bemüht ist, sich auf dem Wege
der Industrialisierung aus dem Zustand von Abhängigkeit und
Unterentwicklung herauszuarbeiten, trifft für Mittel– und Osteu-
ropa nicht zu. Die Transformationsländer sind mehrheitlich keine
Agrarwirtschaften, deren Entwicklungsrückstand durch Indu-
strialisierung überwunden werden soll, sondern Ökonomien, de-
ren Basis neben der Landwirtschaft bereits die Industrie ist. Wenn
auch eine, die, gemessen an den Erfordernissen des Weltmarktes,
als fehlstrukturiert, größtenteils veraltet und ineffizient charakte-
risiert werden muß. Das traditionelle Modell nachholender Ent-
wicklung, welches durch die Verbindung von Agrarmodernisie-
rung und Industrialisierung gekennzeichnet ist,1 läßt sich vom
Grundsatz her also nicht auf die Transformationsökonomien an-
wenden. Ebenso wäre es unzutreffend, diese in ihrer Gesamtheit
als Entwicklungsländer zu bezeichnen.

Zweifellos aber existiert in diesen Ländern2 gegenüber den ent-
wickelten Industrieländern ein deutlicher Entwicklungsrück-
stand und ein enormer Nachholbedarf. Da sich die Zielstellung
der Transformation nicht im Systemwechsel erschöpft, sondern
vielmehr auf Wohlfahrtseffekte gerichtet ist, letztlich auf eine
Annäherung im Lebensniveau an die entwickelten Industrielän-
der, ist es nur natürlich, daß der Entwicklungsrückstand zunächst
als Wohlfahrtsdefizit wahrgenommen wird. Die Ursachen für das
unvermindert fortbestehende Wohlstandsgefälle liegen aber in
erster Linie im Produktivitätsniveau und damit im Umfang und
im technischen Niveau der Kapitalausstattung. Existierte hier
schon vor dem Systemwechsel ein deutlicher Unterschied zwi-
schen den westlichen und östlichen Ökonomien, so hat sich diese
Diskrepanz aufgrund des Zusammenbruchs der Produktion, des
Niedergangs ganzer Produktionszweige und des Wegbrechens
traditioneller Kooperations– und Marktbeziehungen im Zuge der
Transformation noch erheblich verstärkt. Die Erhöhung des Pro-
duktionsniveaus und die Schließung der Produktivitätslücke kann
nur auf dem Wege einer grundlegenden Restrukturierung und
Modernisierung sowie gleichzeitigen Erweiterung des Kapital-
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stocks geschehen. Hierzu ist eine verstärkte Investitionstätigkeit
erforderlich, das heißt eine Zunahme des Umfangs und der Dy-
namik der Investitionen sowie eine Verbesserung ihrer Struktur
und Effizienz.

Der dafür erforderliche Kapitalbedarf wird für die Vishe-grad–
Staaten (Polen, Tschechien, Slowakei und Ungarn), Rumänien
und Bulgarien, bezogen auf eine mittlere Frist von zehn Jahren,
auf 300 bis 400 Mrd. US–Dollar jährlich veranschlagt.3 Nimmt
man Rußland und andere Staaten Osteuropas hinzu, so erhöht
sich dieser Betrag auf mehr als 1.000 Mrd. US–Dollar. Wie leicht
einzusehen ist, läßt sich diese Summe weder aus den verfügbaren
inneren Quellen der Kapitalakkumulation decken noch aus äuße-
ren Quellen aufbringen. Die Deckung des für die Modernisierung
und Erweiterung des Kapitalstocks erforderlichen Kapitalbedarfs
erweist sich als ein bisher ungelöstes Problem. Aber nicht nur
das. An dieser Frage scheiden sich auch die entwicklungstheore-
tischen und –politischen Vorstellungen. Während die eine Kon-
zeption4 hierin vor allem einen Kapitalmangel sieht, der durch ei-
ne unzureichende inländische Ersparnisbildung entsteht und
durch Nettoressourcenzuflüsse und Nettokapitalimporte ausge-
glichen werden soll, setzt die andere Konzeption5 auf Exportüber-
schüsse und eine stabilitätsorientierte Unterbewertung der
Währung. Modelltheoretisch lassen sich beide Konzepte begründen.
Praktisch jedoch erweisen sich beide als höchst problematisch.

Das Strategiekonzept einer importorientierten Entwicklung
Den Kern dieses, von westlichen Beratern und einflußreichen inter-
nationalen Institutionen wie IWF und Weltbank nachdrücklich emp-
fohlenen Strategiekonzepts bildet der Kapitalimport. Dabei wird der
Transfer von Kapital in der Regel mit der Auflage verbunden, um-
fassende Liberalisierungsmaßnahmen einzuleiten und die Wirt-
schaft schnellstmöglich zu privatisieren. Ungeachtet der Erfah-
rungen, die in der Vergangenheit in Ländern der Dritten Welt mit
derartigen Entwicklungsstrategien gemacht wurden, setzen die
Transformationsländer darauf. Für viele wurde der Kapitalimport
zur Entwicklungsstrategie überhaupt: Der Erfolg der Transforma-
tion mißt sich daran, inwieweit es gelingt, ausländisches Kapital
zu attrahieren. Die Popularität der Politiker hängt entscheidend
hiervon ab. Innenpolitische Maßnahmen werden mit Rücksicht
auf die Kreditfähigkeit des Landes gegenüber ausländischen Ban-
ken und Investoren getroffen.

Der Umfang ausländischer Kapitalzuflüsse wurde zum Maßstab
für das erfolgreiche Vorankommen auf dem Wege zur Marktwirt-
schaft. Mit dem Kapitalimport ist die Erwartung verbunden,
moderne Technologien und das dazugehörige know how zu im-
portieren, das Engagement erfahrener ausländischer Unterneh-
mer zu nutzen, auf Absatzmärkte der ausländischen Investoren zu
expandieren und schließlich durch die Produktion und den Ex-
port weltmarktfähiger Erzeugnisse die außenwirtschaftliche Posi-
tion zu verbessern. Der Schuldenaufbau im Ausland, der mit dem
Kapitalimport zwangsläufig verbunden ist, soll nur vorüberge-
hend stattfinden. Eine Umkehr der Waren– und Kapitalströme auf

Die Transformationsländer
in Mittel– und Osteuropa
weisen hinsichtlich des Pro-
duktivitätsniveaus und des
Lebensstandards gegenü-
ber den westlichen Industri-
eländern einen nicht zu
übersehenden Rückstand
auf. Die theoretisch wie
praktisch interessierende
Frage ist, wodurch dieser
Rückstand verursacht wird
und welche Entwicklungs-
strategie geeignet ist, ihn
schnellstmöglichst zu über-
winden. Für die Beantwor-
tung dieser Fragen gibt es
konträre Vorstellungen und
Lösungsansätze.
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der Grundlage von Exporterfolgen soll für eine baldige Entschul-
dung sorgen ... – »Welch ein Irrtum!« (Ernst Jandl). Ein Irrtum
gleich in mehrfacher Hinsicht:

Erstens schon vom Volumen her. Gemessen am Kapitalbedarf in
Billionenhöhe nehmen sich die bisher realisierten und in näch-
ster Zukunft zu erwartenden Kapitalzuflüsse eher gering aus. 15
bis 20 Mrd. US–Dollar jährlich waren es bisher, wobei diese Sum-
me auch alle humanitären Hilfsgelder, Schuldenerlasse, Struk-
turanpassungsfinanzierungen u..ä.m. enthält.6 Selbst wenn man
davon ausgeht, daß sich diese Summe in den nächsten Jahren
verdoppeln und verdreifachen wird, so ist ihre Relation zum
tatsächlichen Bedarf, die bisher bei ein bis zwei Prozent liegt und
perspektivisch vielleicht bei fünf bis zehn Prozent liegen wird,
doch derart, daß davon keine durchgreifenden Veränderungen in
der technischen Ausstattung und im Produktivitätsniveau der
Transformationsländer zu erwarten sind.

Zweitens von der Struktur her, denn der größte Teil der Kapital-
zuflüsse besteht aus Krediten, noch dazu kurzfristigen, die wenig
geeignet sind, tiefgreifende Strukturveränderungen herbeizu-
führen. Positiver sind da schon Direktinvestitionen zu beurteilen.
Aber auch hiervon dient der größte Teil lediglich der Eroberung
und Sicherung von Absatzmärkten,7 nur etwa ein Drittel erfüllt
den Zweck der Produktionsverlagerung.8 So jedenfalls stellt es
sich generell dar. In Ungarn ist das Bild günstiger, sowohl vom
Umfang der Direktinvestitionen (vgl. Tabelle 1) als auch von ihrer
Struktur her, denn »the decisive majority of investments by for-
eigners was made in manufacturing«9.

Tabelle 1: Bestand ausländischer Direktinvestitionen in Ungarn
(in Mio. US–Dollar)

1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994
23 215 569 2.107 3.424 5.576 7.087

Quelle: National Bank of Hungary, Monthly Report, 3/1995, S. 106.

Drittens führt die importorientierte und mittels Krediten finan-
zierte Entwicklungsstrategie zwangsläufig zu einer steigenden
externen Verschuldung. Mit dem Anstieg der Schulden sinkt aber
das Vertrauen der Investoren und Gäubiger in die Stabilität des
Schuldnerlandes. Dies hat Konsequenzen: Zum einen verteuert
sich dadurch von Jahr zu Jahr der eingeschlagene Weg. Mit stei-
gender Verschuldung und sinkendem Vertrauen in die Stabilität
steigt selbstverständlich der Preis, der in Form steigender Zinsen
und schlechterer Konditionen für neue Kredite und immer größe-
rer Zugeständnisse in Gestalt von Steuervorteilen, Sonderbedin-
gungen usw. an die ausländischen Banken und Investoren zu zah-
len ist. Zum anderen erweist sich die zunehmende äußere Ver-
schuldung für die Transformationsländer unter den Bedingungen
eines von den Hartwährungsländern dominierten Weltmarktes
geradezu als Entwicklungsfalle. Da die Reformländer selbst über
keine kontraktfähige Währung verfügen, sind sie gezwungen,
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Verträge in Fremdwährungen abzuschließen. Dies impliziert, daß
auch alle Zins– und Tilgungszahlungen in Fremdwährung zu lei-
sten sind. Der Zwang zur Bedienung der Schulden aber forciert
ein Exportieren um jeden Preis. Vorzugsweise sind es Niedrig-
lohnprodukte und Rohstoffe, die exportfähig sind. Dadurch ver-
stetigt sich tendenziell die Diskrepanz im Reallohn, in der Pro-
duktivität und im Wohlfahrtsniveau, eine Tendenz, die gerade
umgekehrt werden sollte. Aber nicht nur das. Es erfolgt auch ei-
ne Zersetzung der Funktionsfähigkeit der inländischen Währung,
des Kreditmarktes und der Ersparnisbildung. In zunehmendem
Maße werden binnenwirtschaftliche Transaktionen in fremder
Währung abgewickelt. Der nationale Währungs– und Wirtschafts-
raum wird mehr und mehr zum Objekt der Bewirtschaftung
durch einen fremden Markt und fremde Interessen.

Nicht Entwicklung wird somit letztlich durch den Import von
Kapital herbeigeführt, sondern ökonomische Peripherisierung,
wobei sich die Währungskonkurrenz als der Mechanismus er-
weist, über welchen diese exekutiert wird.10

Schließlich gilt es zu erkennen, daß der mit dem Schuldenauf-
bau im Ausland einhergehende negative Vertrauenseffekt den
weiteren Zustrom von Kapital gefährdet. Im Falle des Bonitäts-
verlustes droht eine Verschuldungskrise und damit der Abbruch
der eingeschlagenen Entwicklung. Derartige Szenarien, mit allen
ihren ökonomischen und sozialen Auswirkungen, sind aus La-
teinamerika hinreichend bekannt.

Viertens ruft eine importorientierte Entwicklungsstrategie bin-
nenwirtschaftlich eine Konstellation hervor, die eher dazu ten-
diert, ein Stagnationsszenario zu verewigen statt Entwicklungs-
potentiale freizusetzen. Dies resultiert schon daraus, daß Lei-
stungsbilanzdefizite zunächst einen Angebotsüberschuß auf dem
Gütermarkt bewirken. Dieser wirkt sich dämpfend auf die Pro-
duktion und die Investitionstätigkeit aus. Die erfolgreiche In-
gangsetzung eines Akkumulationsprozesses wird dadurch er-
schwert. Ressourcen liegen in erheblichem Umfange brach und
die Wirtschaft bewegt sich in den verhältnismäßig starren Bahnen
eines Rezflationsszenarios,11 d.h. Rezession und Inflation bestim-
men das Bild.

Für Ungarn läßt sich ein derartiges Profil für einen Zeitraum
von mindestens sechs Jahren (von 1988 bis 1993) konstatieren,
wobei am Ende dieser Periode die Probleme größer waren als zu
Anfang (vgl. Tabelle 2, am Ende des Beitrages).

Fünftens ist zu fragen, ob die westlichen Industrieländer über-
haupt ein originäres Interesse daran haben, daß sich die Reform-
länder ökonomisch umfassend entwickeln. Bisher ist nur ein
Interesse an neuen Absatzmärkten, Rohstoffquellen und Produk-
tionsstandorten mit niedrigen Arbeitskosten und weniger
strengen Umweltbestimmungen auszumachen. Um diese Bedin-
gungen auch für die Zukunft zu sichern, scheint eine begrenzte
Entwicklung wünschenswert, nicht aber eine Angleichung des
Produktivitäts– und Wohlstandsniveaus der Transformations-
länder an das der hochentwickelten Ökonomien.

So sind neben marktsichernden Motiven als Standortkriterien

»Überhaupt leidet der mo-
mentan in vielen Ländern
verfolgte Reformansatz an
einem impliziten ›Konstruk-
tivismus‹, der davon auszu-
gehen scheint, daß es al-
lein darauf ankommt, in den
Studierstuben erdachte
Blaupausen für staatlich–
administrative Maßnahmen
der Realität aufzunötigen.
Für spontane wirtschaftli-
che Prozesse bleibt in die-
sen Strategien wenig
Raum. Da ihre reale Exi-
stenz damit natürlich nicht
wegdefiniert werden kann,
kollidieren die scheinbar
perfekten Strategieentwürfe
fortwährend mit der Wirk-
lichkeit und haben völlig
unerwartete Ergeb-
nisse zum Resultat, so daß
der gesamte Reform-
prozeß von Konfusion und
anarchischen Tendenzen
geprägt bleibt.«
Milos Nikolic: Fünf Jahre
Transformation zu Demo-
kratie und Marktwirtschaft
in Mittel– und Osteuropa.
Ergebnisse, Probleme,
Perspektiven, in: Utopie
kreativ, Nr. 59 (September
1995), S. 15.
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für Investoren in Mittel– und Osteuropa vor allem die Arbeitsko-
sten ausschlaggebend.12 Das relativ niedrige Lohnniveau stellt ein
Motiv für die Verlagerung insbesondere von lohnintensiver (und
folglich kapitalarmer) Produktion in die Transformationsländer
dar. Durch die damit verbundenen Investitionen wird die Produk-
tivitätslücke zwischen den westlichen Metropolen und Mittel–
und Osteuropa aber gerade nicht geschlossen, sondern eher noch
verfestigt. Die durch solcherart Arbeitsteilung und Kapitalver-
flechtung bedingte Integration der Reformländer in die Weltökono-
mie markiert dann zwar deren Transformation in eine Marktwirt-
schaft, nicht jedoch ihre Entwicklung zu modernen Industrieländern.

Die Chancen im ökonomischen Wettbewerb, die sich aus der
Verbindung von Niedriglöhnen mit modernster Technik ergeben
und die heute vor allem in Südostasien wahrgenommen werden,13

können von den Transformationsländern für ihren Aufholprozeß
so kaum genutzt werden. Eher besteht die Gefahr, daß sie – nicht
zuletzt durch die Kredit– und Investitionshilfe des Westens – in ei-
ne Position dauerhafter Abhängigkeit und Unterentwicklung hin-
einmanövriert werden.

Sechstens zeigt sich mehr und mehr, daß die Industrieländer
nicht bereit sind, ihre Märkte für die Transformationsökonomien
zu öffnen. So gibt es zum Beispiel hinreichend Belege dafür, wie
die Europäische Union Ungarns Wunsch nach einer Intensivie-
rung der Handelsbeziehungen, einer engeren Kooperation in der
Wirtschaft und schließlich dem Beitritt zur Europäischen Union
»abblockt«14.

Der Marktzugang wird »vor allem durch die zögernde Handels-
liberalisierung in den aus der Sicht der EU ›sensiblen‹ Bereichen
Landwirtschaft, Textilien und Bekleidung sowie Stahl« »verengt«15.
Dadurch forciert die EU Handels– und Leistungsbilanzdefizite bei
den Transformationsländern. Die zum Abbau der Schulden erfor-
derliche Umkehr der Waren– und Kapitalströme kommt jedoch
nicht zustande, was letztlich zu einem Scheitern dieser Strategie
führen muß.

Interessanterweise werden in den Transformationsländern
selbst zunehmend Vorbehalte gegen eine Strategie wachsender
Kapitalimporte laut.16 Nicht selten werden diese direkt als natio-
nale Interessen formuliert.17

Die Alternative: exportgestützte Entwicklung
Alternativ zu der sich auf Ressourcentransfers und Kapitalimpor-
te stützenden Strategie wurde ein Entwicklungskonzept entwor-
fen, worin der »Anstieg der Exporte zur zentralen entwicklungs-
strategischen Variable«18 erklärt wird. Die Vertreter dieses Kon-
zepts berufen sich dabei auf merkantilistische Positionen sowie
auf Beispiele aus der älteren und jüngeren Geschichte,19 welche
deutlich machen, daß eine am Export orientierte Strategie sehr
viel erfolgreicher einen ökonomischen Entwicklungsprozeß in
Gang zu setzen vermag als Kapitalimporte.

Die eigentliche Fragestellung ökonomischer Entwicklung be-
steht darin, wie ein stabiler Einkommensbildungsprozeß hervor-
gerufen und aufrecht erhalten werden kann. Die Antwort liegt in

»... die Exporte stehen am
Anfang der Ableitungskette,
weil sie Entwicklung bedin-
gen, während die Importe
am Ende der Ableitungsket-
te stehen, weil sie aus Ent-
wicklung folgen.«
Hajo Riese: Entwicklungs-
strategie und ökonomische
Theorie – Anmerkungen zu
einem vernachlässigten
Thema, in: Ökonomie und
Gesellschaft. Jahrbuch 4,
Frankfurt/New York 1986, S.
180.
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der Investitionsdynamik und –struktur begründet. Für eine spür-
bare Belebung der Investitionstätigkeit sind jedoch zwei makro-
ökonomische Bedingungen essentiell: Zum einen muß das natio-
nale Geld einen gewissen Grad an Stabilität aufweisen, damit
Vertrauen entsteht und die Investoren bereit sind, auch langfristig
in der nationalen Währung zu wirtschaften. Und zum zweiten ist
eine Nachfragequelle erforderlich, ein externer Schub, der die
Wirtschaft belebt und die brach liegenden Ressourcen mobilisiert.
Dies leistet der Export.

Die Exportstrategie führt zu Leistungsbilanzüberschüssen, die
mit Hilfe des Wechselkurses garantiert werden. Dazu bedarf es ei-
ner Unterbewertung der nationalen Währung. Diese wird
zunächst mittels einer deutlichen Abwertung erreicht und dann
durch den Einsatz einer geeigneten Wechselkursstrategie über ei-
ne längere Periode hinweg aufrechterhalten. Der Vorteil einer
solchen Strategie sowie dauerhafter Leistungsbilanzüberschüsse
ist darin zu sehen, daß sich gleichzeitig mit dem nachfrageindu-
zierten Produktionswachstum die Reputation der inländischen
Währung verbessert.20 Dies wiederum führt dazu, daß der Spiel-
raum für eine konjunkturell förderliche Geldpolitik im Inland zu-
nimmt und das Zinsniveau gesenkt werden kann, wodurch die In-
vestitionstätigkeit zusätzlich stimuliert wird.

Notwendige Rahmenbedingungen für die erfolgreiche Umset-
zung einer solchen Entwicklungsstrategie sind neben den institu-
tionellen Voraussetzungen vor allem ein ausgeglichenes Budget
des Staates, eine moderate Einkommenspolitik, die verhindert,
daß Geldlohnerhöhungen inflationär wirken, sowie eine stabile
außen– und innenpolitische Lage. Ferner scheint es zweckmäßig
zu sein, die über die Exportschiene initiierte wirtschaftliche Ent-
wicklung zusätzlich durch protektionistische Maßnahmen zu
flankieren. Erst durch die Kombination von Leistungsbilanzüber-
schüssen und selektiver Protektion wird das exportorientierte
Entwicklungsmodell zu einer wirtschaftspolitisch praktizierbaren
Strategie. Die Unterbewertung der Währung ermöglicht die
notwendigen Exporte für das Erreichen eines Leistungsbilanz-
überschusses, nährt Aufwertungserwartungen und stärkt über die
Vergrößerung der Reallohndifferentiale die Konkurrenzfähigkeit
der einheimischen Produzenten auf dem Weltmarkt. Die selekti-
ve Protektion ermöglicht und forciert die Diversifizierung der
Produktionsstruktur und damit die Entwicklung einer wettbe-
werbsfähigen Ökonomie.

Im positiven Falle führt diese Strategie zu einer Marktkonstel-
lation, die durch einen funktionierenden Investitions–Einkom-
mens–Mechanismus gekennzeichnet ist sowie durch eine stei-
gende Akkumulation. Auch ausländische Investoren würden da-
durch motiviert werden, Direktinvestitionen zu tätigen.

Die Problematik dieses Konzepts liegt in seiner Durchführbar-
keit. Es sind dabei vor allem drei Aspekte, die gegenwärtig
verhindern, daß die Transformationsländer kompromißlos und
ohne Abstriche den Weg einer exportorientierten Entwicklungs-
strategie einschlagen.

Erstens betrifft dies die außenwirtschaftliche Ausgangssituation.

»Seit dem Ausbruch der
friedlichen Revolutionen im
Osten Europas besteht in
der wissenschaftlichen Dis-
kussion weithin Einigkeit
darüber, daß ein Erfolg der
dortigen marktwirtschaftli-
chen Reformen eine mög-
lichst rasche Integration
dieser Länder in die Märkte
Westeuropas bedingt...
Weniger Übereinstimmung
herrscht im Hinblick auf das
Ausmaß und die Stufen ei-
ner Osterweiterung der Eu-
ropäischen Union.«
J. Stehn: Stufen einer
Osterweiterung der
Europäischen Union, in:
Die Weltwirtschaft, 2/1994,
S. 194.

BUSCH Ungarische Erfahrungen53



Mit Ausnahme Tschechiens traten alle Länder mit einem erhebli-
chen Bestand an Auslandsschulden in den Transformationsprozeß
ein. Im Falle Ungarns, das, bezogen auf die Größe des Landes und
sein Wirtschaftspotential, die meisten Auslandsschulden an-
gehäuft hat (vgl. Tabelle 3, am Ende des Beitrages), bestimmte
dieser Fakt sogar ganz maßgeblich die Politik. Von einer Wahl-
freiheit in bezug auf die einzuschlagende Wirtschaftsstrategie
kann insofern keine Rede sein. Der Umfang der Exporte wird
eher durch die Notwendigkeit diktiert, die Schulden zu bedienen
und die Zahlungsfähigkeit aufrechtzuhalten, als daß hierin eine
Strategie zur Initiierung binnenwirtschaftlichen Wachstums und
einer stabilen ökonomischen Entwicklung erblickt werden könnte.
Zweitens sind die binnenwirtschaftlichen Voraussetzungen für ei-
ne exportgeleitete Entwicklung zumeist nicht gegeben. Die Markt-
konstellationen entsprechen mehr oder weniger dem Typ einer In-
flationsökonomie, in der hohe Inflationsraten, Budgetdefizite und
Auslandsschulden bestimmend sind. Selbst da, wo die institutio-
nellen Voraussetzungen für eine effiziente Markt– und Geldwirt-
schaft bereits geschaffen wurden, wie in Ungarn, gibt es eine Viel-
zahl makro– und mikroökonomischer Defizite in Wirtschaft und
Wirtschaftspolitik, die eine konsequente Hinwendung zu einer
exportorientierten Entwicklungsstrategie erschweren bzw. gar
durchkreuzen.

Drittens sind es die Verhältnisse auf dem Weltmarkt selbst und
die Strategien der den Markt beherrschenden Industrieländer, die
es den Transformationsländern faktisch unmöglich machen, er-
folgreich eine Exportoffensive zu starten und Leistungsbilanz-
überschüsse zu erwirtschaften. Beredter Ausdruck dafür ist der
Rückgang ihres Anteils am Welthandel von ca. acht Prozent im
Jahre 1989 auf ca. drei Prozent 1993, während ihre Verschuldung
gegenüber dem Ausland im gleichen Zeitraum kräftig zunahm,
von ca. 140 Mrd. US–Dollar auf ca. 250 Mrd.21 Dabei spiegelt sich
in der Problematik der Transformationsökonomien, insbesondere
auch in ihrer Verschuldungslage, gewissermaßen die Außenwirt-
schaftsstrategie der Industrieländer wider. Abgeschirmt durch ei-
nen gezielten Protektionismus und zu Exportoffensiven aufgrund
unterbewerteter Währungen fähig, beherrschen sie den Welt-
markt und betreiben in großem Stile Kapitalexport. Über die
Währungskonkurrenz vollzieht sich dann ganz marktlogisch ein
Differenzierungsprozeß, durch welchen die schwächeren Länder,
die Länder mit den Auslandsschulden, den Leistungsbilanzdefiziten
und den weichen Währungen, sukzessive peripherisiert werden.

Der Übergang einer größeren Anzahl von Ländern Zentral– und
Osteuropas sowie der Dritten Welt zu einer exportorientierten
Entwicklungsstrategie würde in der Tendenz eine Umkehrung
der Verhältnisse auf dem Weltmarkt zur Konsequenz haben. Das
heißt, die Industrieländer müßten eine Überbewertung ihrer
Währungen zulassen, Leistungsbilanzdefizite hinnehmen, sich
bei den Entwicklungs– und Transformationsländern verschulden
und jeglichen Protektionismus aufgeben. Dafür aber gibt es der-
zeit kaum ernst zu nehmende Hinweise, woraus zu schlußfolgern
ist, daß bestenfalls einzelne Transformationsländer, die über be-

»Die wichtigste Hilfe, die
uns der Westen geben
kann, liegt darin, unsere
Produkte zu kaufen, seine
Märkte unseren Produkten
zugänglich zu machen...«
Vaclav Klaus: Signale aus
dem Herzen Europas,
Wiesbaden 1991, S. 94.
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sonders günstige Voraussetzungen verfügen, in der Lage sein wer-
den, eine exportorientierte Entwicklungsstrategie einzuschlagen.

Ungarn: Strategiewechsel oder Strategiemix ?
Unter den mehr als 20 europäischen Reformstaaten wies Ungarn
die besten Bedingungen für eine erfolgreiche Entwicklung auf:22

Seit Ende der sechziger Jahre erfolgten Reformen mit marktwirt-
schaftlicher Ausrichtung. Wichtige institutionelle Voraussetzun-
gen für eine Markt– und Geldökonomie wurden in der zweiten
Hälfte der achtziger Jahre geschaffen. Der prozeßpolitische Über-
gang vollzog sich dann verstärkt seit dem Regierungswechsel im
Frühjahr 1990. Dabei folgte Ungarn im wesentlichen einem gra-
dualistischen Konzept,23 was einen entscheidenden Unterschied
gegenüber Polen, Tschechien und Rußland markiert. Eine weite-
re Besonderheit Ungarns ist im traditionell sehr hohen Grad der
Verflechtung seiner Wirtschaft mit dem Ausland zu sehen. Von al-
len Transformationsökonomien ist Ungarn am stärksten in den
Weltmarkt involviert.24 Die Kehrseite dessen ist jedoch die hohe
Außenverschuldung. Während der siebziger Jahre finanzierte Un-
garn mit Hilfe ausländischer Kredite eine Reihe von Investitions-
projekten sowie Konsumausgaben. Die Bruttoauslandsverschul-
dung wuchs von einer Milliarde US–Dollar 1970 auf 7,6 Mrd. im
Jahre 1978 an und erreichte damit eine kritische Größenordnung.
Die Politik der nächsten Jahre stand ganz im Zeichen der Siche-
rung der Zahlungsfähigkeit, ohne daß es jedoch gelungen ist, den
Schuldenbestand nennenswert abzubauen. In der ersten Hälfte
der achtziger Jahre beliefen sich die Bruttoauslandsschulden Un-
garns auf ca. 10 Mrd. US–Dollar,um dann, von 1985 ab, steil anzustei-
gen (1985: 13,9 Mrd., 1986: 16,9 und 1988: 19,6 Mrd. US–Dollar).25

Unter entwicklungstheoretischem Aspekt kann dies, im Kontext
mit der Zunahme der Importe und dem Negativsaldo der
Leistungsbilanz, als Ausdruck einer importorientierten Strategie
gewertet werden. Diese führte jedoch nicht zu einer Markt-
konstellation stabilen Wachstums und dynamischer Einkom-
mensbildung. Vielmehr mündete sie schließlich in eine tiefe und
langanhaltende ökonomische Krise.

Trotz eines hervorragenden Schuldenmanagements26 und des
Einsatzes des größten Teils der Exporterlöse für den Schulden-
dienst war das Land gezwungen, ständig neue Kredite zu immer
ungünstigeren Konditionen aufzunehmen, um die fälligen Zins-
zahlungen leisten zu können. Eine Finanzierung der Zinszahlun-
gen aus dem Leistungsbilanzüberschuß gelang nicht, da hier
zunehmend Defizite auftraten. So wurde Ungarn von einem
Nettoressourcenempfänger zu einem Nettoressourcenexporteur,
eine Entwicklung, die viele Länder der Dritten Welt ganz ähnlich
durchgemacht haben. Trotz einer aktiven Handelsbilanz nahm
die Kreditbelastung von Jahr zu Jahr zu, wuchs der Schuldenbe-
stand und nahmen die Devisenreserven ab (vgl. Tabelle 4).
Binnenwirtschaftlich war diese Entwicklung von einem steigen-
den Zinsniveau, zunehmender Inflation und einer rückläufigen
Investitionstätigkeit begleitet. Als dann 1988/89 auch das ökono-
mische Wachstum ganz zum Erliegen kam, waren die Elemente

»Leistungsbilanzüberschüs-
se erhöhen die Reputation
von Währungen, da sie ei-
ne außenwirtschaftliche
Schuldnerstellung abbauen,
die Gefahr von Zahlungsbi-
lanzkrisen verringern, den
Bestand an Devisenreser-
ven ohne Verschuldung auf-
bauen und die Gefahr von
destabilisierenden Abwer-
tungserwartungen reduzie-
ren.«
Hansjörg Herr: Budgetkrise
und Entwicklungsperspekti-
ven der Transformationslän-
der, in: Konjunkturpolitik,
Jg. 40, 1994, Heft 1, S. 59.
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eines Stagflationsszenario manifest. Mit dem weiteren Rückgang
der Investitionen und dem Eintritt Ungarns in eine rezessive Ent-
wicklungsphase vollzog sich zu Beginn der neunziger Jahre der
Übergang zu einer rezflationären Marktkonstellation.

Tabelle 4: Währungsreserven Ungarns (in Mio. US–Dollar)

Reserven insgesamt konvertible nichtkonvertible
Währungen Währungen

1987 2.449 2.159 290
1988 2.178 1.976 202
1989 2.292 1.725 567
1990 1.969 1.069 803
1991 4.723 4.017 706
1992 4.429 4.381 48
1993 6.781 6.736 45
1994 6.781 6.679 12

Quelle: National Bank of Hungary, Market letter, 12/1991;
Monthly Report, 3/1995, S. 110.

Die importorientierte Wirtschaftsstrategie der zweiten Hälfte der
achtziger Jahre bot keine Chance, das Land aus der Krisensitua-
tion herauszuführen und die Entwicklung zu einem Akkumulati-
ons– und Wachstumsszenario hinüberzuleiten.

1990, im Gefolge des politischen Machtwechsels, erfolgte eine
Reihe von Veränderungen in der Wirtschaftspolitik. Diese betra-
fen vor allem das Privatisierungskonzept und die Geldpolitik so-
wie die Außenwirtschaftsstrategie und die Wechselkurspolitik.
Entwicklungstheoretisch läßt sich die veränderte Akzentsetzung
als Versuch eines Strategiewechsels interpretieren. Dieser äußer-
te sich vor allem in einem Anstieg der Exporte 1991 gegenüber
dem Vorjahr um 46 Prozent, in einem positiven Leistungsbilanz-
saldo in den Jahren 1990 bis 1992 und in einer Aufwertungsten-
denz der ungarischen Währung. Aus einem traditionellen Impor-
teur von Kapital wurde Ungarn vorübergehend zu einem Netto-
kapitalexporteur. Binnenwirtschaftlich korrespondierte diese
Entwicklung mit dem Übergang zu einer restriktiveren Geldpoli-
tik, wodurch es gelang, die Inflation etwas zurückzuführen. Bei
weitem jedoch nicht genug, um auch nur annähernd Geldwert-
stabilität zu erreichen. Ferner wurden große Anstrengungen un-
ternommen, gegenüber den Unternehmen harte Budgetrestrik-
tionen durchzusetzen, die Privatisierung zu forcieren und die
Wirtschaft insgesamt neu zu strukturieren. Zugleich sind in der
ungarischen Wirtschaftspolitik aber auch eine Reihe von Fehlern
und Widersprüchen auszumachen, die Zweifel an der These von
dem Strategiewechsel aufkommen lassen. So wurde beispielswei-
se die Exportoffensive zu Beginn der neunziger Jahre nicht durch
protektionistische Schutzmaßnahmen flankiert, sondern mit einer
umfassenden Liberalisierung der Märkte verbunden. Dies hatte
zur Folge, daß die Importe noch schneller wuchsen als die Ex-
porte und die Handelsbilanz von 1992 ab wieder einen negativen

Am Rande sei noch er-
wähnt, daß die herrschende
ökonomische Theorie und
Politikauffassung, welche
den Reformländern gerade-
zu untersagt, protektionisti-
sche Maßnahmen zu er-
greifen und auf dem Wege
einer Unterbewertungsstra-
tegie Exporterfolge zu er-
zielen, statt dessen aber
die vollständige Liberalisie-
rung der Märkte und die
schnelle Einführung der
Währungskonvertibilität von
ihnen fordert, nicht unwe-
sentlich Anteil an der ge-
genwärtigen kritischen La-
ge der Transformationslän-
der hat.
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Saldo auswies. Schließlich wurde auch die Leistungsbilanz wie-
der passiv, die Kreditbelastung nahm weiter zu und der Schul-
denbestand erreichte neue Rekordmarken (vgl. Tabelle 5 und 6,
am Ende des Beitrages).

Tabelle 5: Zahlungsbilanz Ungarns in konvertibler Währung (in
Mio. US–Dollar)

1990 1991 1992 1993 1994
Exporte 6.346 9.258 10.028 8.094 7.613
Importe 5.998 9.069 10.076 11.340 11.248
Handelsbilanz 348 189 –48 –3.247 –3.635
Leistungsbilanz 127 267 324 –3.455 –3.911
Mittel– und
langfristiges
Kapital 204 3.070 432 5.632 2.295
Kurzfristiges
Kapital –893 –617 5 459 960
Kapitalbilanz –689 2.453 437 6.091 3.235
Gesamtbilanz –562 2.720 761 2.635 –656

Quelle: National Bank of Hungary, Monthly Report, 3/1995, S. 102.

Ein weiteres Problem stellt die Finanzsituation des Staates dar.
Die makroökonomischen Finanzstrukturen sind durch entwick-
lungsblockierende Ungleichgewichte gekennzeichnet. Fehlende
Einnahmen infolge der Rezession und eine ungenügende Steuer-
disziplin bewirkten, daß sich das Budgetdefizit von Jahr zu Jahr
vergrößerte und die innere Verschuldung des Staates dramatisch
anwuchs.27 In zunehmendem Maße wurde die Ersparnisbildung
der privaten Haushalte zur Finanzierung des Budgets herangezo-
gen (vgl. Tabelle 7), wodurch sich die Finanzierungsmöglichkeit
von Investitionen verschlechterte.

Tabelle 7: Nettoersparnis der privaten Haushalte und Staatshaus-
haltsdefizit in Ungarn 1991 bis 1994 (in Mrd. Forint)

Zuwachs der Budgetdefizit Relation
Nettoersparnis

1991 265,5 114,2 232,5
1992 271,6 197,1 137,8
1993 186,4 199,7 93,3
1994 313,5 321,7 97,5

Quelle: National Bank of Hungary, Annual Report 1992, S. 38, 144; Monthly
Report, 1/1994, S. 13ff.; 3/1995, S. 117, 121.

Eine besonders komplizierte Situation entstand 1993/94 durch
das Zusammentreffen hoher Budgetdefizite mit einem Export-
rückgang und einem hohen Leistungsbilanzdefizit. Da auch der
Zustrom an Direktinvestitionen geringer wurde, nahmen die
Spannungen in den Bilanzen enorm zu (vgl. Tabelle 8). Die eska-

»Expertenmeinungen zufol-
ge wird in Ungarn minde-
stens ein Drittel des BIP in
der Schattenwirtschaft am
Fiskus vorbei umgesetzt.«
Süddeutsche Zeitung vom
23. Mai 1995.

»Beeinträchtigt wird das
Wirtschaftswachstum 1995
(in Ungarn) vor allem durch
die schwache Nachfrage-
verfassung des Inlands-
marktes. weder von privater
noch von öffentlicher Seite
sind belebende Impulse auf
die Nachfrage zu erwarten.
Die ›Rettung‹ für die Wirt-
schaftsentwicklung muß vor
allem von der Auslands-
nachfrage kommen, meinen
die Wirtschaftsexperten.«
Bundesstelle für Außenhan-
delsinformation: Länderre-
port Ungarn, Juli 1995,
S. 4.
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lierenden internen wie externen Finanzprobleme und die wenig
überzeugenden Reaktionen der Regierung in der Wechselkurs–,
Geld und Finanzpolitik darauf vermittelten den Eindruck, als
würde Ungarn 1993 den exportorientierten Kurs aufgeben und zu
dem traditionellen importorientierten Modell zurückkehren. Die
Jahre 1990 bis 1992 wären dann nur eine Episode innerhalb eines
vom Grundsatz her durchaus importorientierten Entwicklungs-
musters gewesen.

Tabelle 8: Leistungsbilanzsaldo und Zufluß ausländischer Direkt-
investitionen in Ungarn 1990 – 1994 (in Mio.US–Dollar)

Saldo der Zufluß ausländischer
Leistungsbilanz Direktinvestionen

1990 127 311
1991 267 1.459
1992 324 1.471
1993 –3.455 2.339
1994 –3.911 1.146

Quelle: National Bank of Hungary, Monthly Report 3/1995, S. 102, 106;
8/1994, S. 14ff.

Seit dem Regierungswechsel im Sommer 1994 gibt es jedoch wie-
der Anzeichen für eine stärkere Hinwendung zu einer exportge-
leiteten Entwicklungsstrategie. So wurden mit der Abwertung der
Währung am 5. August 1994 um acht Prozent und am 13. März
1995 um neun Prozent deutliche Zeichen gesetzt. Auch die Ein-
führung eines Zollzuschlags von acht Prozent auf fast alle Impor-
te weist in diese Richtung. Mit der Vorlage eines 12–Punkte–Pro-
gramms zur Stabilisierung der Staatsfinanzen 1995 und den
Bemühungen der Regierung um einen Sozialpakt zur Begrenzung
der Lohnentwicklung wurden wichtige Schritte zur Korrektur
eingetretener Fehlentwicklungen eingeleitet. Unterstützt werden
diese Maßnahmen durch eine stabilitätsorientierte restriktive
Geldpolitik sowie durch ein Steuerreformprogramm.

Konsequenz ist hier unerläßlich, denn das inzwischen zu ver-
zeichnende, wenn auch noch sehr fragile Wirtschaftswachstum
und der Anstieg der Investitionen gehen einher mit einer zuneh-
menden internen und externen Verschuldung, die immer schwe-
rer zu finanzieren ist, sowie mit einer sich wieder beschleunigen-
den Inflation. Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß die bin-
nen– und außenwirtschaftliche Problematik in den nächsten Jah-
ren in einer Weise eskaliert, die sich einerseits mit einer infla-
tionären Lohn–Preis–Spirale und andererseits mit einer die Zah-
lungsfähigkeit gefährdenden Abwertungs-Kapitalflucht-Spirale
umschreiben läßt. Ob es gelingt, dem zu entgehen, die Doppel-
gleisigkeit und Inkonsequenz der bisherigen Politik aufzugeben
und entwicklungsstrategisch den Kurs einer exportgetragenen
Akkumulation durchzusetzen, bleibt abzuwarten. Auf jeden Fall
sind die Bedingungen dafür heute günstiger als 1990, auch wenn
die ökonomische Lage eher schlechter ist.

»Gerade weil die meisten
Menschen in Ungarn we-
sentlich mehr Unterstützung
von der EU erwartet hatten,
ist jetzt die Enttäuschung
groß. Und dies rührt keines-
wegs nur aus überspannten
Hoffnungen, sondern auch
aus den nicht eingelösten
Versprechungen der West-
europäer. Ungarn war von
Anfang an bestrebt, stabile
Beziehungen zur EU mit
Orientierung auf einen rela-
tiv raschen Beitritt zu ent-
wickeln. Man ging davon
aus, daß die Öffnung der
westeuropäischen Märkte
vor allem auch im politi-
schen Interesse der EU–
Länder sei und daß aus
demselben Interesse her-
aus auch der Zustrom von
Direktinvestitionen zur Mo-
dernisierung der mittel–
und osteuropäischen Öko-
nomien führen würde. Aber
die Tatsachen sprechen klar
gegen diese Erwartungen.
Die Assoziationsverhand-
lungen dauerten drei Jahre,
wo doch ein rascher Ab-
schluß der Gespräche das
erklärte Ziel war. Daß der
Osten nicht allzu viel von
Westeuropa erwarten kann,
das war das einzige, was
schnell deutlich wurde. Und
dann fanden schließlich die
ungleichen Verhandlungs-
positionen ihren Nieder-
schlag auch im Vertrag
selbst. Zwar hat die EU Mit-
tel– und Osteuropa einige
Vorteile eingeräumt, aber
die wahren Gewinner sind
die Exporteure aus Westeu-
ropa.«
Agnes Pavelcsak Kissne:
Der Kern des modernen
Ost–West–Konflikts in Euro-
pa, in: Utopie kreativ, Nr. 59
(September 1995),
S. 20.
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Christoph Butterwegge
Sozialstaatskritik
in der Bundesrepublik
Hintergründe – Zusammenhänge – Prognosen

In der »alten« Bundesrepublik genoß der Sozialstaat ein hohes An-
sehen und konnte jederzeit auf breite Unterstützung rechnen.
Seine Akzeptanz sinkt, seitdem ständig Stimmung gegen Lei-
stungsempfänger/innen (Asyldebatte!) und der Sozialstaat selbst
für Fehlentwicklungen und Handlungsdefizite verantwortlich
gemacht wird. Als Folge einer liberal–konservativen Fundamen-
talkritik, die auch bei anderen Kräften des (partei)politischen
Spektrums Anklang fand, wird der sozialstaatliche Konsens des
Grundgesetzes brüchig, und die Akzeptanz des Wohlfahrtsstaates
schwindet zunehmend: »Wachsende Teile der Bevölkerung glau-
ben, auf sozialstaatliche Leistungen nicht mehr oder nur im
begrenzten Umfang angewiesen zu sein und ihre Lebensverhält-
nisse und soziale Sicherheit besser privat gestalten zu können«
(Bäcker 1995: 25).

Im folgenden werden – oftmals vernachlässigte – Hintergründe,
Interessen und Motive der neueren Sozialstaatsdiskussion be-
leuchtet. Geht es um eine Senkung der Staatsquote oder um die
Liquidation der Sozialfunktion des Staates? Sollen durch »Deregu-
lierungsmaßnahmen« und (Re–)Privatisierung die Marktelemente
gestärkt oder die Kosten allgemeiner Versorgungsleistungen vom
Staat auf die Beschäftigten abgeschoben werden? Gibt es, was be-
zweckt und wohin führt gegebenenfalls eine schrittweise »Ameri-
kanisierung« unseres Sozialsystems?

Liberalkonservatismus und Sozialstaat: Von der Bürokratiekritik
über die Mißbrauchsdebatte zur »Umbau«–Metapher
Das Soziale war in Deutschland jahrzehnte–, wenn nicht gar jahr-
hundertelang eine Domäne der Linken. Während der Weltwirt-
schaftskrise 1974/76 gelang es der liberal–konservativen Rechten
jedoch, einen Paradigmenwechsel einzuleiten. Sie entdeckte die
»Neue Soziale Frage« (Geißler 1976) und thematisierte erfolgreich
das in der Nachkriegszeit weitgehend tabuisierte Problem der Ar-
mut, allerdings in einer ausgesprochen demagogischen Weise.
Ihr argumentativer Hauptstoß richtete sich zunächst gegen die –
damals von der SPD geführte – Staatsbürokratie (vgl. z.B. Mer-
klein 1980). Als CDU/CSU und FDP im Oktober 1982 die Regie-
rung übernahmen, gingen sie daran, die Betroffenen selbst – und
damit potentielle Wähler/innen – gleichfalls für steigende Sozial-
ausgaben verantwortlich zu machen.

Seither wird der Sozialstaat diskreditiert, indem man ihn aus-

Christoph Butterwegge –
Jg. 1951; Dipl.–Sozialwis-
senschaftler, Professor für
Sozialpolitik an der Fach-
hochschule Potsdam und
Privatdozent für Politikwis-
senschaft an der Universität
Bremen.

»Grob gesprochen, konzen-
triert sich staatliche Politik
zunehmend darauf, einem
global immer flexibler agie-
renden Kapital in Konkur-
renz mit anderen Staaten
günstige Verwertungsvor-
aussetzungen zu verschaf-
fen. (...) Die Funktionslogik
des nationalen Wettbe-
werbsstaates beruht also ...
in der alle sozialen Sphären
umgreifenden Ausrichtung
der Gesellschaft auf das
Ziel globaler Wettbewerbs



schließlich im Rahmen einer Diskussion über angeblich massen-
haften Leistungsmißbrauch und eine »Kostenexplosion« themati-
siert, die es in Wahrheit gar nicht gibt. Beispielsweise relativieren
sich die jährlichen Sozialhilfeausgaben in Höhe von ca. 50 Mrd.
DM erheblich, wenn man berücksichtigt, daß nur etwa ein Drittel
dieser Summe für laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb
von Einrichtungen aufgewendet wird und daß allein die Werbe-
ausgaben deutscher Unternehmen über 50 Mrd. DM pro Jahr be-
tragen.

Die »erste Runde« der Spar– und Mißbrauchsdebatte war noch
vergleichsweise moderat, gewöhnte die Bundesbürger/innen je-
doch an Leistungskürzungen und verschärfte Anspruchsvoraus-
setzungen. Was dem liberal–konservativen Regierungslager nach
der Bonner »Wende« im Herbst 1982 nicht gelang, fiel ihm nach
der DDR–»Wende« im Herbst 1989 leichter: die marktwirt-
schaftsorientierte Restrukturierung des Wohlfahrtsstaates. Für
diejenigen, denen es von Anfang an um die Realisierung eines
»ganz anderen« Sozialstaates ging, war die Wiedervereinigung ein
historischer Glücksfall: Jetzt ließ sich die Rücknahme sozialer Er-
rungenschaften zum nationalen Solidaritätsopfer hochstilisieren
und auf diese Weise politisch legitimieren.

Nach der deutschen Vereinigung im Oktober 1990 zog Werner
Bruns (1993: 123f.) eine direkte Linie von Schwarzmarktgeschäf-
ten mit Staatseigentum in der DDR zur »Sozialkriminalität« in den
neuen Bundesländern. Gleichzeitig wachse das »Anspruchsden-
ken gegenüber dem Staat« bei den Westdeutschen, die durch den
Vereinigungsprozeß zusätzlich belastet würden, weil die morali-
sche Autorität des Staates verfalle. Die deutsche Arbeiter– und Ge-
werkschaftsbewegung wurde quasi »semantisch enteignet«, in-
dem man einen ihrer Schlüsselbegriffe im Rahmen der »Solidar-
pakt«–Diskussion unter Ausklammerung seiner internationalen
Komponente nationalistisch umbog (vgl. dazu: Niethammer 1993:
130). Überhaupt verdrängt das Nationale, unterstützt von konser-
vativen Politikern und (ehemaligen) Linksintellektuellen, die der
sogenannten Neuen Rechten angehören, mehr und mehr das So-
ziale. Wer aber – wie Wolfgang Schäuble – die nationalen Interes-
sen in den Vordergrund rückt, löst keine sozialen Probleme, son-
dern verschleiert und verschärft sie (vgl. dazu: Butterwegge
1995).

Ohne großen Widerstand von Betroffenen, Wohlfahrtsverbän-
den und Gewerkschaften, die total in die Defensive gedrängt
wurden, war nunmehr ein gesellschaftlicher »Opferdiskurs«
durchsetzbar, der die soziale Verzichtsideologie zur dominanten
Handlungsmaxime erhob. Die politisch–ideologische Basis des
vereinigungsbedingten »Burgfriedens« bildete der Gedanke, daß
zumindest zeitweilig ein größeres Maß an sozialer Ungleichheit
akzeptiert werden müsse (siehe etwa Biedenkopf 1992). Bis in
DGB–Funktionärskreise hinein setzte sich die Ansicht durch, daß
der Sozialstaat »perverse, seine eigenen Grundlagen zerstörende
Effekte« produziere (vgl. Lauschke/West 1995: 398).

#M2Auch Sozialdemokrat(inn)en beteiligen sich längst offen an
einer Pauschalkritik des Wohlfahrtsstaates und entwickeln Vor-

fähigkeit, deren Grundlage
die Profitabilität von ›Stan-
dorten‹ für ein international
immer flexibler werdendes
Kapital ist. Es geht um die
umfassende Mobilisierung
der Bevölkerung für einen
›Wirtschaftskrieg‹, der dann
am ehesten zu gewinnen
ist, wenn sich die Nation
selbst als kapitalistisches
Unternehmen begreift.«
Joachim Hirsch: Der natio-
nale Wettbewerbsstaat.
Staat, Demokratie und Poli-
tik im globalen Kapitalis-
mus, Berlin 1995, S. 103
und 109.

»Wenn ... der abbauende
›Umbau‹ der sozialen Si-
cherungssysteme den Cha-
rakter eines weltmarktbe-
stimmten ›Sachzwangs‹ er-
hält, dann beschränkt sich
die parlamentarische Aus-
einandersetzung im we-
sentlichen auf die Ausge-
staltung der Details. Politik
im Sinne von Gesellschafts-
gestaltung, als Entschei-
dung über grundlegende
gesellschaftliche Ziele und
Entwicklungswege, findet in
den Parlamenten praktisch
nicht mehr statt. (...) Der
richtige Tip in der Wahlwet-
te wird dann wichtiger als
das Wahlergebnis selbst.«
Joachim Hirsch: Der natio-
nale Wettbewerbsstaat.
Staat, Demokratie und Poli-
tik im globalen Kapitalis-
mus, Berlin 1995, S. 139
und 142.

BUTTERWEGGE Sozialstaatskritik63



schläge zu seiner »Verschlankung«. Daher kann sich der Bundes-
kanzler bei dem liberal–konservativen Versuch, das System der
sozialen Sicherung im Unternehmerinteresse (Senkung der
Lohnnebenkosten) umzubauen, auf führende Oppositionspoliti-
ker/innen berufen (vgl. Kohl 1995: 671f.). Rudolf Scharping (1995)
spricht zwar von einer »Konsolidierung« bzw. »Modernisierung«,
aber nicht mehr von einer Weiterentwicklung oder gar einem
Ausbau des Sozialstaates. Der glücklose Kanzlerkandidat beklagt,
daß die Sozialdemokratie im letzten Bundestagswahlkampf zu
sehr als »Partei der Verteilungsgerechtigkeit« erschienen sei: »Die
SPD muß stärker als in der Vergangenheit wahrgenommen wer-
den als eine Kraft, die den Innovations– und Investitionsstandort
Deutschland stärken will, die Wert legt darauf, daß Mut, Kreati-
vität und Phantasie gefördert werden, und dafür die Rahmenbe-
dingungen schafft.«

Scharpings parteilose »Schattenministerin« Heidi Schüller
(1995: 86) stilisiert nicht nur die Lebensbedürfnisse von Jugendli-
chen und Senioren zu einem Interessengegensatz hoch, sondern
verallgemeinert auch Einzelfälle des Leistungsmißbrauchs: »Es
kommt nicht zu einem ›survival of the fittest‹, sondern zu einem
›survival of the sickest‹. Wer die sozialen Sicherungssysteme am
geschicktesten durch fiktive Bedürftigkeit oder großzügig defi-
nierte ›Krankheit‹ plündert, zieht seinen persönlichen Profit
daraus. Mit seinem ›Erfolg‹ schnürt er allerdings den Leistungs-
willigen langsam die Luft ab.« Spekuliert wird sodann über die
Möglichkeit, älteren Menschen das Wahlrecht zu entziehen.
Kennzeichnend für das Niveau der Diskussion ist die Methode,
solche Vorschläge im Namen »der Jugend« zu machen, also eine
keineswegs privilegierte Gruppe – in diesem Fall sogar eine
ganze Generation – gegen (eine) andere auszuspielen.

Derweil wurde die liberal–konservative Sozialstaatskritik
immer rabiater, grundsätzlicher und gehässiger (vgl. z.B. Haber-
mann 1994; Zänker 1994). Sozialpolitik brachte man zunehmend
mit »Auswüchsen« bzw. »Wucherungen« des Wohlfahrtsstaates in
Verbindung – ganz so, als handle es sich dabei um ein Krebs-
geschwür. Parallel hierzu hat sich das Klima der öffentlichen bzw.
der veröffentlichten Meinung grundlegend gewandelt. Wie erfol-
greich die Rechte das terminologische Terrain besetzt hat, zeigt
sich daran, daß man unter dem »Umbau des Sozialstaates« im
alltäglichen Sprachgebrauch nicht mehr – wie zur Zeit grün/
alternativer Debatten über Grundsicherungsmodelle (vgl. dazu
etwa Opielka/Ostner 1987) – sozialökologische Reformen,
sondern eine Politik der Beschränkung von Leistungsansprüchen
und der Verschärfung von Anspruchsvoraussetzungen versteht.
Wer heute nicht von der Krise oder vom (drohenden) Zusam-
menbruch des Sozialstaates spricht, macht sich bereits verdäch-
tig. Der Sozial(versicherungs)staat kollabiert aber keineswegs;
vielmehr wird er gezielt umstrukturiert.

Soziale oder Standortsicherung? – Die verschärfte Weltmarktkon-
kurrenz und der Wohlfahrtsstaat
Mit dem traditionellen Schlagwort »Sozialabbau« ist die gegen-
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wärtige Regierungspraxis nicht (mehr) präzise zu kennzeichnen:
»Mittlerweile stehen wir am Beginn einer Systemveränderung
von oben, die grundlegende sozialstaatliche Errungenschaften
und Verpflichtungen in Frage und den Grundwert der sozialen
Gerechtigkeit als konstitutives Element der bundesrepublikani-
schen Gesellschaft zur Disposition stellt« (Horstkötter 1993: 926).
»Umbau« ist zwar ein politischer Kampfbegriff, hat freilich einen
realen Kern, den die Kritik daran nicht ignorieren darf. Es geht
um einen tiefgreifenden Form– und Funktionswandel der Sozial-
politik: Hatte sie bislang unsoziale Begleiterscheinungen des
Marktmechanismus auszugleichen, soll dieser zukünftig das
»unwirtschaftliche« Funktionieren der Sozialpolitik ausgleichen.

Wo liegen die Gründe für den »Umbau«–Diskurs und einschnei-
dende Kürzungen im Sozialbereich? Die deutsche Wiedervereini-
gung erklärt nur, warum sie möglich, nicht aber, wodurch sie
notwendig wurden. Meine Antwort auf die selbstgestellte Frage
lautet: Die entscheidende Triebkraft war nicht etwa übertriebene
Sparsamkeit der CDU/CSU/FDP–Regierung und sie tragender ge-
sellschaftlichen Gruppen, also »staatlicher Geiz«, wie manche
Betrachter glauben, sondern politisch–ökonomischer Ehrgeiz,
nämlich das Streben nach einer besseren Weltmarktposition.

An die Stelle des jahrzehntelangen Rüstungswettlaufs zwischen
den beiden Militärbündnissen NATO und Warschauer Pakt ist ein
ökonomisch–technologischer Verdrängungswettbewerb zwischen
drei kontinentalen Wirtschaftsblöcken getreten: Nordamerika
(USA, in der Freihandelszone NAFTA mit Kanada und Mexiko
zusammengeschlossen), Westeuropa (EU) mit Deutschland an
der Spitze und Südostasien (Japan mit den sogenannten vier
Kleinen Tigern: Hongkong, Singapur, Südkorea und Taiwan)
führen unter dem Stichwort »Standortsicherung« einen erbitter-
ten Kampf um (neue) Absatzmärkte, Marktanteile, Anla-
gesphären, strategische Rohstoffe, Ressourcen und Patentrechte.
Im Rahmen dieser »Triadenkonkurrenz« verhärten sich einerseits
die internationalen Beziehungen, andererseits erhöht sich der
Leistungsdruck im Landesinnern.

Denn (Wirtschafts–)Kriege kann man nach herrschender Lehr-
meinung nur gewinnen, wenn »sozialer Ballast« abgeworfen und
die Opferbereitschaft der Bevölkerung geweckt wird. Fast überall
auf der Welt erscholl daher der Schlachtruf : »Weniger Staat, Steu-
ern und Wirtschaftssteuerung, dafür mehr Marktwirtschaft, Pri-
vatinitiative und Eigenverantwortlichkeit!« Joachim Hirsch
spricht von einer »historischen Transformation des Kapitalismus«,
durch die der fordistische »Sicherheitsstaat« von einem neuen
Staatstyp, den er »nationalen Wettbewerbsstaat« nennt, abgelöst
wird (vgl. Hirsch 1994: 8).

Scheinbar erfordert die im Gang befindliche Neuordnung der
Weltwirtschaft eine Umstrukturierung des Wohlfahrtsstaates. Daß
der sozialstaatliche Konsens des Grundgesetzes aufgekündigt
wird, ist eine unmittelbare Konsequenz der veränderten Welt-
marktkonkurrenz. »Nicht mehr das Streben nach Umsatzsteige-
rungen und Marktanteilen um jeden Preis, sondern der Kosten-
senkungswettbewerb bestimmt das Firmenverhalten, und dies

»Was sich ... grundlegend
verändert hat, ist das Ver-
hältnis von ›Staat‹ und ›Ka-
pital‹ und die Bedeutung,
die Staaten im kapitalisti-
schen Akkumulations– und
Verwertungsprozeß haben.
Die Entwicklung des Kapi-
talismus ist tatsächlich
durch einen widersprüchli-
chen Prozeß von Globali-
sierung und Regionalisie-
rung gekennzeichnet, der
dazu tendiert, die beste-
henden ökonomischen
Räume aufzulösen, und der
die staatlichen Funktionen
und die nationalstaatlichen
Strukturen und Prozesse
entscheidend verändert.«
Joachim Hirsch: Der natio-
nale Wettbewerbsstaat.
Staat, Demokratie und Poli-
tik im globalen Kapitalis-
mus, Berlin 1995, S. 102.
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erzwingt den Wettbewerb der Standorte: Es sind die Standorte, die
untereinander um die Gunst der Konzernniederlassung konkur-
rieren, indem sie das Kostenniveau der Produktionsfaktoren
ebenso wie die den Firmen auferlegten Kosten für Sozial– und
Arbeitslosenunterstützung, für den Verbrauch von Umweltgütern
und für die Umweltsanierung so tief als möglich halten« (Schöni
1994: 70).

Ein moderner Nationalstaat, der im Zeichen einer verschärften
Standortkonkurrenz um die Gunst von Großinvestoren und
Kapitalanlegern buhlt, kann kein Sozialstaat im herkömmlichen
Sinne mehr sein. Wenn wirtschaftlicher Erfolg der letztlich ent-
scheidende Handlungsmaßstab staatlicher Politik ist, hat sich das
Wohlfahrtsstaatsmodell überlebt. Seine finanziellen Grundlagen
lösen sich gegenwärtig auf: »Die aus der internationalen Konkur-
renz resultierende Schwäche des Staates gegenüber den Forde-
rungen großer Unternehmen zur ›Verbesserung des Standortes‹
durch Steuerverzicht, Infrastrukturmaßnahmen usw. verschärft
die Staatsverschuldung und vergrößert im weiteren Verlauf über
die Zinszahlungen an die Inhaber staatlicher Schuldverschrei-
bungen die Ungleichgewichte in der Einkommensverteilung«
(Afheldt 1995: 4).

Sozialpolitik in der bisherigen Form erscheint zunehmend als
Handicap für die Konkurrenzfähigkeit der heimischen Industrie
auf dem Weltmarkt. Daher wird der Wohlfahrts– zum Marktwirt-
schaftsstaat transformiert, für den die soziale Sicherheit nur einen
Regulierungsfaktor der Ökonomie darstellt. Es geht den verant-
wortlichen Politikern um die Stärkung einer modernen Wirt-
schaftsmacht mit globalem Anspruch, wozu auch »eine Art natio-
nales Kampf– und Konkurrenzprogramm« in Gestalt des sozialen
Umbaus gehört (vgl. Ackermann/Bender 1994: 318).

Bill Clintons Versuch, im Gesundheitswesen das deutsche Mo-
dell einer Pflichtversicherung auf die USA zu übertragen, ist ver-
mutlich gescheitert (vgl. Seeleib–Kaiser 1995: 400ff.). Umgekehrt
droht eine »Amerikanisierung« unseres Sozialstaates, d.h. die
Übernahme des US–Modells bloßer Minimalabsicherung sozialer
Risiken. Das betriebswirtschaftliche Rentabilitätsdenken hält Ein-
zug in die deutsche Sozialpolitik, wodurch sich ihre Funktion
grundlegend wandelt: Strategischer Dreh– und Angelpunkt der
Sozialpolitik ist fortan nicht mehr die Frage, wie die materielle
Lage der abhängig Beschäftigten und ihrer Familien, sondern
bloß noch das Problem, wie die Wettbewerbsfähigkeit der Volks-
wirtschaft verbessert werden kann.

Alles wird der Attraktivität des Industriestandortes Deutschland
und der Konkurrenzfähigkeit des »Exportweltmeisters«, die an-
geblich bedroht sind, untergeordnet: Entwicklungspolitik findet
nur noch statt, sofern sie dem Absatz deutscher Waren dient.
Forschungs– und Technologiepolitik werden nicht für die Lösung
der globalen Probleme (Welthunger, Analphabetismus, Klima-
veränderungen usw.) eingesetzt, sondern beschränken sich auf
die finanzielle Förderung anwendungsorientierter, besonders
wirtschaftsnaher Hochtechnologie. Wissenschaftspolitik heißt,
Naturwissenschaft und Technik so auszubauen, daß die deutsche

»Die Einschränkung staatli-
cher Handlungsspielräume
unter den Bedingungen glo-
baler Standortkonkurrenz
ist zweifellos real. Sie dient
aber darüber hinaus als
ideologisches Legitimati-
onsmuster, das eine weit-
gehend politische Alternati-
vlosigkeit suggeriert und
dem faktischen Handeln
von Parteien und Regierun-
gen den Schein unbeein-
flußbarer Notwendigkeit
verleiht. (...) Daß der ›Sach-
zwang Weltmarkt‹ politisch
hergestellt wird, verliert sich
aus dem Blick.«
Joachim Hirsch: Der natio-
nale Wettbewerbsstaat.
Staat, Demokratie und Poli-
tik im globalen Kapitalis-
mus, Berlin 1995, S. 149.
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Industrie mit den nötigen »Humanressourcen« versorgt wird, um
auf dem Weltmarkt besser abzuschneiden. Beschäftigungspoliti-
sche Maßnahmen wie die Fortbildung und Umschulung entfallen,
wenn sie zwar der Qualifizierung von Arbeitslosen, nicht aber der
Gewinnmaximierung von Unternehmen dienen. Folgerichtig soll
die Arbeitslosenhilfe zukünftig nicht mehr nach der Lohnhöhe
oder der Qualifikation, sondern nach dem aktuellen »Marktwert«
der Betroffenen bemessen werden.

»Leistung« fetischisiert man in geradezu zynischer Weise, defi-
niert aber keineswegs, was darunter eigentlich zu verstehen ist:
Wer auf den globalen Finanzmärkten erfolgreich spekuliert, wird
hofiert; wer auf den sogenannten zweiten Arbeitsmarkt abge-
drängt wird, fällt hingegen aus dem System von Tarif– und ande-
ren sozialen Schutzrechten heraus. Die Rekonstruktion der west-
deutschen Sozialstruktur in den östlichen Bundesländern trägt
gewisse Züge einer Kolonisation (vgl. Dümcke/Vilmar 1995), aber
mehr noch einer ursprünglichen Akkumulation. An die Stelle der
sozialstrukturellen Nivellierung im Staatssozialismus tritt eine
Tendenz zur ökonomischen Polarisierung und Pauperisierung:
Neben einer »neuen Bourgeoisie«, die – von der unternehmer-
freundlichen Subventions– bzw. Steuerpolitik im Beitrittsgebiet
begünstigt – schnell zu Wohlstand gelangt, gibt es größere Teile
der Bevölkerung, die von Dauerarbeitslosigkeit, Verarmung und
Verelendung betroffen sind.

Solidarität statt Ausgrenzung: Alternativen zur Regierungspolitik
Sozialstaatlichkeit im gewohnten Sinne läßt sich nicht aus der
Defensive heraus retten, sondern nur offensiv mit Aussicht auf
Erfolg verteidigen (vgl. Dietzel 1995: 59). Nötig wäre ein neuer
Gesellschaftsvertrag, der das Teilen zwischen Arm und Reich ent-
tabuisieren müßte (vgl. Huster 1995). Unbrauchbar hierfür ist ein
Sozialstaatsbegriff, der sich auf die Gewährleistung materieller
Sicherheit beschänkt, die Herstellung sozialer Gerechtigkeit und
individueller Handlungsmöglichkeiten hingegen ausblendet (vgl.
Nahnsen 1994). Die emanzipatorische Zielsetzung darf nicht ver-
lorengehen, und ein »Sozialstaatsbürgerrecht« bleibt auch dann
einzuklagen, wenn die materiellen Grundlagen dafür gegenwär-
tig ebenso zu fehlen scheinen wie der nötige politische Druck
seitens der potentiellen Nutznießer/innen.

Eine in Gewerkschaftskreisen vorherrschende Tendenz geht
dahin, den Sozialstaat mit Argumenten seiner Gegner zu verteidi-
gen. Ihr relativ hohes Sozialniveau sei, so heißt es, ein wichtiger
»Standortvorteil« der Bundesrepublik. Auf diese Weise gewinnt
man weder Unternehmer als Bündnispartner, noch verhindert
man die Erosion des Sozialen. Denn wenn dieses nur noch eine
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit nachgeordnete Größe
ist, steht es spätestens in einer tiefen Wirtschaftskrise zur Dispo-
sition. Unterwirft sich der Wohlfahrtsstaat einem volkswirtschaft-
lichen Kosten–Nutzen–Kalkül, stärkt er damit jene Logik, die ihn
abschaffen möchte.Soziale Verbesserungen für Beschäftigte, Er-
werbslose und Arme besitzen einen hohen, für die zivilisatorische
Entwicklung zentralen Eigenwert, der nicht um kurzfristiger

»Je mehr die ökonomi-
schen Prozesse von multi-
nationalen Industrien, Ban-
ken und Finanzinstitutionen
gesteuert werden, desto
deutlicher prägen sich öko-
nomisch–soziale Räume
quer zu den nationalstaatli-
chen Grenzen aus. Prospe-
rierende Zonen schotten
sich gegen niedergehende
ab, und selbst innerhalb der
kapitalistischen Zentren mi-
schen sich Erst– und Dritt-
weltverhältnisse.«
Joachim Hirsch: Der natio-
nale Wettbewerbsstaat.
Staat, Demokratie und Poli-
tik im globalen Kapitalis-
mus, Berlin 1995, S. 134.
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Vorteile willen in Frage gestellt werden darf. Wenn die Sozial-
politik hauptsächlich als »Standortvorteil« im weltwirtschaftlichen
Konkurrenzkampf erscheint, ist ihre Grundsubstanz, die Benach-
teiligung der Lohnabhängigen gegenüber den Unternehmern
auszugleichen und die Arbeitsplatzkonkurrenz zwischen den
(noch nicht, vorübergehend bzw. nicht mehr) Beschäftigten spür-
bar zu mildern, in Gefahr.

Es wäre jedoch falsch, die Leer– und Schwachstellen des
Sozialleistungssystems zu verschweigen, zu leugnen oder zu
verharmlosen. Seine zahlreichen Mängel müssen vielmehr ohne
falsche Scheu oder taktische Rücksichtnahmen benannt und –
wenn möglich – beseitigt werden. So steht außer Zweifel, daß
unser System sozialer Sicherung nicht organisch gewachsen,
sondern in sich widersprüchlich und zutiefst unsystematisch
(geworden) ist. Auch seine Effizienz und Transparenz lassen zu
wünschen übrig. Die »alte Unübersichtlichkeit« des von Bismarck
begründeten Systems trägt mit dazu bei, daß es heute immer
weniger Verteidiger findet.

Durch seine historischen Erfolge macht sich der Sozialstaat ten-
denziell selbst überflüssig. Er basiert auf Solidarität und ersetzt
diese gleichzeitig. Trotzdem ist der Sozialstaat gerade in einer
modernen »Risikogesellschaft« für die gesellschaftliche Repro-
duktion erforderlich, Solidarität auch unter den Bedingungen
fortschreitender Individualisierung möglich. »Individualisierung
als Vervielfältigung von Optionen erlaubt zwar den Rückzug aus
bestimmten Solidarbeziehungen; jedoch weit entfernt davon,
Solidarität allgemein zu zerstören, schafft sie erst deren Voraus-
setzung« (Hondrich/Koch–Arzberger 1992: 114).

Das steigende und längst sogar Angehörige der Mittelschicht
treffende Armutsrisiko trägt sein Teil zur gesellschaftlichen Des-
integration bei: »Je mehr sich die traditionellen Lebensweisen
und sozialen Bindungen auflösen – bzw. gerade durch die Ökono-
misierung der Gesellschaft aufgelöst werden –, desto mehr ent-
stehen neue, erweiterte Bedürfnisse nach sozialer Sicherheit«
(Bäcker 1995: 22). Erforderlich ist eine Erneuerung zwi-
schenmenschlicher Solidarität, aber nicht über einen Rekurs auf
die deutsche Nation als Abstammungs–, sondern unter Berufung
auf die demokratische Republik als Abstimmungsgemeinschaft
der Bürgerinnen und Bürger (unabhängig von Herkunft und
ethnischer Zugehörigkeit).

Die öffentliche Debatte über Armut müßte so angelegt sein, daß
sie der Dramatik des Problems angemessen Rechnung trägt,
seine Verschränkung mit weltwirtschaftlichen Handlungsim-
perativen berücksichtigt und demokratische Alternativen zu einer
exportorientierten Wachstumsstrategie aufzeigt (vgl. dazu: Narr
/Schubert 1994). Aus den oben dargelegten Gründen wäre es
wichtig, den »Umbau«–Begriff nicht der Bundesregierung und den
Unternehmerverbänden zu überlassen, sondern ihn zurückzuer-
obern. Deshalb tat der DPWV gut daran, seine »Ansatzpunkte für
eine bedarfsgerechte Politik gegen Armut und Unterversorgung«
(1995) als »Denkschrift zum Umbau des Sozialstaates« zu dekla-
rieren.

»Die Hoffnung auf eine mo-
ralische Erneuerung der
Gesellschaft bleibt ebenso
unbestimmt und unbegrün-
det wie die anscheinend
durch keinerlei Realität ent-
täuschbare Erwartung eini-
ger Zivilgesellschaftstheore-
tiker, der Kapitalismus ließe
sich bis zur Unkenntlichkeit
zivilisieren.«
Joachim Hirsch: Der natio-
nale Wettbewerbsstaat.
Staat, Demokratie und Poli-
tik im globalen Kapitalis-
mus, Berlin 1995, S. 166.
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LOLA ZAHN
Neue Ansätze in der
Historiographie unter dem
Einfluß der französischen
Revolutionsforschung
Die Schule der »Annales«

Die schnelle gegenwärtige Veränderung der Entwicklungsbedin-
gungen in Natur und Gesellschaft bedingt eine veränderte Sicht
auf die Vergangenheit. Ohne eine veränderte Sicht auf die Ge-
schichte der Menschheit wird es kaum möglich sein, zu einer
weitsichtigeren Gestaltung von Zukunft vorzudringen, für Kon-
flikt- und Problemlösungen nötige neue Horizonte zu erschließen
und längerfristige Prognosen zu erarbeiten.

Immer lauter ertönt der Appell an die »Weisheit der Geschich-
te«. Das geschieht nicht nur wie eh und je zur Legitimierung
bestehender Macht- und Rechtsverhältnisse, sondern in wachsen-
dem Maße auch zur Begründung neuer Ansprüche von sozialen
Gruppen und ethnischen Minderheiten innerhalb einer gegebe-
nen Gesellschaft. Das trifft selbst auf ganze Völker zu, die sich mit
der Berufung auf ihre geschichtlichen Wurzeln und mit dem Gel-
tendmachen ihrer Kulturentwicklung gegen Unterdrückung und
Ausgrenzung durch die Mächtigen dieser Welt zu wehren suchen.

Die Alltagsvorstellung verbindet Geschichte mit dicken, in
hohen Regalen aufgestapelten Lederfolianten oder verstaubten
Akten, die ihr Dasein in dunklen Ecken von Amtsbehörden
fristen. Der Griff beflissener Eingeweihter vermöge darüber
aufzuklären, wie es in früheren Zeiten gewesen. In den letzten
Jahrzehnten jedoch hat Geschichte die dicken Mauern von
Bibliotheken und Archiven übersprungen. Dieser oder jener
»Historikerstreit« wird im Rampenlicht der Medien lautstark aus-
getragen und zu mentaler Massenmanipulation genutzt. Wie
Fußballfans die von ihnen jeweils favorisierte Mannschaft, feuern
politische Sponsoren das ihnen genehme Historikerteam an.
Geschichte ist aus dem spärlich beleuchteten Lichtkreis der
Chronisten und Hofschreiber bzw. der mit großer Akribie arbei-
tenden Gelehrten und sich in leicht verständlicher Diktion
äußernden Autoren in eine blendend helle Öffentlichkeit getreten.

Nicht überall sucht man der »Bewältigung« von Geschichte, wie
im heutigen Deutschland, durch die Aufdeckung immer neuer
Details aus Stasi-Akten Herr zu werden oder durch - den Genocid
an den Menschen jüdischer Herkunft abschwächende (oder gar
leugnende) - Geschichtsrevisionsversuche, wie der Berliner
Historiker Ernst Nolte mit seiner These von der »Pluralität der
Hitlerzeiten«, der Leugnung der Singularität des Holocaust. Da
gibt es bedeutende Unterschiede zwischen diesem und jenem
Historikerstreit, zwischen der Art und Weise, wie zum Beispiel in
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unserem Nachbarland Frankreich Historiker miteinander über
geschichtsrelevante Fragen streiten. Es mag daher von Interesse sein,
anhand der französischen Revolutionsforschung zu zeigen, wie fran-
zösische Historiker mit ihrer Geschichte und Geschichtsschreibung,
unterstützt von Kollegen aus anderen Ländern, umgehen.

Die Gründung der Zeitschrift ANNALES D’HISTOIRE
ECONOMIQUE ET SOCIALE DE LA REVOLUTION FRANÇAISE
im Juni 1929 ist als äußeres Kennzeichen für die Herausbildung
einer neuen Strömung in der Historiographie Frankreichs, der
»Nouvelle Histoire« anzusehen. Diese neue Geschichtsschreibung
leitete ihren Stammbaum aus der frühen Revolutionsgeschichts-
schreibung ab. In der Zeit der langen Nachwehen der politischen
Geburt der bürgerlichen Gesellschaft hatten Historiker der Re-
staurationsperiode ihre zwei Jahrhunderte überdauernden Werke
über die Revolution von 1789 verfaßt. Die Schriften von François
Guizot (1787-1874), Jules Michelet (1798-1874), Adolphe Thiers
(1797-1877) und Auguste Mignet (1796-1884) enthielten Elemente
materialistischer Weltsicht und waren von einer republikanisch-
demokratischen Überzeugung getragen. Andere Historiker hinge-
gen, wie Hyppolite Taine, hielten rassische Einflüsse neben dem
gesellschaftlichen Milieu für geschichtsbestimmend und verdamm-
ten 1789 und die Folgen, wie auch die meisten deutschen Historiker.

Die französische Revolutionsforschung schließt um die Jahr-
hundertwende zunächst mit Jean Jaurès (1859-1914) ab; er war
nicht nur ein großer Politiker, sondern auch ein hervorragender
Historiker. Lange Zeit standen sich innerhalb der Revolutionsfor-
schung des 19. Jahrhunderts zwei Thesen gegenüber: die Auffas-
sung Michelets, das Elend der Volksmassen habe zu Empörung
und Aufruhr mit seinen weitreichenden Folgen geführt und die -
ein halbes Jahrhundert später - von Jean Jaurès vorgetragene Mei-
nung, der an die engen Grenzen der Produktions- und Einkom-
mensverhältnisse stoßende wachsende kapitalistische Reichtum
sei die tiefere Ursache der Revolution gewesen. Beide Thesen
schließen sich nicht aus, sondern verhalten sich zueinander wie
Anlaß und Ursache. Vor dem Hintergrund dieses Kategorienge-
gensatzes bestand jedenfalls Übereinstimmung, daß die Revoluti-
on von den existentiellen Interessen neuer sozialer Klassen getragen
wurde, von vielseitigen Interessen nach Veränderung der an das
Feudaleigentum an Grund und Boden gebundenen hierarchischen
Beziehungen in der ganzen Gesellschaft. Der fundamentale Interes-
sengegensatz zweier Klassen galt - bei unterschiedlicher Schärfe
der Darstellung - als unbestrittene Grundlage der Revolution.

Bevor auf einen an diese Problematik indirekt anknüpfenden
Historikerstreit nach dem Zweiten Weltkrieg einzugehen ist, sei-
en die französischen Revolutionshistoriker des 20. Jahrhunderts
aufgezählt, welche die »Nouvelle Histoire« (Neue Geschichte) vor-
bereitet und durch ihr Werk vertreten haben. Zu den Wegberei-
tern und Mitarbeitern der ANNALES gehörten Alphonse Aulard
(1849-1928), der Begründer ihrer Vorgängerin »La Révolution
Française« (1909) und langjährige Lehrstuhlinhaber für die Ge-
schichte der Revolution an der Pariser Sorbonne (1885-1922), des-
sen Nachfolger Albert Mathiez (1874-1932), der sich der Analyse
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der arbeitenden Schichten in der Revolution zuwandte, und Geor-
ges Lefebvre (1874-1959), der Detailuntersuchungen einzelner
Regionen Frankreichs, ökonomische und politische Wandlungen
der ländlichen Bevölkerung untersuchte. Des weiteren Ernest
Labrousse (1895-1989), der langfristige Trends in der Bewegung
der Preise und Korrelationen zu verschiedenen ökonomischen
und sozialen Datenreihen aufdeckte und die Sozialforschung mit
der ökonomisch-statistischen Analyse beispielhaft für die künfti-
ge Forschung in Frankreich verband. Eine wichtige Rolle spielte
der Philosoph und Historiker Marc Bloch (1886-1944), der von
den Nazis hingerichtet wurde. Hervorzuheben wäre noch Albert
Soboul (1914-1982), der in die Fußstapfen Lefebvres trat und neue
Fakten und Zusammenhänge die Pariser Sansculotten und ihre
politischen Aktivitäten betreffend aufdeckte. Unter den heute
lebenden Fortführern einer 200jährigen historiographischen Ent-
wicklung sind noch François Mazauric und Michel Vovelle,
gegenwärtiger Direktor des Sorbonne-Instituts der französischen
Revolutionsforschung, zu nennen, aber auch Walter Markov in
der DDR, der an der Leipziger Universität ein den Ideen der
nouvelle histoire verpflichtetes Institut für vergleichende Revolu-
tionsforschung schuf und eine eigene Schule begründete
(Manfred Kossok und andere).

Zu Beginn bildete die Schule der ANNALES noch einen ziem-
lich einheitlichen monolithischen Block. Diese Einheit zerfiel
jedoch spätestens nach dem Zweiten Weltkrieg. Einige be-
schränkten sich, wie etwa in Deutschland die Schmollersche Jün-
gere Historische Schule der Nationalökonomie, auf eine sozial
begründete Geschichtsanalyse. Wie diese damit das theoretische
Fundament der bürgerlich-demokratischen Reformbewegung
legten und leicht ironisch als Kathedersozialisten bezeichnet
wurden, so vertraten einige Mitarbeiter der ANNALES mehr
bürgerliche Positionen. Hingegen knüpften Lefebvre, Labrousse
und Soboul an deren weiterführenden Elementen an und brach-
ten marxistisches Gedankengut in die nouvelle histoire ein. Zu
den ANNALES bekannten sich auch David Richet und François
Furet, die in den sechziger Jahren allerdings mit revisionistischen
Angriffen auf die von einer sozialen Klassenanalyse ausgehende
Revolutionsforschung einsetzten.

Die Anfechtung und Revision des klassisch gewordenen Revo-
lutionsbildes begann aber in England und in den USA - nicht ganz
zufällig, waren doch dort die Weichen für den Kalten Krieg zwi-
schen der »westlichen Welt« und der Sowjetunion, dem ehemali-
gen alliierten Bundesgenossen, gestellt worden. Innerhalb der
Schule der ANNALES in Frankreich ebenso wie zwischen Revolu-
tionshistorikern in den USA und in anderen westeuropäischen
Ländern kam es in der Folge zu einem »Historikerstreit« über das
bis dahin weitgehend anerkannte Revolutionsbild.

Die Revision der historischen Grunderkenntnis von einer durch
den Kampf von sozialen Klassen ausgelösten und getragenen Re-
volution setzte in Frankreich und anderswo mit detaillierten Un-
tersuchungen auf der Grundlage neuer wirtschafts- und sozial-
statistischer Daten sowie anderer Quellen ein. Sie - so die vertre-
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tene These - würden den Beleg liefern, daß die Revolution nicht
aus dem Kampf der von erstarrten Feudalstrukturen eingeengten,
zum Kapitalismus drängenden, sich formierenden Bourgeoisie
und den alten gesellschaftlichen Klassenkräften erwachsen sei,
sondern anderer Erklärungen bedürfe. Die einen, der englische
Historiker A. Cobban und der US-amerikanische Autor G. Taylor,
machten das langsame ökonomische Wachstum in Frankreich für
die allgemeine Vermischung von Feudalen und Bürgerlichen, für
den Ausgleich der zwischen ihnen vorhandenen Gegensätze ver-
antwortlich, die anderen (F. Crouzet und weitere französische
Forscher) das vergleichsweise rasche Wirtschaftswachstum im
Frankreich der letzten Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts, durch
das der Abstand zu England scheller als zuvor verkürzt wurde.
Trotz ihrer unterschiedlichen Aussagen kamen sie zu dem glei-
chen Ergebnis: Die Klassengegensätze seien als Ursache der Re-
volution überschätzt worden.

Auf der Grundlage dieser Deutung und mit starken Elementen
der Zweckinterpretation setzte in den sechziger Jahren der revi-
sions-historische Angriff von D. Richet und F. Furet an. Er erhielt
ein besonderes Gewicht und spielte jahrzehntelang eine große
Rolle, erfolgte dieser Angriff doch aus den Reihen der Schule der
ANNALES selbst. Die Robespierresche dritte Periode der Revolu-
tion (1793-94) zeige, daß es sich um eine »Entgleisung« (dérapa-
ge) einer in der Tat notwendigen Gesellschaftsveränderung
gehandelt habe; die Revolution aber hätte bei größerer Wachsam-
keit und Aufgeschlossenheit von Feudaladel und Kirche vermie-
den und neue Strukturen durch Tätigwerden der herrschenden
Kräfte herbeigeführt werden können. Die Versäumnisse dieser
Kräfte hätten die Massen erst in Bewegung gebracht. Damit wur-
de die historische Notwendigkeit dieser Revolution, der Kämpfe
neuer und alter sozialer Klassen, und damit die »Klassizität« der
Revolution von 1789 sowie ihr Charakter als »bürgerliche Leitre-
volution« negiert. Revolutionen seien vermeidbar, es bedürfe nur
einer wirksamen Politik der herrschenden Eliten. So trat eine
Theorie von der geschichtsbildenden Kraft der Eliten an die
Stelle einer Theorie von den die Gesellschaftsentwicklung kämp-
ferisch vorantreibenden oder hemmenden Klassen. - Würde das
allgemeine Fazit dieser Geschichtsrevision Schule machen, so
könnte das weitreichende Folgen für die Kampfbereitschaft der
Volkskräfte für ihre sozialen Ziele haben.

Interessant ist die Reaktion derjenigen Historiker, die die pro-
gressive Tradition der Revolutionsforschung fortsetzten. Sie nah-
men einzelne Punkte ihrer Kritiker - so die Vernachlässigung
neuer Aspekte der Forschung, wie die Beschäftigung mit regiona-
len und hier insbesondere mit mentalen Prozessen - ernst und be-
reicherten ihrerseits die vorliegenden Forschungsergebnisse
durch neue eigene Studien. Auf dieser Strecke haben sich Claude
Mazauric und Michel Vovelle ganz besondere Verdienste erwor-
ben. Mazauric wies als erster auf den revisionistischen Charakter
der neuen Theorie von Furet und Richet1 hin und setzte sich in ei-
ner kleinen Schrift,2 die 1970 erschien, mit ihr auseinander. Vovelle
hat in erheblichem Maße zur mentalitätshistorischen Erkundung

1 F. Furet, D. Richet: Die
Revolution, Paris 1965/66.

2 C. Mazauric: Sur la
Révolution française. Con-
tributions à l’histoire de la
révolution bourgeoise, Paris
1970.
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einzelner Aspekte des revolutionären Prozesses beigetragen. So
befaßte er sich z.B. mit den Sprachen der Subversion, in denen
sich Hoffnung und Angst ausdrückten, oder mit der Veränderung
der Physiognomie verschiedener regionaler bäuerlicher Typen,
mit der Entdeckung neuer Werte durch die Angehörigen ver-
schiedener sozialer Schichten usw.3 Andere Historiker beschäftig-
ten sich mit dem Wandel der Feste im Zusammenhang mit den
revolutionären Ereignissen oder mit der veränderten Rolle, die
Kinder, Frauen oder andere Gruppen in der Gesellschaft spielten
usw. Es gelang ihnen sehr erfolgreich, die versuchte Zurücknah-
me einer auf zweihundert Jahre zurückgehenden klassischen
Revolutionsinterpretation erfolgreich abzuwehren. Dieses auf
den humanistischen Fortschritt der Gesellschaft und der Mensch-
heit gerichtete Revolutionsbild hat seine historische Kontinuität
besonderen Umständen des realen Geschichtsprozesses in Frank-
reich zu verdanken: der radikalen Demokratisierung der franzö-
sischen Bourgeoisie seit 1789 und dem ungewöhnlichen Druck
der Massen von ganz unten. - Hier kommt die große Bedeutung
eines über zweihundert Jahre zurückreichenden Geschichts-
bewußtseins zum Ausdruck.

Im Unterschied zu den meisten deutschen Historikern in der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts und noch im 20. Jahrhundert,
wo die »eigentliche« Geschichte sehr wesentlich als politische
Geschichte, als Geschichte des Staates und der Diplomatie und
nicht zuletzt als Militärgeschichte verstanden wurde, haben fran-
zösische Revolutionshistoriker, wie Lefebvre und Labrousse, die
Geschichte der Revolution als wechselseitigen politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Beziehungszusammenhang untersucht.
Die von Lefebvre in die Betrachtung getragene regionale Sicht
wurde von den jüngeren Historikern fortgesetzt. Das ermöglichte
eine detaillierte Untersuchung der ländlichen Schichten sowohl
bäuerlicher als auch handwerklicher Provenienz in ihrem prakti-
schen Verhalten wie in ihrer Mentalität. In der Revolutionsge-
schichte fanden regionale kulturelle, mentale und sozialpsycholo-
gische Momente ihren festen Platz. Hinzu kamen Anregungen aus
der sozialen und historischen Demographie. Auch familienge-
schichtliche Zusammenhänge, Geburten, Familiengründungen,
Todesfälle und anderes betreffend wurden zur Erklärung unter-
schiedlicher regionaler Geschichtsverläufe in Frankreich genutzt.

Das so entstehende farbigere, differenziertere, sichtbereicherte
Bild der französischen Revolution in ihren verschiedenen Phasen er-
gab eine Geschichte mit einem eindrucksvoll erweiterten Gegenstand.
Damit traten neue Subjekte in die Geschichtsbetrachtung ein, wie z.B.
einzelne Mitglieder der Volksgesellschaften und deren Verhalten.

Die Regionalgeschichte, die statistische und historische Demo-
graphie, die Mentalitätsgeschichte und nicht zuletzt die in Frank-
reich keinen unwesentlichen Einfluß ausübende Ethnographie
mit der ihr eigenen Begriffsbildung führten zur adäquaten
Anwendung von ihnen genutzter Quellen: Dazu gehören Standes-
amts- und andere Register als auch Prozeßakten, soweit sie
wesentliche Einsichten in die Entstehung und Lösung sowie den
historischen Wandel von sozialen Konflikten ermöglichten. Auch

3 Michel Vovelle: Die fran-
zösische Revolution. Sozia-
le Bewegung und Umbruch
der Mentalitäten, Frankfurt
am Main 1985 (italienische
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1979).
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die Annäherung von politisch-ökonomisch-sozialer und Rechts-
geschichte trug dazu bei, das Politik-Ökonomie-Verhältnis in der
französischen Revolution in das richtige Licht gegenüber den
zunächst wesentlich ökonomisch vorbereiteten und geprägten
Revolutionsprozessen in England zu setzen.

Der Gegenstand und das Umfeld der französischen Revolu-
tionsforschung erweitern sich also mit der Bereicherung ihres
Instrumentariums durch die Nutzung bisher nicht benutzter und
erschlossener Quellen und Methoden. Hierbei spielen die Freiga-
be von Akten, die Öffnung von Registern und Archiven für einen
größeren Nutzerkreis eine nicht unbedeutende Rolle. Unter die-
sem Gesichtspunkt hat sich der - in den sechziger Jahren zwi-
schen den Verfechtern der Grundprinzipien der Annales und den
von anderen Prämissen ausgehenden Historikern entstandene -
Meinungsstreit bei der Würdigung des Jahres 1789 als außeror-
dentlich fruchtbar erwiesen: Für die Historiographie wurden neue
Ansätze gewonnen. Dieser Historikerstreit war ein eminent wis-
senschaftlicher und kein vor allem politisch-polemischer Streit mit
üblen psychologischen Verdrängungs- und Verleumdungsmotiven
wie in Deutschland. Er war vorwiegend anderer Natur, als die Tä-
ter und Opfer von politischer Willkür und Gewalt undifferenziert
betrachtende, persönliche Stigmata und Unschuldszensuren aus-
teilende »Bewältigung« historischer Verstrickung in Deutschland.

Zu den unter die Bezeichnung »nouvelle histoire« fallenden
neuen historiographischen Ansätzen gehören weitere Aspekte,
auf die an dieser Stelle kurz eingegangen sei.

Die stärker spezifizierte Sicht auf kleinere und kleinste geogra-
phische, soziale, ethnographische und andere Einheiten oder
Gesamtheiten wird in eine mehr oder minder global angelegte
Geschichtsschreibung eingebettet. Der darin liegende Wider-
spruch wird durch die Unterscheidung von Kurz-, Mittel- und
Langfristigkeit aufgefangen. Mit der Frage nach der Vereinbarkeit
von Spezifik und Globalität wird das Problem der einheitlichen
historischen Zeit aufgeworfen und tritt das Spektrum Kontinuum
- Diskontinuum sowie die Beziehung Vergangenheit - Zukunft auf
neue Weise ins Blickfeld. Diese globalere und zugleich differen-
ziertere Sicht auf Geschichte hat in dem rasanten, kaum über-
schaubaren und schon gar nicht vorhersehbaren Wandel der Welt
von heute zur »Universalgeschichte« anstelle von »Weltgeschich-
te« als Geschichte einzelner Länder geführt.

Im Zusammenhang mit diesen und weiteren neuen historiogra-
phischen Ansätzen fand die historische Sicht auf die Geschichts-
schreibung selbst stärkere Beachtung und führte zu einer größeren
Zahl historischer Abrisse über die Entwicklung ihres Kategoriensy-
stems und des philosophischen Inhalts der von ihr verwandten Be-
griffe und beleuchteten Gesellschaftsfelder. Thematisiert wird Ge-
schichte als Wissenschaft, als Prozeß globalen Fortschritts oder
auch Art, Umfang und Bedeutung ihres methodischen Arsenals usw.

Die Erweiterung des Gegenstandes durch die Zusammen-
führung nicht zuletzt von Struktur- und Verhaltensanalyse sowie
die damit verbundene Bereicherung des methodischen Instru-
mentariums haben also weitere neue historiographische Ansätze,
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wie die Polarisierung von Spezifik und Globalität, die wechselsei-
tige Beziehung von Regionalem und Nationalem, die Entstehung
von Universalgeschichte und die Akzentuierung der historio-
graphischen Sicht, mit sich gebracht.

1912 hatte Lucien Febvre das erste große umfassende Werk
über eine Region, und zwar »La Franche Comté sous Philippe II.«,
geschrieben. Er stützte sich dabei auf die Analyse politischer und
ökonomischer, aber auch religiöser, literarischer und künstleri-
scher Quellen und griff die - eine thematische Begrenzung wie
eine inhaltliche Erweiterung darstellenden - Anregungen aus der
französischen Revolutionsforschung auf. Diese durch die regiona-
le Sicht eingeengte, durch den umfassenden Sachhorizont erwei-
terte Geschichtsbetrachtung trug wesentlich dazu bei, den im
klassischen Historismus gültigen einheitlichen Zeitbegriff auszu-
hebeln. Zehn Jahre später stellte die »Schule der Annalen« diesen
Zeitbegriff radikal in Frage.

Über die Annahme einer in der Zeit fortschreibenden
Geschichtsdarstellung und ihre Relativierung bemerkt der US-
amerikanische Historiker Georg G. Iggers in seiner Schlußbe-
trachtung über die »Geschichtswissenschaft im 20. Jahrhundert«:
»Neben dieser einen Geschichte gibt es die Geschichte der vielen
Menschen, Gruppierungen und Kulturen, und diese Geschichten
sind im Grund näher an der Wirklichkeit als die abstrakt proji-
zierten Vorstellungen einer einheitlichen Geschichte. Le Goff,
Braudel und Thompson sowie Koselleck haben uns bewußt ge-
macht, wie zeit- und kulturbedingt unser Begriff einer linear fort-
schreitenden Zeit ist, die Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft
verbindet. Es gibt viele Zeiten, ›die Zeit der Kirche und der Händ-
ler im Mittelalter‹ (Koselleck, Zum Verhältnis von Vergangenheit
und Zukunft), die ›longue durée‹ der sozialen und kulturellen
Strukturen und die schnelle Zeit der Ereignisse, Konzeptionen
von Zeit, die alle von den Fragestellungen des Historikers und von
dem Gegenstand seiner Fragestellungen mitbedingt werden.«
Iggers fügt hinzu, daß die Geschichte »durch die Vermehrung der
Perspektiven an Bedeutung gewonnen hat.«4

Der mehrdimensionale Zeitbegriff ermöglicht größere Diffe-
renzierung und Komplexität. Nicht das viel beschworene »Ende der
Geschichte« ist ins Auge zu fassen, wohl aber das Ende des klassi-
schen Historismus: Die neuen Ansätze münden zu guter Letzt in
eine »Universalgeschichte«, die der Wortbildung gerecht wird.

Von einer Entwicklung der »kombinierten Geschichte aller Län-
der« zur »universellen Geschichte« sprach bereits der englische
Historiker Harold Acton um die Jahrhundertwende. Daran an-
knüpfend bemerkt der englische Historiker Edward Hallett Carr
aus englischer Sicht, daß die Geschichte Asiens und Afrikas bis
1960 »unter der Überschrift Expansion Europas segelte«. »Ohne
alle Zweifel war die Geschichte der englischsprechenden Welt in
den letzten vierhundert Jahren eine große Geschichtsperiode,
aber es ist eine unglückliche Verzerrung der Perspektive, sie als
das Zentrum der Universalgeschichte zu behandeln und alles an-
dere an die Peripherie zu verweisen.« Aber auch die von dieser
Einsicht geprägte Konzentration auf die Geschichte der USA nach

4 Georg G. Iggers:
Geschichtswissenschaft im
20. Jahrhundert, Göttingen
1993, S. 99; Reinhart
Koselleck: Zum Verhältnis
von Vergangenheit und Zu-
kunft in der neueren Ge-
schichte, in: Vergangene
Zukunft, S. 17-104.
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dem Ersten Weltkrieg »hat bis zu einem gewissen Ausmaß die Ge-
fahr mit sich gebracht, den Provinzialismus der englischen Ge-
schichte, der ohnehin schon wie ein Bleiklumpen auf unserem Lehr-
plan liegt, durch eine noch trügerische und ebenso gefährliche
Kirchturmpolitik der englischsprechenden Welt zu untermauern.«5

Auch aus deutscher Sicht hat sich die Entwicklung von deut-
scher Geschichte zu länderübergreifender Geschichte vollzogen,
wenn auch die gegenwärtig geforderte »historische Aufarbeitung
der Geschichte der DDR« oder auch der beiden deutschen Staaten
wieder an einer großen Einengung zu kranken scheint. Indes ist
die konsequente Überwindung des noch bis heute grassierenden
Eurozentrismus zu gewährleisten. Wie recht hat E. H. Carr. »Nach
etwa vierhundert Jahren hat sich der Schwerpunkt der Welt end-
gültig aus Westeuropa verlagert. Die großen Landmassen Osteu-
ropas und Asiens, mit ihren Ausdehnungen bis nach Afrika hin-
ein, scheinen heutzutage den Ton in den Weltangelegenheiten
anzugeben. ›Der Osten, der sich nicht wandelt‹, das ist heutzu-
tage ein völlig ausgeleiertes Klischee.«6

Zur Durchsetzung neuer Ansätze haben die Historiker der nou-
velle histoire, wie sie in den Annalen entwickelt wurde, nicht we-
nig beigetragen. Davon zeugen zahlreiche Veröffentlichungen im
Zusammenhang mit der zweihundertsten Wiederkehr des Aus-
bruchsjahres der Revolution von 1789 sowie Kolloquien, Jahres-
tagungen und Veranstaltungen unterschiedlichster Art zu histori-
schen Themen. Nicht zuletzt belegt das Urteil von G. G. Iggers
diese Tatsache. »Die ›Annales‹ sind trotz der Beachtung, die sie in-
ternational gefunden haben, ein spezifisch französisches Phäno-
men geblieben. Als Vorbild für neue Wege in der historischen Er-
forschung von Kultur und Gesellschaft haben sie jedoch eine sehr
große internationale Wirkung gehabt«. Iggers nennt in diesem
Zusammenhang auch die Sowjetunion,7 deren positiver Beitrag
zur Deutung von 1789 der Vergessenheit anheimzufallen droht.

Die neuen mikro- und makrohistorischen Ansätze in der Histo-
riographie haben viele unumstößlich erscheinende Vorstellungen
in Frage gestellt und zum Nachdenken über das Begriffsinstru-
mentarium der Geschichte, nicht zuletzt über ihre Hauptkatego-
rien geführt. Die Erörterung der Rolle der biographischen Metho-
de, Fragen nach der Wahrheit von Geschichte stoßen auf das In-
teresse eines größeren Interessentenkreises und können nur auf
einem gesicherten wissenschaftlichen und moralischen Niveau
sinnvoll erörtert werden. Sowohl aus der Sicht von Jahrhunderten
und Jahrtausenden, die zu unserer zerrissenen, ratlosen Welt in
Beziehung zu stellen sind, wie aus aktueller Sicht auf die Umbrüche
zu Ende des 20. Jahrhunderts ist der Blick auf den gegenwärtigen
Diskussionsstand zur Geschichte in Frankreich von Nutzen.

Es ist zu hoffen, daß sich die neuen historiographischen Ansät-
ze nicht nur im europäisch-amerikanischen Raum weiterent-
wickeln und durchsetzen mögen, sondern daß auch in Deutsch-
land mit seiner der Aufarbeitung so stark bedürfenden langen und
nicht zuletzt jüngsten Geschichte ein den Anforderungen unserer
Zeit entsprechender Zugang zu einem kultivierten Diskurs und
dem dafür erforderlichen Herangehen allseitig gefunden werde.

5 Edward Hallett Carr:
Was ist Geschichte, Stutt-
gart, Berlin, Köln, Mainz
1981 (englische Original-
ausgabe: 1961), S. 148-
150.

6 Ebenda, S. 145.

7 Iggers, a.a.O., S. 49f.
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GÜNTER BENSER
Migration und
Arbeiterbewegung

Zum 31. Male hatten sich im September 1995 in Linz auf einer
Tagung der ITH (Internationalen Tagung der Historikerinnen und
Historiker der Arbeiterinnen- und Arbeiterbewegung) Historiker
eingefunden, um zentrale Themen der Arbeiterbewegung zu
erörtern. Diesmal berieten rund 100 Teilnehmer aus 27 Ländern
über Migration der Arbeit und Migration der Arbeiter. Wer - von
ausgewiesenen Spezialisten der Materie einmal abgesehen -
gemeint hatte, die Bedeutung und das Ausmaß der modernen
Bevölkerungsbewegung sei ihm bewußt, mußte sich wohl korri-
gieren. Es war das Verdienst einiger, Länder und Perioden über-
greifender, Referate, daß der Einstieg in die Debatte vermittels
einer globalen Sichtweise auf Migration, Arbeiter und Arbeiter-
bewegung erfolgen konnte. Dabei reifte die Erkenntnis, daß der
asiatische Raum schon gegenwärtig, aber in Zukunft wohl noch
mehr, das größte Feld der Migration darstellt.

Das Spektrum der Beratungen war zeitlich und räumlich weit-
gefächert, allerdings mit der Einschränkung, daß auf der gesam-
ten Tagung die Jahre des Faschismus, des Zweiten Weltkrieges
und der unmittelbaren Nachkriegszeit - von einigen ad-hoc-Inter-
ventionen abgesehen - ausgespart blieben. Dies war nicht nur
eine empfindliche Lücke in der Behandlung der Thematik, das
schränkte auch die Möglichkeit von Verallgemeinerungen ein.

Beiträge zahlreicher Berichterstatter über einzelne Länder oder
verschiedene ethnische Gruppen erhellten nicht nur die Spezifik
der Migration aus und in einzelnen Ländern, sondern machten
viele Vorgänge transparent, die als mehr oder weniger typisch
angesehen werden dürfen. Die vorgetragenen - oft sehr detail-
lierten und durch solide empirische Untersuchungen abgestütz-
ten - Forschungsergebnisse lassen den Schluß zu, daß die Konsti-
tuierung der Arbeiterklassen in den kapitalistischen Metropolen
ohne Berücksichtigung der Migrationsprozesse überhaupt nicht
real zu erfassen ist. Es wurden Nachweise erbracht, wie fließend
die Grenzen zwischen Sklaverei, Zwangsarbeit, Wanderarbeit,
Einwanderung und Seßhaftwerdung historisch verlaufen sind.

Für die Arbeiterbewegung erwuchsen Probleme doppelter
Natur. Einwandernde Arbeitskräfte schufen sich ihre kulturellen
und sozialen Organisationen, womit sie in die Nähe der Arbeiter-
bewegung rückten beziehungsweise sich in diese eingliederten.
Meist allerdings dominierten zunächst religiös oder ethnisch-
kulturell orientierte Vereinigungen unter den Immigranten. In

Günter Benser - Jg. 1931,
Prof. Dr., Historiker, Berlin,
Forschungsgebiet: Ge-
schichte der unmittelbaren
Nachkriegszeit.



manchen Ländern mit unterentwickelten Strukturen der Arbei-
terbewegung (besonders in den USA) wurden Eingewanderte oft
zu Initiatoren von Gewerkschaften, teils auch von Parteien, wobei
sie an Organisationserfahrungen ihrer Heimatländer anknüpften.
Andererseits wurden die Arbeiterbewegungen der Einwande-
rungsländer mit dem Problem konfrontiert, wie sie sich gegen-
über den neuen, ihnen klassenmäßig verbundenen, aber ethnisch
fernstehenden Werktätigen verhalten sollten. Es mußte allgemein
registriert werden, daß die Arbeiterbewegungen der kapitalistisch
fortgeschrittenen Länder schon zu Zeiten der II. Internationale
überwiegend zu einer Politik der Verteidigung ihrer Besitzstände
übergingen und deutliche Züge einer nationalen Arbeiterbewe-
gung ausprägten. In der Praxis erwies sich der Internationalismus
der meisten Parteien und Gewerkschaften überwiegend als ver-
bal. Am ehesten verwirklichten die Kommunisten der kapitalisti-
schen Hauptländer internationalistische Organisationsprinzipien.

Auch innerhalb der Migranten traten nicht selten erhebliche
Spannungen auf, und zwar nicht nur zwischen Einwanderern aus
unterschiedlichen Ländern und mit unterschiedlicher Sprache,
sondern auch zwischen den zeitlich aufeinander abfolgenden
Schüben der Migration gleicher ethnischer Herkunft. Die im Ber-
liner Scheunenviertel aufgetretenen Auseinandersetzungen zwi-
schen jüdischen Berlinern, die bereits eine Akkulturation vollzo-
gen hatten, und nachrückenden - überwiegend orthodox-
religiösen Juden aus dem Osten, war offenbar eine Erscheinung,
die ihre Parallele in vielen Ländern hat.

Eine abschließende Podiumsdiskussion thematisierte aktuelle
Probleme der Migration, die von einigen Diskussionsteilnehmern
auch mit deutlicher Kritik an der Gesetzgebung und der Gewerk-
schaftsbewegung des Gastgeberlandes vorgetragen wurden.

Als nachteilig für die gesamte Diskussion erwies sich, daß dies-
mal Historiker aus Ländern wie Italien oder Spanien keine Beiträ-
ge zum Thema präsentiert hatten. Mehr noch aber wirkte sich aus,
daß die Sichtweisen von Soziologen, Politologen und Kulturfor-
schern nicht in die Erörterung der Probleme eingebracht wurden.

Das Thema der nächsten Tagung, die vom 10.-14. September
1996 in Linz stattfindet, verdient wohl die besondere Aufmerk-
samkeit der mit »UTOPIE kreativ« verbundenen Historiker. Es
lautet: Quellen und Historiographie der Arbeiterbewegung nach
dem Zusammenbruch des »Realsozialismus«.
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STEFAN BOLLINGER
Keine Menschenrechte
ohne Power
»Armen kann man nur helfen,
in dem man ihnen Zugang zur Macht gibt«

Diese Einsicht des südafrikanischen Theologen Renier Koegelen-
burg (Republik Südafrika) spitzte die Schlußfolgerungen einer
Tagung der Evangelischen Akademie Loccum zu, die Wissen-
schaftler, Theologen, Menschenrechtler und Interessierte aus
vier Kontinenten vom 10. bis 12. März 1995 vereinte. Im Kontrast
zum gleichzeitig stattfindenden Kopenhagener Sozialgipfel wur-
den »Chancen und Grenzen sozialer Menschenrechte« diskutiert.

Ein anderer Südafrikaner, der Wirtschaftsminister der West-
Cape-Provinz Chris Nissen (Republik Südafrika), betonte, daß viel
Geld für internationale Resolutionen ausgegeben wird, die aber
nichts wert sind, wenn Regierungen sich nicht zum Handeln ver-
pflichten. Die Diskussion zeigte, daß die in Dokumenten von UNO
oder Europäischer Union fixierten sozialen Menschenrechte (auf
Arbeit, Ernährung, Wohnen, Bildung, Gesundheit) lange unter
Druck des Ost-West-Konflikts standen. Der Westen war zu gern
bereit, jenes von Roosevelt formulierte antifaschistische Kriegs-
ziel von 1941, um »die Freiheit von materieller Not« (gleichbe-
rechtigt neben der Freiheit der Rede, der Freiheit des Glaubens
und der Freiheit von Furcht) zu kämpfen, wieder zu vergessen.
Der Ostblock verfocht soziale Rechte, gegen die der Westen auf
die bürgerlich-politischen setzte. Menschenrechte wurden
Kampfmittel im Kalten Krieg, wie Hans-Michael Empell (Heidel-
berg) nachwies. Das Ende der Blöcke bot die Chance, diese
Thematik zu entpolitisieren und hätte das Entgegensetzen beider
zusammengehörenden Rechtsgruppen beenden können.

Stephen J. Lwitutte (Uganda) sieht die Möglichkeit eines
Zusammenklingens von Demokratie, wirtschaftlichem Fortschritt
und sozialen Rechten. In der Praxis gibt es das aber kaum. Der
Münchner Völkerrechtler Bruno Simma, deutscher Vertreter im
UN-Ausschuß für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte,
machte eher die Hilflosigkeit solcher Forderungen deutlich.
Dieser Ausschuß, von den Staaten ohne jeden Apparat gelassen,
kann Berichte der UN-Mitglieder entgegennehmen, auch rügen,
ist aber nicht berechtigt, Sanktionen zu verhängen. Man hofft auf
ein Protokoll, mit dem individuelle Beschwerden bei Menschen-
rechtsverletzungen auf diesem Gebiet möglich würden, ähnlich
wie schon bei den bürgerlichen Rechten. Die Chancen dafür
stehen schlecht, denn schon jetzt mauern die Regierungen, zumal
die in Bonn.

Überhaupt schmückt sich Bonn gern mit Erfolgsberichten zu
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den Menschenrechten, ohne aber Schwachstellen zu benennen,
geschweige denn über soziale Rechte in Deutschland zu berich-
ten. Fast sechs Millionen ohne Arbeit, rund sieben Millionen
Arme, eine dreiviertel Million Nichtseßhafte und Obdachlose in
der Bundesrepublik sind so nur unerhebliche »Randerscheinun-
gen« der erfolgreichen »Marktkräfte«. Verständlich, daß der
Vertreter des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit, Andreas Rauch (Bonn), wenig mit sozialen Menschenrech-
ten in der Entwicklungspolitik anzufangen wußte. Er mußte sich
die Kritik von Nichtregierungsorganisationen gefallen lassen, daß
von der bescheidenen deutschen Entwicklungshilfe real nur etwa
7 Prozent für soziale Zwecke aufgewendet werden anstelle der
durch Einrechnung von Infrastrukturprojekten verkündeten
14 bis 16 Prozent.

Aber das ist angesichts der weltweiten Dominanz neoliberaler
Wirtschaftspolitik nicht verwunderlich. Manche Teilnehmer
dachten angesichts dieser Ordnungspolitik laut darüber nach, ob
das nicht ein Bruch des Völkerrechts sei. Roberto Pineda (El Sal-
vador) wies auf den Widerspruch zwischen der Regierungsver-
pflichtung für das Ausfüllen sozialer Rechte und dem Druck von
IWF und Weltbank auf den Abbau von Sozialleistungen hin. Dan
Apostou (Tschechien) stellte heraus, daß auch in Osteuropa der
Markt zum Selbstzweck geworden ist. Für T. Rajamoorthy (Ma-
laysia) wird heute ein Kalter Krieg des Nordens gegen den Süden
geführt, in dem die Verwirklichung sozialer Rechte fast unmög-
lich wird. Westliche Forderungen, sie umzusetzen, erschei-
nen so als Heuchelei oder Trojanisches Pferd, mit dem in die Sou-
veränität dieser Länder eingegriffen wird. Die Indu- strielän-
der werden selbst ihrem moralischen Anspruch nicht gerecht
und die Entwicklungsländer haben keinerlei Chance, beispiels-
weise IWF oder Weltbank zu kontrollieren und die internationa-
len Beziehungen zu demokratisieren.

In der Diskussion herrschte die Einsicht vor, daß ohne mehr
Power von unten sich nichts ändert, wie es eine pensionierte
sozialdemokratische Oberstudienrätin auf den Punkt brachte.
Rolf Künnemann (Heidelberg), Generalsekretär der FIAN, einer
Menschenrechtsorganisation, die sich für das Recht auf
Ernährung einsetzt, plädierte für den Ausbau der Zivilgesell-
schaft. Nicht wenige Teilnehmer begriffen, daß es weniger um
juristische Spitzfindigkeiten als um eine Wende im Bewußtsein
und letztlich in der herrschenden Wirtschaftspolitik gehen muß,
wenn die Menschen ein menschenwürdiges Leben wollen.

die Arbeit, den Arbeitslohn,
die Arbeitsbedingungen so-
wie die sonstigen im Pakt
geregelten Bereiche bezie-
hen, ebenfalls Menschen-
rechtsproblemne betreffen
können. Die wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturel-
len Rechte haben prinzipiell
den gleichen Rang wie die
bürgerlichen und politi-
schen Rechte.«
Hans-Michael Empell (Hei-
delberg)

»Der UN-Ausschuß zu wirt-
schaftlichen, sozialen und
kulturellen Menschenrech-
ten wurde erst spät gegrün-
det und wenig beachtet.
Das hat aber den Vorteil,
daß nach 1989 die Frage
dieser Rechte endlich ent-
politisiert wurde ... Künftig
soll das Berichtssystem der
Staaten durch die Möglich-
keit von Individualbe-
schwerden ergänzt werden.
Dazu ist ein Fakultativproto-
koll notwendig, für das sich
einige Staaten bereit finden
müßten. Die deutsche Re-
gierung wird das sicher
nicht sein.«
Bruno Simma (München,
deutscher Vertreter im
UN-Ausschuß für wirt-
schaftliche, soziale und
kulturelle Rechte)
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Carl Schmitt:
Staat, Großraum, Nomos.
Arbeiten aus den Jahren
1916-1969,
herausgegeben, mit einem
Vorwort und mit Anmerkungen
versehen von Günter Maschke,
Duncker & Humblot
Berlin 1995,
668 S. (198.- DM)

Der heutzutage in der Bundesrepublik
Deutschland am meisten publizierte, edierte,
bibliographierte, interpretierte, kommentier-
te, applaudierte und (zuweilen auch) kriti-
sierte Jurist der Weimarer und der Nazizeit
heißt Carl Schmitt (1888-1985).1 Seine wich-
tigsten Monographien von damals sind alle im
letzten Dezennium wiederaufgelegt worden,
darunter seine (undemokratische) »Verfas-
sungslehre« von 1928 in nunmehr achter Auf-
lage und sein erstmals 1940 erschienener Sam-
melband Positionen und Begriffe einschließ-
lich des unverblümt die Nazi-Morde von 1934
rechtfertigenden Beitrags von 1934 »Der Führer
schützt das Recht« (Berlin 1994, S. 199).

Der sich als bloßes Barometer des
schwarzen und des braunen Zeitgeistes emp-
findende (und sich deshalb für unverant-
wortlich haltende!) C.S. war zugleich sein ge-
konntester Parolenlieferant: Als Souverän
1922 denjenigen zu bezeichnen, der über
den Ausnahmezustand entscheidet,2 als Volk
1928 diejenigen, die eben nicht regieren,3

und als Volksgemeinschaft 1935 des Führers
Gefolgschaft,4 das bringt die Dinge auf einen
Begriff, dem man einen Realitätsgehalt je-
denfalls dann nicht wird absprechen können,
wenn man der Wahrheit von Aussagen auch
eine Funktion ihrer Entstehungszeit zubil-
ligt. Das Freund/Feind-Verhältnis 1932 als
Wesenszug alles Politischen und seinen Sinn
dadurch zu charakterisieren, daß es auf die
reale Möglichkeit der physischen Tötung Be-
zug hat,5 im Jahre 1933 den Marxismus zum
Todfeind des deutschen Volkes zu erklären,6

und 1937 die Losung vom totalen Staat, vom
totalen Feind und vom totalen Krieg als Got-
tesurteil auszugeben,7 das macht Sinn, wenn
auch einen bösen, genauso wie der gemein-

gefährliche Satz von 1936, daß das Wesen des
Kampfes gegen Judentum und Bolschewis-
mus in dem Wort des Führers enthalten sei:
»indem ich mich des Juden erwehre, kämpfe
ich für das Werk des Herrn«.8

Dieser C.S. war 1945 kein Wendehals ge-
worden. Nur eine Amnestie oder die Kraft
des Vergessens forderte er ein (S. 218). Er be-
reute nichts, wie er sich ja auch jeglichem
Entnazifizierungsverfahren verweigerte und
kaum eine seiner Meinungen änderte. Kost-
proben aus seinen tagebuchartigen Aufzeich-
nungen von 1947 bis 1951: »Was war eigent-
lich unanständiger: 1933 für Hitler einzutre-
ten oder 1945 auf ihn zu spucken? [...] Die
Verbrechen gegen die Menschlichkeit wer-
den von den Deutschen begangen, die Verbre-
chen für die Menschlichkeit an den Deut-
schen. Das ist der ganze Unterschied. [...] Ju-
den bleiben immer Juden, während der Kom-
munist sich bessern und ändern kann. Gerade
der assimilierte Jude ist der wahre Feind. [...]
Ich bin Katholik nicht nur dem Bekenntnis son-
dern auch der geschichtlichen Herkunft, wenn
ich so sagen darf, der Rasse nach«.9

Warum aber konnte ungeachtet voranste-
hender, nahezu beliebig vermehrbarer Un-
geheuerlichkeiten dieser C.S., der seit sei-
nem 65. Lebensjahr in den ungeschmälerten
Genuß seiner Professorenpension kam, nach
dem Tausendjährigen Reich eine Resonanz
verbuchen, die eher größer war als vorher?
Warum wurde sein Wohnsitz zu einem Wall-
fahrtsort auch für Promovenden und Habilitan-
den, die ausgerechnet bei ihm »geistige Obhut«
suchten und - fanden? Warum wurde er von
Kirche und Kapital geschützt und gefördert?

Der von Günter Maschke mit Vorwort, An-
notationen, Kommentaren und Registern
reichhaltig und bewundernswert (und besser
als es der Autor je getan, ja gekonnt hätte!)
betreute Sammelband Staat, Großraum, No-
mos, der C.S.- Arbeiten aus den Jahren 1916
bis 1969 locker gegliedert zusammenstellt,
erleichtert eine Antwort auf jene Fragen.
Hier hat jemand zur Feder gegriffen, der sich
das zu sagen traut, was andere seiner Mit-
brüder im Geiste nur denken, oder - schärfer
noch - nicht einmal zu denken fähig sind. In
diesen Texten wird nicht der Barometerstand
des Zeitgeistes abgelesen, hier wird er einge-
stellt! Wenige Wochen vor der Wahl Hinden-
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burgs 1925 zum Reichspräsidenten für die-
sen zu beanspruchen, daß er nach demokra-
tischen Prinzipien mehr Autorität haben wird
als ein vom gleichen Volk gewähltes Parla-
ment (S. 25), 1932 vor der Hauptversamm-
lung des »Vereins zur Wahrung der Interes-
sen der chemischen Industrie« und - in geän-
derter Version - auf der Mitgliederversamm-
lung des »Vereins zur Wahrung der gemein-
samen wirtschaftlichen Interessen im Rhein-
land und Westfalen« den starken Staat und
eine (staats)freie Wirtschaft mit einem
Reichspräsidenten als übrig gebliebene Ver-
fassungslegalität zu propagieren (S. 60, 77),
das setzt das Gespür für eine Rechtsentwick-
lung von Oben voraus, zu der normale Pro-
fessoren nicht befähigt sind. Selbst dem
»deutschen Rechtsstaat Adolf Hitlers« hat es
C.S. 1935, also nach den Röhm-Morden, ver-
standen, einen intellektuellen Glanz zu ver-
leihen, und damit ein gutes Gewissen denen zu
machen, die dem »liberalistisch unterwühlten
Gemeinwesen« den Garaus machten (S. 117).

Vor allem aber sind es die völkerrechtsre-
levanten Arbeiten, die dem Sammelband
quantitativ und qualitativ das Gepräge ge-
ben. Im kriegerisch (kalt oder heiß) oder
sonstwie zu bildenden Großraum sei der
Staat aufgehoben. Wenn auch der neue No-
mos der Erde, die künftige Einheit von Ord-
nung und Ortung, auf Großräumen beruhen
werde, so habe doch der Staat der bedrohli-
chen, in Bürgerkriegen gipfelnden Invasion
der menschlichen Individualität ebenso wie
den antichristlichen Universalprojekten zu
widerstehen. Solche während des Zweiten
Weltkrieges publizierte, im In- und Ausland
vorgetragene, auch Herrn Mussolini höchst-
persönlich übermittelte (S. 342), von Herrn
Hitler aufgenommene (S. 348) Gedanken,
wie stets in eine Überfülle ausgefallener
ideen- und kulturhistorischer Zusammen-
hänge eingebettet, haben eine zukunfts-
trächtige Eigenschaft: sie sind transformier-
bar, z.B. in die Welt von Heute, natürlich aus
der Sicht derer, die in Macht und Wohlstand
sitzen, durch den totalen Krieg zu einem to-
talen Frieden, um eine C.S.-Formel zu benut-
zen (S. 388). Denn was von ihm einst, 1942,
als »taumelndes Amerika« (S. 423) bezeich-
net worden war, erschien ihm zuletzt als das
auserwählte »Asyl der Gerechtigkeit«.10

So eignen sich die im vorliegendem Band
zusammengestellten Texte eines sich durch
selbstgewählte Feinde - Marxismus, Kosmo-
politismus, Unchristentum - definierenden
Autors allemal als Wetzstein des Verstandes.
Der Zauber, der Halbverstandenem zuzuwach-
sen pflegt, verdient dechiffriert zu werden.

Anders als die Dutzendware konservativer
Bekenntnisse ohne Erkenntniswert lohnen
diese hier gegen den Strich gelesen zu wer-
den. Hier war einer am Werk, der es für un-
ter seiner Würde hielt, politische Stand-
punktlosigkeit auch nur vorzutäuschen. Hier
werden Interessen nicht kaschiert, sondern
legitimiert. Von geistigen Feindschaften wird
am Exempel demonstriert, daß sich in sie
ökonomische Interessengegensätze mischen
(S. 524); von der »letzten großen Heldentat
europäischer Völker«, der Landnahme einer
Neuen Welt im 15./16. Jahrhundert wird
nicht verschwiegen, daß sie von den Helden
der Conquista weniger unter Berufung auf
das jus commercii, das Recht auf freien Han-
del, als vielmehr im Namen ihres christli-
chen Heilands und seiner heiligen Mutter
Maria vollzogen wurden (S. 585); die be-
kannte Formel des Augsburger Religionsfrie-
dens cujus regio, ejus religio (wes das Land,
des der Glaube) wird von ihm kurzerhand in
die moderne Wahrheit cujus economia, ejus
regio transformiert,11 (worüber heutige So-
zialisten ohne Eigentumsveränderungsan-
spruch nachzudenken allen Grund hätten).

Es ist die Gegenaufklärung, die hier das
Wort genommen hat, ohne sich als Postmo-
derne zu verkleiden, ohne wenn und aber
und ohne von der Moral Blässe angekränkelt
zu sein: was als Botschaft der Göttin der Ver-
nunft begann, habe als Gangsterparole bei
Bert Brecht geendet, heißt es bei C.S. (S. 585).

Es wäre verhängnisvoll, nicht bemerkt zu
haben, daß Denker der Gegenreformation oft
klüger (und erfolgreicher) waren als die
Gläubigen der Reformation.

HERMANN KLENNER

1 Vgl. aus den letzten 15 Jahren: H. Becker: Die Parlamentaris-
muskritik bei Carl Schmitt und Jürgen Habermas, Berlin 1994;
J.W. Bendersky: Carl Schmitt - Theorist for the Reich, Prince-
town 1983; K.Hansen (ed.): Carl Schmitt und der Liberalismus,
Opladen 1988; H. Hofmann: Legitimität gegen Legalität. Der
Weg der politischen Philosophie Carl Schmitts, Berlin 1992; A.
Koenen: Der Fall Carl Schmitt, Darmstadt 1995 (981 S.!); D. v.
Laak: Gespräche in der Sicherheit des Schweigens. Carl Schmitt
in der politischen Geistesgeschichte der frühen Bundesrepu-
blik, Berlin 1993; G. Maschke: Der Tod des Carl Schmitt, Wien
1987; I. Maus: Bürgerliche Rechtstheorie und Faschismus. Zur
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Funktion und Wirkung der Theorie Carl Schmitts, München
1980; R. Mehring: Pathetisches Denken. Carl Schmitts Denk-
weg, Berlin 1989; G. Meuter: Der Katechon. Zu Carl Schmitts
fundamentalistischer Kritik der Zeit, Berlin 1994; P. Noack: Carl
Schmitt. Eine Biographie, Berlin 1993; H. Quaritsch (ed.): Com-
plexio Oppositorum - Über Carl Schmitt, Berlin 1988; N. Som-
bart: Die deutschen Männer und ihre Feinde. Carl Schmitt,
München 1991; J. Taubes (ed.): Der Fürst dieser Welt. Carl
Schmitt und die Folgen, München 1983; P. Tommissen (ed.):
Schmittiana, Bd. I - IV, Weinheim/Berlin 1989-1994; G. Ulmen:
Politischer Mehrwert. Max Weber und Carl Schmitt, Berlin
1991. - Vgl. die Dreier-Rezension von Arnold Schölzel in: UTO-
PIE kreativ, 43/44 (1994), S. 100-107.

2 C. Schmitt: Politische Theologie [1922], Berlin 1993, S. 9.
3 C. Schmitt: Verfassungslehre [1928], Berlin 1993, S. 241.
4 C. Schmitt: Deutsche Juristen-Zeitung 40 (1935) 924.
5 C. Schmitt: Der Begriff des Politischen [1932], Berlin 1991, S. 20.
6 C. Schmitt: Staat, Bewegung, Volk, Hamburg 1933, S. 37.
7 C. Schmitt: Positionen und Begriffe [1940], Berlin 1988, S. 235.
8 C. Schmitt: in: Das Judentum in der Rechtswissenschaft, Heft 1,

Berlin 1936, S. 14.
9 C. Schmitt: Glossarium, Berlin 1991, S. 18, 131, 233.
10 C. Schmitt: Der Nomos der Erde im Völkerrecht des Jus Publi-

caeum Europaeum [1950], Berlin 1988, S. 265.
11 Schmitt [Anm.10], S. 285.

Brita Baume,
Hannelore Scholz (Hrsg.):
Der weibliche multikulturelle
Blick. Schriften. Band 1,
trafo verlag dr. wolfgang weist
Berlin 1995, 222 S.
Wer fragt, welchem Weib ein solcher Blick
zur Verfügung stünde, sei an den »Garten der
Steine« erinnert: Auch im vorliegenden Buch
entsteht dieser Blick aus mehreren (An)Sichten.

Dem trafo verlag gereicht es nicht nur zur
Ehre, schon einige Bände mit Ergebnissen
aus der Frauenforschung publiziert zu ha-
ben, sondern er startet nun gleich zwei Rei-
hen. Deren eine trägt diesen vielleicht etwas
merkwürdig anmutenden Titel und wird her-
ausgegeben von der Berliner Germanistin
Hannelore Scholz. Die Reihe ist ausdrücklich
als Forum konzipiert, »das sich der Darstellung
und Diskussion aktueller Ergebnisse der ge-
schlechterspezifischen Forschung, Aufklärung
und politischen Bildung widmen wird«1. Als
Kriterium für die Aufnahme in die Reihe wird
nur eins genannt: »ihr weiblicher multikulturel-
ler Blick auf die Probleme dieser Welt«.

Für den Band 1 steht der Herausgeberin
der Reihe eine zweite Literaturwissenschaft-
lerin, Brita Baume, zur Seite. Es handelt sich
bei diesem - er trägt als erster Band den Titel
der gesamten Reihe - um die Dokumentation
eines Symposiums mit dem Titel »Nation -
Kultur - Geschlechterverhältnisse«. Es fand
bereits im November 1992 in Berlin statt. Die
Lektüre der achtzehn Beiträge lohnt sich
aber auch 1995 und darüber hinaus: Seine

übergreifende Bedeutung und Brisanz resul-
tieren nicht zuletzt aus den »wachsenden na-
tionalistischen Tendenzen und Auseinander-
setzungen in Ost- und Westeuropa« (S. 9).
Folgerichtig wurde das Symposium von sei-
nen Gestalterinnen auch als Chance verstan-
den, im europäischen Umbruch der nationa-
len Kulturen »durch die Diskussion multikul-
tureller Konzepte nach Handlungsanleitun-
gen über den nationalen Rahmen hinaus zu
suchen« (ebenda).

Seit dem Beginn der so diffus wie häufig
mit »Transformation« bezeichneten Prozesse
der neuerlichen Expansion kapitalistischer
Verhältnisse mit den »neu entflammten Ver-
teilungskämpfen um Macht und Vorherr-
schaft, um Profit und Aneignung gesellschaftli-
chen Reichtums« (ebenda) ist bekanntlich die
geographische Ost-West-Trennlinie verscho-
ben, scheinen die östlichen Schwestern ihren
deutschen weiter entfernt, die Nachrichten
werden spärlicher, das Wissen um die kon-
krete Situation und die aktuellen Probleme
verschwimmt hinter den medial servierten
Vor-Urteilen. Um so höher ist zu schätzen,
daß neben deutschen, niederländischen und
US-amerikanischen auch Frauen-Blicke aus
Bulgarien und Lettland im Band vertreten
sind. Für die Frauen wiederholt sich »das be-
kannte Grundmuster rassistischer und sexi-
stischer Ausgrenzung ... Frauen in Osteuropa
und Ostdeutschland wurden und werden
massenhaft aus gesicherten Arbeitsverhält-
nissen in ungesicherte befristete Jobs ge-
drängt.«(ebenda)

Der Band ordnet die Beiträge von jeweils
neun Autorinnen zwei Problemkreisen zu:
I. Kulturelles Gedächtnis: Aspekte ästheti-
scher Wahrnehmung von deutscher nationa-
ler Identität und Geschlechterbeziehungen,
und
II. Multikulturelle Ansätze: Aspekte soziokul-
tureller Wahrnehmung von Nationalität -
Ethnizität - Kultur - Geschlecht.

Im ersten Teil bleiben die Deutschen unter
sich und untersuchen sehr unterschiedliche
ästhetische Wahrnehmungsmuster zwischen
dem 18. und 20. Jahrhundert. Vorwiegend über
die Analyse des Lebenswerkes ganz be-
stimmter Frauen versichern sich die sechs
west- und drei ostdeutschen Autorinnen ih-
rer Wurzeln: Lucia Licher (Oldenburg), in-
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dem sie Karoline von Günderodes Aufforde-
rung »Du mußt Dich in entferntere Empfin-
dung versetzen« aufgreift und deren Strategi-
en interkultureller Annäherung; Hannelore
Scholz (Berlin) über die »soziale ›Ordnung‹
zerbrochener Existenzen« in Vera Calderon-
Canettis Literaturkonzept im Zusammen-
hang mit dem Austromarxismus; Marianne
Schuller (Hamburg) untersucht unter dem
Titel »Maskeraden« Schrift, Bild und die Fra-
ge des Geschlechts in der frühen Prosa Else
Lasker-Schülers; Barbara Hahn (Berlin) Mar-
garete Susmans kulturtheoretische Reflexio-
nen im Spannungsfeld ihrer dualen weibli-
chen Identität einer jüdischen Deutschen
und deutschen Jüdin mit dem Wissen um die
Schuld des deutschen Volkes an der Shoa des
jüdischen und auch Karin Bruns (Bochum)
sucht nach »Figuren des Weiblichen - Szena-
rien des Nationalen« bei der wenig beachte-
ten (Drehbuch)Autorin Thea von Harbou
(1888 bis 1954). Helga Brandes (Oldenburg)
denkt in ihrem Beitrag »Robinson und Robin-
sonin« über alte und neue Formen der Ge-
schlechterbeziehung in Robinsonaden des
18. Jahrhunderts nach, während Kerstin Wil-
helms (Hamburg) in der Medien-Präsentati-
on der Übernahme der DDR durch die BRD
in einer »Vereinigungsmetaphorik« einen au-
genfälligen Beweis sieht für die Überlage-
rung der »Vorstellungen vom glücklichen
Paar ... mit Anspielungen auf die asymmetri-
sche Machtverteilung zwischen Geschlech-
tern, die so auch für das deutsch-deutsche
Verhältnis behauptet wird« (S. 37). Weshalb
sie ihrer Beobachtung am Beispiel einer
früheren Umbruchsituation in Deutschland
nachgeht: »Michel und Germania - ein deut-
sches Geschlechterverhältnis«.

Am weitesten in die Gegenwart vor wagen
sich Monika Melchert mit einer Analyse von
Erinnerungsbüchern von Schriftstellerinnen,
in denen »Kindheit als Quelle der schwieri-
gen weiblichen Identität« ausgemacht wird,
und Brita Baume (beide Berlin) und gehen
damit auch das größte Wagnis ein: Die große
Nähe zu historischen Vorgängen ermöglicht
selten wirklich souveränes Analysieren, hat
allerdings den Vorzug des (eben vielleicht
exklusiven?) Originären: »Heldinnen nach
Plan« nennt Brita Baume ihre sehr persönli-
chen Überlegungen zur literarischen Soziali-

sation (auch ihrer selbst) und zum Umgang
mit der Frauenfrage in der DDR.

Unter den neun, die sich im Schwerpunkt
II den multikulturellen Ansätzen zuwenden,
sind die »westsozialisierten« Frauen in der
Minderheit: Gisela Brinker Gabler (z. Z.
Binghamton, USA) titelt »Borderlands« und
widmet ihren Beitrag Überlegungen zu ei-
nem Neuentwurf der Nation von den Rän-
dern, während Barbara von Balen (Amster-
dam, Niederlande) »Kultur, Nation und das
Verhältnis der Geschlechter« thematisiert
und mit ihrem Schlußsatz: »Inzwischen sind
fast sechsundzwanzig Jahre (weiblichen Auf-
begehrens, A.H.) vergangen, und noch im-
mer ist es keine Selbstverständlichkeit, daß
Frauen ihr Leben selbst in die Hand neh-
men.« dem Mythos von den »Frauen im We-
sten, die den Feminismus gelebt« hätten, wi-
derspricht. Im zweiten Schwerpunkt über-
wiegen die gegenwärtigen Bezüge. Ingrid
Kuczynski (Halle) mit ihrer Untersuchung
der Reiseerlebnisse viktorianischer Frauen
und der Schutz- und Freiräume in ihrer Be-
gegnung mit fremden Kulturen - »Wild Tra-
vel« - bildet hier die einzige Ausnahme mehr
historischen Herangehens. Die Anglistin Ja-
na Gohrisch (Berlin) zeigt an Hand der »Re-
zeption bestimmter Aspekte der Literatur
ethnischer Minderheiten in Großbritannien,
welche Mechanismen dazu beitragen, diese
sehr vielgestaltige Literatur auf einige weni-
ge männliche Autoren und auf das Roman-
genre zu reduzieren« und »daß sich diese Se-
lektion bewußt entlang ethnischer, ge-
schlechtsspezifischer und sozialer Linien
vollzieht« (S. 135), die auf das nationale
Selbstverständnis Großbritanniens als frühe-
rer Weltmacht führen. Frauenbilder bilden
gleich zweimal das Thema - für Alla Kusch
(Riga), die sie und die Frauen im Spiegel der
lettischen Massenmedien untersucht und bei
Nikolina Burneva (Veliko Tirnovo, Bulgarien),
die ihre Beschreibungen bulgarischer Frau-
ensituationen mit »Uns geht’s prima, doch es
wird schon besser werden« zusammenfaßt.
Aus demselben Ort kommt Penka Angelova,
die Betrachtungen zum Drachenmotiv aus
der bulgarischen Folklore anstellt, um die
neue (uralte) Rollenzuteilung für Frauen zu
zeigen, Objekt männlicher Lust und Ideolo-
gie zu sein. Emilia Staitschewa (Sofia, Bulga-
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rien) versucht, der Selbstwahrnehmung der
Dichterin Blaga Dimitrowa auf die Spur zu
kommen: Die Frau und die Macht. Irina No-
vikova (Riga, Lettland) untersucht den litera-
risch-ideologischen Diskurs in den zwanzi-
ger und dreißiger Jahren in der Sowjetunion
und seine Herkunft aus dem Frauenbild der
russischen Kultur wie dem der neuen Frau in
der sowjetischen Geschlechterideologie, die
sie als immer noch »not deconstructed as a
patriarchal project that failed« charakteri-
siert und worum sie sich in ihrem Beitrag
bemüht.

Nicht zu vergessen: Dem interessanten
und empfehlenswerten Band, dessen Beiträ-
ge auch internationaler Erfahrungsaustausch
sein sollen, »um unser kulturelles Gedächt-
nis als Frauen in die aktuellen Debatten ein-
zubringen« (S. 12) gibt die Arbeit »Kleine Te-
cuna« von Karla Woisnitza aus dem Jahre
1986 sein Gesicht.

ANGELIKA HAAS

1 Ziemlich ärgerliche (anscheinend aber überall üblich werden-
de?) Druckfehler des Originals wurden in den hier verwende-
ten Zitaten automatisch und stillschweigend korrigiert.

Jürg Ulrich:
Leo Trotzki als junger
Revolutionär,
Decaton Verlag Mainz 1995,
131 S. (22,80 DM)
Leo Trotzki (1879 - 1940) ist ohne Zweifel ei-
ne der umstrittensten Persönlichkeiten der
jüngeren Geschichte. Von der Sowjetunion
und den mit ihr verbündeten Staaten und
kommunistischen Parteien wurde er fast bis
zum Ende der UdSSR als »Unperson« behan-
delt, von konservativen Historikern und Mas-
senmedien als Kronzeuge gegen den Stalinis-
mus genutzt und von trotzkistischen Grup-
pierungen nicht selten als Stammvater »der
einzig wahren revolutionären Lehre« hero-
isiert. Nach dem Zusammenbruch des »real
existierenden Sozialismus« ist es nun an der
Zeit, sich Trotzki mit kritisch-historischer Di-
stanz zu nähern.

Jürg Ulrich, 1930 geboren, Professor für
Neuropathologie in Basel und in seiner Stu-
denten- und Assistenzarztzeit in der Soziali-
stischen Jugend Zürich aktiv, wendet sich

mit seinem Buch erklärtermaßen vor allem
an den jungen Leser, um ihm die Orientie-
rung in der heutigen politischen Landschaft
zu erleichtern. Daß sich der Autor bei dieser
Zielstellung dem jungen Trotzki zuwendet,
ist nur logisch. Daß Ulrich den Bogen von der
frühen Kindheit des Revolutionärs bis zur
Oktoberrevolution 1917 spannt und Trotzki
zu diesem Zeitpunkt dann bereits 38 Jahre
zählte, wird der Historiker mit dem Blick für
geschichtliche Zäsuren gern verzeihen.

Lew Trotzki (eigentlich Laib Bronstein)
wurde als Sohn eines nicht gerade wohlha-
benden jüdischen Gutsbesitzers geboren, be-
suchte die Höhere Schule in Odessa und Ni-
kolajew, wo er sich 1897 zunächst den Na-
rodniki anschloß. Bald darauf bekannte er
sich zum Marxismus und gründete den Süd-
russischen Arbeiterbund mit. 1898 wurde er
verhaftet und nach Sibirien verbannt. Im
Sommer 1902 floh er von dort nach England.
1903 schloß er sich auf dem II. Parteitag der
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Ruß-
lands (SDAPR) in der Frage des Parteiauf-
baus den Menschewiki an. In der Revolution
von 1905 wurde Trotzki - nach Rußland
zurückgekehrt - einer der Wortführer und
schließlich Vorsitzender des Petersburger So-
wjets. Verhaftet und erneut nach Sibirien
verbannt, gelang ihm wiederum die Flucht
nach Westeuropa. London, Wien, Zürich, Pa-
ris und schließlich die USA waren Stationen
seines Emigrantenlebens. Dort erreichte ihn
dann die Nachricht vom Ausbruch der Fe-
bruarrevolution 1917 in Rußland. Im Mai
1917 nach Rußland zurückgekehrt, schloß er
sich den Bolschewiki an und beteiligte sich
aktiv an der Vorbereitung und Durchführung
der Oktoberrevolution.

All diese Lebensabschnitte schildert Jürg
Ulrich anschaulich in einer gut lesbaren
Sprache, doch leider wahrt er nicht die nöti-
ge historische Distanz zum Gegenstand sei-
nes Buches. Statt dessen gibt er die Ideen
und Auffassungen Trotzkis unkritisch wieder
und verzichtet auf eine Bewertung dieser
Ideen aus heutiger Sicht. So erweckt er bei
dem nach Orientierung suchenden jungen
Leser den Eindruck, als seien all die Positio-
nen, die Trotzki Ende des 19. und Anfang des
20. Jahrhunderts entwickelte, samt und son-
ders auch heute noch gültig. Diese Art der
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Darstellung läßt schnell vergessen, daß Jürg
Ulrich in seinem Vorwort selbst feststellt,
mehr als fünfzig Jahre nach Trotzkis Tod sei-
en viele seiner Vorstellungen, die er zur Stra-
tegie des internationalen Klassenkampfes
entwickelte, veraltet (S. 8). Festgemacht wird
dies von Ulrich allerdings nur an einer Pas-
sage des Übergangsprogramms der IV. Inter-
nationale von 1938, die besagte, daß die öko-
nomischen Voraussetzungen für die proleta-
rische Revolution schon längst den höchsten
Punkt erreicht hätten, der unter dem Kapitalis-
mus überhaupt erreicht werden könne (S. 122).

Trotzkis wichtigste eigene Beiträge zum
Marxismus - so Ulrich - seien seine Entwick-
lung und Anwendung des Marxschen Kon-
zepts der permanenten Revolution, die Ana-
lyse der von Stalin begründeten Bürokraten-
herrschaft in der Sowjetunion sowie das Ver-
ständnis des Faschismus als Versuch der Ret-
tung der bürgerlichen Herrschaft. Jürg Ul-
rich meint: »Nicht veraltet ist [...] seine
(Trotzkis - J.W.) dynamische Betrachtungs-
weise, die in den Klassengegensätzen die
treibende Kraft der Geschichte sieht. Mehr
als jemals zuvor trifft es zu, daß die Mensch-
heit in Klassen zerfällt, und daß Klassen nur
beseitigt werden können, wenn die bisher
Unterdrückten die politische Macht ergreifen
und wenn ihre demokratische Herrschaft
auch vor den Wirtschafts- und Eigentumsfra-
gen nicht Halt macht« (S. 8). Trotzkis Leben
zeige »die Notwendigkeit des demokratisch-
sozialistischen Aufstandes aller Ausgebeute-
ten und Mißbrauchten unter Führung der
Lohnabhängigen, des Proletariats« (S. 7).

Jürg Ulrich hat jedoch übersehen, daß es
das Proletariat, die Arbeiterklasse, wie sie in
der zweiten Hälfte des 19. und bis in die
dreißiger Jahre dieses Jahrhunderts als revo-
lutionäres Subjekt existierte, heute nicht
mehr gibt. Zwar ist der Anteil der Lohnarbei-
tenden an der Gesamtbevölkerung stetig ge-
wachsen, doch sind die Lohnarbeitenden in
sich äußerst differenziert und in der Regel
kein einheitlich handelndes Subjekt mehr.
Zudem hat nicht zuletzt das Scheitern des
»real existierenden Sozialismus« offenbart,
daß mit der einmaligen Eroberung der politi-
schen Macht durch die revolutionäre Gewalt
einer Klasse, daß mit dem Auswechseln von
Machteliten und der radikalen Negation von

zivilisatorischen Errungenschaften der moder-
nen kapitalistischen Gesellschaften Mensch-
heitsfortschritt nicht zu erreichen ist. Die ge-
sellschaftliche Wirklichkeit zeigt, daß es ent-
lang der für das Überleben der Menschheit
notwendigen Fragen der Erhaltung des Frie-
dens, des Schutzes der natürlichen Umwelt und
der Lösung des Nord-Süd-Konflikts wechselnde
kollektive Handlungssubjekte gibt, die sich je
nach Handlungsgegenstand unterschiedlich
sozial zusammensetzen. Das Klassenkampf-
denken der zwanziger und dreißiger Jahre
unseres Jahrhunderts mit seinen Schwarz-
Weiß-Schemata und seinen scheinbar einfa-
chen Lösungen, in dem Jürg Ulrich befangen
scheint, hilft hier nicht weiter.

Nicht genug damit, daß Ulrich theoretische
Positionen bedient, die der Vergangenheit
verhaftet sind, unterlief ihm noch eine Reihe
sachlicher Fehler, die bei einer sorgfältige-
ren Edition hätten vermieden werden kön-
nen. So verlegt der Schweizer Autor Ustj-Kut
(gemeint ist Trotzkis erster Verbannungsort
Ust-Kutowo im Gouvernement Irkutsk) vom
Oberlauf der Lena an deren Unterlauf (S. 24),
dafür Beresow (gemeint ist Berjosowo, der
zweite Verbannungsort Trotzkis) vom Unter-
lauf des Ob an dessen Oberlauf (S. 59). Die
am Fluß Mariza liegende türkische Stadt
Adrianopel (Adrianopolis, das heutige Edir-
ne) wird bei ihm zur Hafenstadt am Schwarz-
en Meer (S. 88). Der Vater Trotzkis mutiert
bei Ulrich nach wenigen Buchseiten vom
Bauern (S. 9) zum Unternehmer, der Bauern
unterdrückte (S. 13) usf.

Insgesamt bietet der Autor kaum Neues.
Lediglich Trotzkis Tätigkeit als Kriegskorres-
pondent in den Balkankriegen ist ausführli-
cher dargestellt als in der Autobiographie des
Revolutionärs, auf die sich Ulrich weitge-
hend stützt. Der an Trotzki interessierte (jun-
ge) Leser sollte daher lieber zum Original
greifen - zu Trotzkis »Mein Leben«.

JOCHEN WEICHHOLD
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Hanna Behrend, Anneliese
Braun, Hans Wagner:
Emanzipation = menschliche
Selbstveränderung?
trafo verlag dr. wolfgang weist
Berlin 1995, 227 S.
ISBN 3-930412-73-X
Als die AutorInnen dieses Buch in einer wis-
senschaftlichen Diskussion der Öffentlichkeit
vorstellten, signalisierte die Zahl der Teil-
nehmerInnen ein für heutige Verhältnisse
überraschend großes Interesse am Thema
»Emanzipation«. Vielleicht war es auch der
Titel der damit eröffneten Schriftenreihe zu
globalen Fragen, der die LeserInnen angezo-
gen hatte: »Auf der Suche nach der verlore-
nen Zukunft«. Jedenfalls trifft die Herausge-
berin Hanna Behrend und Mitautorin des er-
sten Bandes mit ihrem Anliegen offensicht-
lich den Nerv vieler Intellektueller und prak-
tisch an gesellschaftlichen Alternativen In-
teressierter, und dies nicht nur im Osten des
Landes. Es werden Forschungsergebnisse ei-
ner Gruppe von WissenschaftlerInnen vorge-
stellt, deren Geschichte Jahrzehnte zurückreicht
und die, nach dem Zusammenbruch des So-
zialismus und dem Verlust von Utopien, sich
nicht einfach von dem, was als marxistisches
Denken galt, ab- und neuen Theorien zu-
wandten. Vielmehr unterzogen sie sich der
Mühe, den Irrtümern und falschen theoreti-
schen Voraussetzungen des eigenen Den-
kens nachzuspüren, und schufen sich damit
ein verläßlicheres Instrumentarium, neue,
brauchbar erscheinende theoretische Ansät-
ze zu prüfen. Der Leser wird an dieser Suche
beteiligt und damit auch am Gewinn der kri-
tisch/selbstkritischen Aufarbeitung von Denk-
geschichte.

Vor allem die Beschäftigung und Auseinan-
dersetzung mit feministischen Theorien ha-
ben die AutorInnen zu einem rassen-, klas-
sen- und geschlechtsübergreifenden Theo-
rieansatz geführt, mit dem sie unter anderem
Gründe für das Scheitern neuerer Emanzipa-
tionsbewegungen - der sozialistischen wie
der feministischen - analysieren und nach
neuen Wegen für die Gestaltung menschen-
gerechter Verhältnisse suchen.

Emanzipatorische Leistungen und Defizite

marxistischer und feministischer theoreti-
scher Positionen respektive praktischer poli-
tischer Bewegungen sind Gegenstand des er-
sten Beitrages der Anglistin und Historikerin
Hanna Behrend. Anneliese Braun, Ökono-
min, betrachtet unter anderem emanzipato-
rische Leistungen und Begrenzungen des pa-
triarchalisch geprägten Staatssozialimus in
der DDR und vergleicht sie mit patriarchali-
schen Verhältnissen im Westen Deutsch-
lands. Beide Autorinnen kommen zu dem
Schluß, daß die heutigen globalen Bedrohun-
gen die Aufhebung der patriarchalen u n d
der Kapitalverhältnisse verlangen und daß
ein Analyseansatz gebraucht wird, der beide
einbezieht. Sie arbeiten als theoretische Vor-
aussetzung heraus, daß der methodologische
Zugang bei der Betrachtung von Geschichte
und Gesellschaft nicht wie bei Marx in der
Produktion der Lebensmittel, sondern viel-
mehr in der Produktion des Lebens selbst ge-
sucht werden muß. Favorisiert wird die Kate-
gorie der Lebensweise gegenüber der Kate-
gorie der Produktionsweise. Braun verweist
darauf, daß nur so der Blick für ganzheitliche
Lebenserfordernisse und -bedingungen frei
wird, zu denen auch die Natur gehört. (vgl.
Braun, S. 113f.) Behrend macht deutlich, daß
die Begrenzung der Analyse auf die Repro-
duktion der Lebensmittel bei Marx auch
Konsequenzen hatte für subjekttheoretische
Ansätze, die damit auf den Bereich der Wa-
renproduktion beschränkt blieben. (vgl. Beh-
rend S. 22f) Aber auch Verfälschungen der
Theorie durch die praktische sozialistische
Bewegung sind Gegenstand der Reflektion.

Des Ökonomen Hans Wagners Thema ist
die Lösung der gegenwärtigen Entwick-
lungskrise als Krise des industriellen Stoff-
wechsels mit der Natur. Indem er soziale
Übergänge in der Geschichte der industriel-
len Entwicklung analysiert, kommt er sozia-
len Entwicklungsstrukturen auf die Spur, aus
denen er die Möglichkeit einer »schließli-
chen Integration der menschlichen Gesell-
schaft in die Natur« ableitet. Die soziale Ge-
schichte der Menschen mit Marx als eine
»Geschichte ihrer individuellen Entwick-
lung« betrachtend, setzt er auf die Fähigkeit
zur menschlichen Selbstveränderung.

Daß hier wie in den beiden vorangehenden
Beiträgen historische Subjekte nicht in der
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Zugehörigkeit zu einer bestimmten politi-
schen oder sozialen Klasse, Schicht, oder gar
einem Geschlecht verortet, sondern im Zu-
sammenhang mit den individuellen Entwick-
lungsmöglichkeiten des Menschen gesucht
werden und daß nach gangbaren Alternati-
ven außerhalb festgefügter oder sich wieder
festfügender Macht- und hierarchischer
Strukturen geforscht wird, gehört zu den
hoffnungsvoll stimmenden Momenten dieser
sozialwissenschaftlichen Überlegungen.

RENATE LIEBSCH

Gudrun Hentges, Guy Kempfert,
Reinhard Kühnl (Hrsg):
Antisemitismus.
Geschichte - Interessenstruktur
- Aktualität,
Distel Verlag Heilbronn 1995,
190 S. (26,80 DM)
Was dieses Buch vor anderen auszeichnet,
ist, daß es fachübergreifend Unternehmer,
Journalisten, Wissenschaftler vereinigt die
etwas zum Thema Antisemitismus zu sagen
haben. Herausgekommen ist nicht nur eine
Artikelsammlung, sondern ein Teamwork, in
dem die Ursprünge des Antisemitismus
ebenso beleuchtet werden wie die vielfälti-
gen religiösen, ethnischen, ökonomischen
und sonstigen Gewänder, in die er schlüpfen
muß, um wirksam zu werden, seinen Zweck zu
erfüllen.

Es erweist sich als überaus vorteilhaft, daß
die Herausgeber Fachleute aus so vielseiti-
gen Wissensgebieten für ihr Vorhaben ge-
winnen konnten. Der Leser hat zwar
zunächst den Eindruck, daß jeder Autor, je
nach Wissensgebiet, bei der Ursachenfor-
schung einen anderen Schwerpunkt setzt.
Letztlich erweist sich aber gerade dies als
Gewinn. Die eigentlichen Wurzeln des Anti-
semitismus, die meines Erachtens in der
ökonomischen Sphäre zu suchen sind, d.h. in
dem Bereich des Lebenserwerbs mit den dort
auftretenden Interessen, Gegensätzen und
Schwierigkeiten, werden durchaus erwähnt,
bleiben aber merkwürdig schwach; sehr viel
schwächer jedenfalls, als von Weber oder

Fuchs sehr einsichtig herausgearbeitet wor-
den ist. Dafür treten aber die vielfältigen Be-
dingungen und Einflüsse deutlich hervor, die
dem Antisemitismus sein konkretes, von den
jeweiligen Zeitläuften geprägtes, Gesicht ge-
ben; und auch die Gegebenheiten, die dazu
beitragen, daß es gerade die Juden sind, an
denen sich der Haß festmacht, anstatt, wie es
unter anderen Umständen vielleicht der Fall
gewesen wäre, Hexen, Farbige, Ausländer,
Moslems oder Christen usw. zu treffen.

Stegemann, Theologe, legt zum Beispiel
den Schwerpunkt auf die christlichen Wur-
zeln des Antisemitismus und zeigt zugleich,
daß das orthodoxe Judentum in der Zeit der
Aufklärung als das Gegenteil des Fortschritts
erschien, in der Bismarck-Zeit dagegen das
liberale Judentum als das Gegenteil figurier-
te, als Träger eines zersetzenden intellektu-
ellen Fortschritts. Für die Judenfeindschaft
kann das Judentum also trotz allen Form-
wandels als der asymmetrische Gegenbegriff
schlechthin gelten; immer vorausgesetzt, ein
besserer griffiger Aufhänger sei nicht gegeben.
Unter den gleichen Voraussetzungen ist in ei-
ner tief christlich geprägten Gesellschaft wie-
derum das Judentum der »natürliche« Antipode,
an dem sich aufsteigender Frust und Haß abar-
beiten, gegebenenfalls auch entladen kann.

Kühnl, Politikwissenschaftler, relativiert
wiederum die christlichen und zeigt die so-
zialökonomischen Wurzeln des Antisemitis-
mus, verbindet sie mit dem Aufkommen des
Rassismus im Imperialismus, der sich mit
der glaubensmäßigen Grundlage des Antise-
mitismus verband, sie nach und nach ver-
drängte und ihm eine rassistische Grundlage
gab; aus der ideologischen wurde eine biolo-
gische Identität der Juden. Der Antisemitismus
entwickelte sich schließlich zu einer komplet-
ten Weltanschauung, mit der sich das Gesche-
hen in Politik und Gesellschaft erklären ließ.
Eine Weltanschauung, die späterhin ideologi-
sche Grundlage des Holocaust werden sollte.

Pätzold, Historiker, arbeitet wiederum die
konkreten Umstände der Nazizeit heraus,
zeigt die Vielfältigkeit der Gruppen und In-
teressen, die durch die Judenverfolgung be-
dient werden konnten und den Antisemitis-
mus so ebenso zur Befestigung der Macht als
auch zur Befriedigung materieller Interessen
nutzte.
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Alle Facetten anzusprechen, die von den
verschiedenen Autoren, ausgehend von
ihren jeweiligen Fachgebieten, herauspräpa-
riert wurden, ist hier nicht möglich; Ober-
müllers Abrechnung mit der Auschwitz-Lüge
beispielsweise, oder Claussens Darstellung
des Verhältnisses von Antisemitismus und
Antizionismus usw. Es ergibt sich ein Kalei-
doskop vielfältiger Interessen, Bedingungen,
Einflüsse usw., aus denen solche ideologi-
schen Giftgewächse wachsen.

Das Buch ist mit Gewinn zu lesen. In ge-
wissem Sinne faßt es die Erkenntnisse der
verschiedensten Fachgebiete zum Antisemi-
tismus zusammen. Es wäre zu wünschen,
daß aus solch wohl eher zufälligen Zusam-
menarbeit eine bewußte würde, die die An-
tisemitismusforschung vorantreiben könnte,
denn Antisemitismus ist nur ein Synonym
für allerlei derartige Fehlvorstellungen, de-
ren sich niedere Interessen, wie gerade in
Bosnien-Herzegowina zu sehen, trefflich be-
dienen können.

ROBERT KATZENSTEIN

Claudia von Zglinicki:
Ich, Prinzessin Viola.
Ein altes Haus und
seine Besetzer,
Aufbau Taschenbuch Verlag
Berlin 1995, 206 S. (15,90 DM)
»Ich bin ich. Ich lasse mich nicht ... einsortie-
ren und abstempeln.« Im Frühjahr 1994 lern-
te die Journalistin Claudia von Zglinicki in
ihrer Nachbarschaft im Berliner Prenzlauer
Berg die sechzehnjährige Henrike und die
anderen obdachlosen Punks kennen, die
durch ihr provozierendes Äußeres auffielen
und das Leben im Kietz veränderten. Sie hat-
ten im vorangegangenen Winter ein altes
Backsteinhaus besetzt. Nach zweimaliger
Räumung lebten sie zwei Wochen lang auf
dem Bürgersteig vor dem Objekt ihrer Be-
gierde, bevor sie die beiden oberen Etagen
wieder bewohnen durften. Claudia von Zgli-
nicki wollte die »Außenseiter« persönlich
kennenlernen, um mehr über sie zu erfah-
ren, als Statistiken über obdachlose Kinder
und Jugendliche so hergeben: »Neugier auf
die bunten Bewohner. Die Schmuddelkinder,

denen die meisten Leute auf der Straße lie-
ber ausweichen...Von denen die meisten
Menschen vermuten,daß sie klauen und sau-
fen und Drogen nehmen, daß sie jedenfalls
irgendwie auf Kosten der Soliden leben« (S.
7f.). Sie nimmt Kontakt auf, und die Bewoh-
ner fassen langsam Vertrauen, einige sind
bereit, auch vor laufendem Tonband von ih-
rer Vergangenheit, ihren Gefühlen und Hoff-
nungen zu erzählen. Die Autorin hat sich
entschieden, »ihnen alles zu glauben, was sie
erzählen. Natürlich werten sie, wählen sie
aus, wie jeder, der erzählt. Machen Erlebtes
größer, kleiner. Das ist normal. Grundsätz-
lich sind die Geschichten aber so passiert, es
ist ihr Leben, ganz real. Später stelle ich fest,
wie einzelne Episoden, die verschiedene Per-
sonen schildern, zusammenpassen und stim-
men. Sie erzählen auch Dinge, die weh tun.«

Das Buch gibt auf eine berührende, gerade
durch seine Authentizität Sympathie hervorr-
rufende, Art die Gespräche mit acht jungen
Frauen und Männern wieder: zum Beispiel
mit Viola, der »Prinzessin«, die in einer west-
deutschen Kleinstadt lebte, bevor sie nach
Berlin kam, mit Henrike, Riese und Müller
sowie Enno, »der bei der Nationalen Volksar-
mee gewesen war, als die DDR verschwand
und er unerwartet, ohne den Schimmer einer
Ahnung, zum Bürger eines anderen Staates
wurde, ohne Übersiedlung, überhaupt ohne
Bewegung, ohne irgendetwas unternommen
zu haben. Er hätte auch nicht gewußt, war-
um.« (S.12). In den Berichten wird deutlich,
daß die Ursachen, warum das Leben der Ju-
gendlichen an irgendeinem Punkt aus der
Bahn geraten ist, meist ähnlich sind: kata-
strophale soziale Verhältnisse und die völlige
Unfähigkeit zur Kommunikation in den Fa-
milien. Sie kennen Einsamkeit, einige woll-
ten ihrem Leben ein Ende setzen, und doch
formulieren sie ähnliche Wünsche und Hoff-
nungen: eine feste Wohnung, ein interessan-
tes Projekt, an dem sie mitarbeiten können,
verläßliche Beziehungen.... »Jede Generation
sucht ihren eigenen Weg, rebelliert und pro-
voziert, heißt es. Falsch, denke ich... Nur
manche in jeder Generation tun das.« Dieses
Buch und die ehrlichen Fotos sind eine
Chance, sie kennenzulernen.

MARION KUNZE
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Theoretische Notizen zu einem Problem
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ZEILINGER, DORIS: Freiheit und Ordnung des
Marktes. Eine Perspektive für den organi-
sierten Kapitalismus? (Heft 58)

ZWEI GEHEIMBEFEHLE DER NSDAP (Heft 55)
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Pufendorf. Bericht über ein Kolloquium
»Demokratie und soziale Emanzipation«
des Fördervereins Konkrete Utopien e.V.
am 17. Dezember 1994 in Berlin (Heft 52)

BRANGSCH, LUTZ: Für eine grundlegende Wen-
de in der Sozialpolitik - PDS diskutiert Al-
ternativen zur Regierungspolitik (Heft 58)

BRESLER, SIEGFRIED: »Deutsche Emigranten in
Moskau - ihr Leben und Schicksal.« 5.
Symposium der Heinrich-Vogeler-Gesell-
schaft (Heft 61)

EHRICH, UTE: NSDAP in Österreich (Heft 52)
FAULAND-WECKMANN, HILDE: Ist Demokratisie-

rung mehr als Parlamentarische Demo-
kratie? - Ein Versuch »von unten«, im poli-
tologischen »Weltkongreß« präziser zum
Thema zu kommen (Heft 51)

FLECHSIG, STEFFEN: Argentinien auf dem
Sprung - aber wohin?

HÖTZEL, MANFRED: »August Bebel - Sozialde-
mokratische Tradition und Gegenwart«.
Podiumsgespräch in Berlin (Heft 56)

HOFFMANN, GERD-RÜDIGER: Der Weltsozial-
gipfel ist in Sicht, doch wer sieht durch,
was das alles soll? (Heft 53)

HOPFMANN, ARNDT: Ansätze gesellschafts- und
kapitalismuskritischer Optionen (Heft 51)

HOPFMANN, ARNDT: Der Klima-Gipfel in Berlin
- ein hoffnungsloser Fall (Heft 54)

LÖTZSCH, RONALD: Stigma und Normalität. 50
Jahre nach dem Untergang des ersten
deutschen Nationalstaates auf der Suche
nach der Nation (Heft 59)

JOSEPH, DETLEF: 3. Ostdeutscher Juristentag
(Heft 52)

SCHEERER, REINHARD: »Journalisten zwischen
Fundamentalismus von links und rechts in
Kirche und Gesellschaft« (Heft 59)

SCHÖLZEL, ARNOLD: Tagung der Ernst-Bloch-
Assoziation (Heft 51)

SCHÖLZEL, ARNOLD: Utopie einer neuen Demo-
kratie in Deutschland. Kolloquium in
Schwarzenberg zur Nachkriegsgeschichte
(Heft 57)

Bücher & Zeitschriften
ANNA SEGHERS - eine Biographie in Bildern.

Mit einem Essay von Christa Wolf. Hrsg.
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von Frank Wagner, Ursula Emmerich,
Ruth Radvanyi (Brigitte Stuhlmacher -
Heft 55)

APITZSCH, URSULA (Hg.): Neurath, Gramsci,
Williams. Theorien der Arbeiterkultur und
ihre Wirkung (Sabine Kebir - Heft 59)

ARBEITSGRUPPE ALTERNATIVE WIRTSCHAFTSPOLITIK:
Memorandum ‘94 (Ulrich Busch - Heft 52)

BERGMANN, THEODOR; HEDELER, WLADISLAW;
KEßLER, MARIO; SCHÄFER, GERT (Hg.): Lenin.
Theorie und Praxis in historischer Per-
spektive (Andreas Wiesner - Heft 53)

BETZ, KARL; RIESE, HAJO (Hg.): Wirtschaftspoli-
tik in einer Geldwirtschaft (Ulrich Busch -
Heft 59)

BINSWANGER, HANS CHRISTOPH; VON FLOTOW, PA-
SCHEN (Hg.): Geld & Wachstum. Zur Philo-
sophie und Praxis des Geldes (Ulrich
Busch - Heft 53)

BOCK, HELMUT; PLÖSE, RENATE (Hg.): Aufbruch
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Heft 59)

BRANDENBURGER VEREIN FÜR POLITISCHE BILDUNG
»ROSA LUXEMBURG« E.V. (Hg.): Befreiung -
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Mai 1945 (Jörn Schütrumpf - Heft 61)

BRODSKI, JEFIM A.: Sabweniju nje podleshit
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(Ines Mietkowska-Kaiser - Heft 59)

BUCK-BECHLER, GERTRAUDE; JAHN, HEIDRUN
(Hg.): Hochschulerneuerung in den neuen
Bundesländern. Bilanz nach vier Jahren
(Hans-Jürgen Schulz - Heft 54)

BÜRGENMEIER, BEAt: Sozioökonomie. Für eine
ethische Erweiterung der wirtschaftspoliti-
schen Diskussion (Ulrich Busch - Heft 56)

BUTTERWEGGE, CHRISTOPH; GRUNDMANN, MARTIN
(Hg.): Zivilmacht Europa. Friedenspolitik
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(Paul Heider - Heft 59)

CASSIUS: Der Prozeß gegen Mussolini. Hrsg. u.
eingeleitet von Theodor Bergmann und
Mike Jones; und: Blinkorn, Martin: Musso-
lini und das faschistische Italien (Harald
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CIPOLLA, CARLO M.: Geld-Abenteuer. Extra va-
gante Geschichten aus dem europäischen
Wirtschaftsleben (Ulrich Busch - Heft 57)

CONRAD, CHRISTOPH; KESSEL, MARTIN (Hg.): Ge-
schichte schreiben in der Postmoderne
(Roger Behrens - Heft 56)

CZICHON, EBERHARD: Die Bank und die Macht.
Hermann Josef Abs, die Deutsche Bank
und die Politik (Harald Lange - Heft 58)
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rung und politische Ansätze zur Überwin-
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DUX, GÜNTER: Die Spur der Macht im Verhältnis
der Geschlechter (Ulf Grieger - Heft 53)

DWARS, JENS-FIETJE; STRÜTZEL, DIETER; MIETH,
MATIAS: Widerstand wahrnehmen. Doku-
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nold Schölzel - Heft 60)

ELSÄSSER, JÜRGEN: Antisemtismus - das alte
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Katzenstein - Heft 57)

FALIN, VALENTIN: Zweite Front. Die Interessen-
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FALTIN, GÜNTER; ZIMMER, JÜRGEN: Reichtum
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FOWKES, BEN: Aufstieg und Niedergang des
Kommunismus in Osteuropa (Stefan Bol-
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GALLAS, ANDREAS: Politische Interessenvertre-
tung von Arbeitslosen (Friedhelm Wolski-
Prenger - Heft 52)

GRANSOW, BETTINA; LI HANLIN: Chinas neue
Werte. Einstellungen zu Modernisierung
und Reformpolitik (Wolfram Adolphi -
Heft 57)

GRUNERT, HORST: Für Honecker auf glattem
Parkett (Carmen Schwitter - Heft 57)

HOFFMANN, THEODOR: Das letzte Kommando.
Ein Minister erinnert sich (Ulrich Weiss -
Heft 55)

HUFFSCHMID, JÖRG: Wem gehört Europa? Bd. 1
Wirtschaftspolitik in der EG, Bd. 2 Kapital-
strategien (Arndt Hopfmann - Heft 54)

JUCHLER, JAKOB: Osteuropa im Umbruch
(Arndt Hopfmann - Heft 51)

KLAUS, MANFRED; RÖSSEL, UWE-JENS; BISCHOFF,
JOACHIM (Hg.): Bürgernahe Kommunalpo-
litik - Handreichung für aktive BürgerIn-
nen (Wolfram Friedersdorff - Heft 58)

KOCH, MAX: Vom Strukturwandel einer Klas-
sengesellschaft. Theoretische Diskussion
und empirische Analyse (Horst Hartmann
- Heft 58)

KOWALCZUK, ILKO-SASCHA (Hg.): Paradigmen
deutscher Geschichtswissenschaft (Walter
Schmidt - Heft 51)

KRESCHNAK, HORST: Sachsen und der Übergang
vom Industrie- zum Informationskapitalis-
mus (Arndt Hopfmann - Heft 61)

Krisis Nr. 14 - beiträge zur kritik der waren-
gesellschaft (Gerd Bedszent - Heft 56)

LANDAUER, GUSTAV; MAUTHNER, FRITZ: Brief-
wechsel 1890-1919, bearb. v. Hanna Delf,
hrsg. v. Hanna Delf und Julius Schoeps
(Roger Behrens - Heft 53)

LAVIGNE, MARIE (Ed.): Capitalismes a l’Est. Un
accouchement difficile (Gunther Kohlmey
- Heft 60)

LEGGEWIE, CLAUS: Die 89er - Porträt einer Ge-
neration (Stefan Bollinger - Heft 61)

LÜKEN, MATHILDE (GENANNT KLAßEN):
Währungskonkurrenz und Protektion. Pe-
ripherisierung und ihre Überwindung aus
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geldwirtschaftlicher Sicht. Studien zur
monetären Ökonomie, Bd. 12 (Arndt Hopf-
mann - Heft 58)

MANDELA, NELSON: Der lange Weg zur Freiheit
(Hanna Ndlovu - Heft 59)

MANOSCHEK, WALTER: »Serbien ist judenfrei«.
Militärische Besatzungspolitik und Juden-
vernichtung in Serbien 1941/42 (Martin
Seckendorf - Heft 61)

MARXISMO OGGI; und: Rivista dell’Associazione
Culturale Marxista (Harald Neubert - Heft
56)

MAUS, INGEBORG: Zur Aufklärung der Demo-
kratietheorie (Sabine Kebir - Heft 51)

MIEGEL, MEINHARD; WAHL, STEFANIE: Das Ende
des Individualismus. Die kultur des We-
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MÜLLER-MADEJ: Das Mädchen von der Schind-
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lebenden (Robert Katzenstein - Heft 56)

NARR, WOLF DIETER; SCHUBERT, ALEXANDER:
Weltökonomie. Die Misere der Politik
(Arndt Hopfmann - Heft 55)

NIETHAMMER, LUTZ (Hg.); Der »gesäuberte«
Antifaschismus. Die SED und die roten
Kapos von Buchenwald. Dokumente
(Klaus Drobisch - Heft 56)

NOLTE, DIRK; SITTE, RALF; WAGNER, ALEXANDRA
(Hg.): Wirtschaftliche und soziale Einheit
Deutschlands. Eine bilanz (Ulrich Busch -
Heft 61)

NORTH, MICHAEL: Das Geld und seine Ge-
schichte (Ulrich Busch - Heft 54)

PASTERNACK, PEER (Hg.): IV. Hochschulreform.
Wissenschaft und Hochschulen in Ost-
deutschland 1989/90. Eine Retrospektive
(Hans-Jürgen Schulz - Heft 57)

PIRKER, THEO; LEPSIUS, M. RAINER; WEINERT, RAI-
NER; HERRTLE, HANS-HERMANN: Der Plan als
Befehl und Fiktion. Wirtschaftsführung in
der DDR. Gespräche und Analysen (Arndt
Hopfmann - Heft 60)

PODBERSKIN, A.I. u.a. (Hg.): Der unbekannte
Ruzkoj: Ein politisches Porträt (russ.);
und: Dobrochotov, L.N. u.a. (Hg.): Jelzin -
Chasbulatov: Einheit, Kompromiß, Kampf
(russ.); und: Jelzin, Boris: Aufzeichnungen
des Präsidenten (russ.) (Wladislaw Hede-
ler - Heft 51)

POLIS (Gerd Kaiser - Heft 54)
PROKLA 1995, Heft 100 (Arndt Hopfmann -

Heft 62)
REICH, ROBERT B.: Die neue Weltwirtschaft

(Ingo Schmidt - Heft 51)
REIMANN, GÜNTER: Berlin-Moskau 1932. Das

Jahr der Entscheidung (Stefan Bollinger -
Heft 53)

RICHERT, JOCHEN (Hg.): Subjekt und Organisa-
tion. Neuorientierung gewerkschaftlicher

Bildungsarbeit (Friedhelm Wolski-Prenger
- Heft 57)

RICHTER, HORST-EBERHARD: Wer nicht leiden
will, muß hassen; und: Ders.: Umgang mit
Angst (Reinhard Grienig - Heft 51)

RÖD, WOLFGANG: Der Weg der Philosophie
(Hermann Klenner - Heft 51)

RIESEBERG, HANS JOACHIM: Arbeit bis zum Un-
tergang. Die Geschichte der Naturzer-
störung durch Arbeit (Stefan Bollinger -
Heft 55)

SAAGE, RICHARD: Eigentum, Staat und Gesell-
schaft bei Immanuel Kant (Hermann
Klenner - Heft 62)

SANA, HELENO: Das Vierte Reich. Deutschlands
später Sieg (Arnold Schölzel - Heft 60)

SHAHAR (Heinz Behling - Heft 54)
SCHERER, KLAUS-JÜRGEN; WASMUTH, ULRIKE C.

(Hg.): Mut zur Utopie! Festschrift für Fritz
Vilmar (Arnold Schölzel - Heft 53)

SCHREINER, OTMAR: Arbeit für alle? Wege aus
der Arbeitslosigkeit (Friedhelm Wolski-
Prenger - Heft 56)

SEIDEL, HELMUT: Spinoza zur Einführung
(Gottfried Stiehler - Heft 52)

STRECKER, OTTO A.: Der Wandel ökonomi-
scher Systeme: Entwicklung und Transfor-
mation aus monetärer Sicht an den Bei-
spielen Thailands und Ungarns (Ulrich
Busch - Heft 55)

STREHLE, RES: Wenn die Netze reissen. Markt-
wirtschaft auf freier Wildbahn (Arndt
Hopfmann - Heft 53)

VERSTER, MICHAEL; HOFMANN, MICHAEL; ZIERKE,
IRENE (Hg.): Soziale Milieus in Ostdeutsch-
land: Gesellschaftliche Strukturen zwi-
schen Zerfall und Neubildung. (Ulrich
Busch - Heft 58)

VOLKOV, SHULAMIT: Die Juden in Deutschland
1780-1918. Enzyklopädie deutscher Ge-
schichte, Band 16 (Robert Katzenstein -
Heft 53)

WECHSELWIRKUNG 1995, Heft 75 (Gerd Beds-
zent - Heft 62)

WENDE, MICHAEL: Metaphysik und Mensch.
Das System der Philosophie von Hegel und
die Eröffnung der Möglichkeit des Men-
schen (Holger Förster - Heft 56)

WENZKE, RÜDIGER: Die NVA und der Prager
Frühling 1968. Die Rolle Ulbrichts und der
DDR-Streitkräfte bei der Niederschlagung
der tschechoslowakischen Reformbewe-
gung. Forschungen zur DDR-Geschichte,
Bd. 5 (Stefan Bollinger - Heft 58)

WIDER DIE RESIGNATION DER LINKEN. STIMMEN
GEGEN ANTIKOMMUNISMUS, KONTERREVOLUTI-
ON UND ANNEXION. Mit einem Geleitwort
von Heinz Kamnitzer /Reinhard Scheerer -
Heft 52)
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Liebe Autorinnen und Autoren,
wir bitten Sie/Euch, beim Einreichen von
Manuskripten zu beachten, daß Beiträge in
»UTOPIE kreativ« nur veröffentlicht werden
können, wenn sie in der eingereichten oder
einer ähnlichen Form nicht anderwärts er-
schienen sind oder erscheinen werden.
Da wir nicht über festangestellte Redakti-
onsmitarbeiter und insbesondere nicht über
Schreibkräfte verfügen, sollten Manuskripte
an uns auf maschinenlesbaren Datenträgern
sowie in einem Exemplar ausgedruckt einge-
sandt werden.
Wir bitten vorzugshalber darum, die Textver-
arbeitungssysteme »Word« (für DOS, WIN-
DOWS oder MACINTOSH) oder »Word-Per-
fect« bzw. »Works« (für DOS oder WINDOWS)
zu verwenden. Der Text auf Diskette sollte
zudem keine Trennungen oder sonstigen
speziellen Formatierungen enthalten. Zur
Erstellung von Tabellen bitten wir unsere
AutorInnen, wenn irgend möglich, Tabulato-
ren zu verwenden.
Da wir in den jeweiligen Monatsheften mög-
lichst viele Autoren und Themen berücksich-
tigen wollen, sollten Manuskripte für Sach-
beiträge einen Umfang von ca. 4.000 Wörtern
oder ca. 25.000 Zeichen (entspricht ca. 15

Normmanuskriptseiten) nicht überschreiten.
Angaben zur/zu den AutorInnen und Mar-
ginalien (ca. im Verhältnis 1:5 zum Umfang
des Beitrages; also auf 15 Manuskriptseiten
kommen zusätzlich ca. 4 Seiten Marginalien)
sind gesondert - aber auf ein und derselben,
eindeutig beschrifteten Diskette - beizufü-
gen. AutorInnen, die erstmals bei uns veröf-
fentlichen, werden gebeten, ein Porträtfoto
(möglichst kein Paßbild) einzusenden.
Der Kopf von Rezensionen bzw. Annotatio-
nen muß folgende Angaben (in der angege-
benen Reihenfolge und Interpunktion) ent-
halten: Vorname Name der AutorIn(nen)/He-
rausgeberIn(nen): Titel, Verlag Ort Jahr, Sei-
tenanzahl und (Preis). Der Text selbst sollte
1.000 Wörter bzw. 7.000 Zeichen (ca. 4 Ma-
nuskriptseiten) nicht überschreiten.
Mit der Veröffentlichung eines Beitrages geht
das Recht zur Vervielfältigung, Verbreitung
und Übersetzung auf die Zeitschrift über. Hier-
von unberührt bleiben die Urheberrechte.
Für unverlangt eingehende Manuskripte
kann keine Haftung übernommen werden.
Eine Rücksendung ist nur dann möglich,
wenn ein frankierter Rückumschlag oder
Porto in Form von Briefmarken beigefügt
wurde.
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